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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Veränderungen in der Erwerbslandschaft, der de-
mographische Wandel und die Globalisierung 
gelten neben anderen Einfl ussfaktoren wie der 
Erosion der Finanzierungsbasis der sozialen Siche-
rungssysteme und der Staatsverschuldung als we-
sentliche Gründe für eine Neuausrichtung des 
Sozialstaats. Diese Debatte um die Zukunft des 
Sozialstaats hat uns veranlasst, auf ausgewählte 
Aspekte dieses Themas intensiver einzugehen und 
sie mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wissen-
schaft, Politik und Verbänden zu diskutieren. Ihre 
Beiträge in Form von Impulsreferaten und Kom-
mentaren sind in den vorliegenden Broschüren 
abgedruckt. Damit wollen wir zu einer Konkretisie-
rung des Begriffs „vorsorgender Sozialstaat“ bei-
tragen. 

Im Zentrum standen die Sozial-, Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungs- sowie Bildungs- und Familien-
politik, ergänzt durch wirtschaftspolitische Bei-
träge. Wir veröffentlichen das umfangreiche Ma-
terial in drei Berichten zu den drei genannten The-
menfeldern, wobei der hier vorliegende Text den 
Bereich Bildungs- und Familienpolitik abdeckt. 
Die Texte haben teilweise einen analytischen Cha-
rakter, teilweise bieten sie Interpretationen zur 
Sozialstaatskonzeption an. Mit ihnen wird ein ers-
ter Abschnitt unserer Arbeit zum Thema dokumen-
tiert, die 2008 fortgesetzt wird. Trotzdem möch-
ten wir in einer Zwischenbilanz einige Ergebnisse 
der bisherigen Arbeit festhalten:

Es bestand bei den Teilnehmern und Teilneh-
merinnen der Workshops Konsens, dass die nor-
mativen Grundlagen des gegenwärtigen wie zu-
künftigen Sozialstaats durch Werte wie Gerech-
tigkeit, Solidarität, Teilhabe und Freiheit geprägt 
sind. Durch diesen Wertekanon fi ndet eine deut-
liche Abgrenzung gegenüber marktwirtschaft-
lichen, ausschließlich an privatwirtschaftlichen 
Interessen orientierten Konzepten statt. 

Vorbemerkung

Im Unterschied zum jetzigen soll sich der zu-
künftige Sozialstaat durch eine Neujustierung sei-
ner Struktur, seiner Funktionen und seiner insti-
tutionellen Ausgestaltung auszeichnen, die in 
ers ter Linie auf Vorsorge ausgerichtet sind. Dabei 
kommt Maßnahmen zur Aktivierung, Investiti-
on, Prävention und Innovation eine hohe Bedeu-
tung zu. Von der Wirksamkeit der Vorsorge wird 
es zukünftig abhängen, wie viel Nachsorge noch 
erforderlich sein wird. 

Selbst bei diesem gemeinsamen Grundver-
ständnis über das, was ein vorsorgender Sozial-
staat sein könnte, existiert eine große Bandbreite 
alternativer politischer Handlungsmöglichkeiten, 
die dieses Ziel erreichen könnten. Ein Beispiel aus 
unserer Diskussion war die kontroverse Debatte 
darüber, wo der Schwerpunkt künftiger Finanzie-
rung der sozialen Sicherungssysteme liegen soll-
te: zunehmend über Steuern oder nach wie vor 
eher über Beiträge – ergänzt durch eine Teilkapi-
taldeckungsvariante. Damit werden nicht nur Fi-
nanzierungsfragen berührt, sondern auch Vertei-
lungsfragen. Denn je nachdem, welcher Weg (z.B. 
Einbeziehung anderer Einkommensarten und Be-
schäftigtengruppen) gewählt wird, kann Ungleich-
heit abgebaut oder verstärkt werden.

Außerdem gab es – ebenfalls auf der Basis 
eines gemeinsamen Grundverständnisses zum vor-
sorgenden Sozialstaat – divergierende Einschät-
zungen hinsichtlich arbeitsmarktpolitischer Erfol-
ge, insbesondere was den Abbau der Arbeitslosig-
keit betrifft. Der Beitrag der Arbeitsmarktpolitik 
– darüber bestand Einvernehmen – wird allzu oft 
überschätzt. Arbeitsmarktpolitik hat zwar nicht 
versagt, aber fundamentale marktwirtschaftliche 
Faktoren wie Investitionskosten für neue Arbeits-
plätze, Produktivität der Beschäftigten oder Ab-
satzchancen für Produkte beschränken ihre Wir-
kung. In der Folge entstehen im Niedriglohnsek-
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tor weniger neue Arbeitsplätze als erhofft. Vorsor-
gende Sozialpolitik kann also auch an Grenzen 
stoßen, die im Eigeninteresse der Politik aner-
kannt werden sollten, da ansonsten nicht einlös-
bare Versprechen gegeben werden. 

Weitgehenden Konsens gab es im bildungs- 
und familienpolitischen Bereich. Allerdings eilen 
die hier vorgestellten Konzepte und Vorschläge 
der bestehenden Praxis erheblich voraus. Fami-
lien- und Bildungspolitik treten im Kontext eines 
vorsorgenden Sozialstaats aus ihrem Schatten-
dasein heraus und werden zu einem wesentlichen 
politischen Ansatzpunkt für die Steigerung des 
gesamtgesellschaftlichen Wohlstandes. 

Gerade wenn Politik tiefer in die Lebenswelt 
eingreift, sind den Bürgern größere Freiheits- und 
Beteiligungsrechte einzuräumen. Sie sind durch 
Sicherheiten beim Zugang zum Arbeitsmarkt und 
im Falle der Erwerbslosigkeit zu ergänzen. Frei-
heits- und Beteiligungsrechte sind aber nicht nur 
gegenüber dem Staat sicherzustellen, sondern sie 
müssen sich auch auf Unternehmensebene nie-
derschlagen, sei es in Form qualifi zierter Mitbe-
stimmung oder Unternehmensbeteiligungen.

Die Vorträge und Diskussionen in den Work-
shops haben dazu beigetragen, die gängige Ana-
lyse und Bewertung von Situationen und Hand-
lungsstrategien wie Lohnnebenkosten, Beitrags-
stabilität, Schaffung von Arbeitsplätzen im Nied-
riglohnsektor und soziale Sicherung in Frage zu 
stellen. Viele der herkömmlichen Deutungsmus-
ter der Ursachen greifen aus unserer Sicht zu kurz 
und vernachlässigen wichtige Faktoren. Dies trifft 
u.a. auf die Debatte um die Rolle der Lohnneben-

kosten und der Globalisierung zu, die immer wie-
der als Bedrohungspotenzial dargestellt werden, 
um den Umbau des Sozialstaats in eine bestimm-
te Richtung zu drängen, in der einzelwirtschaft-
liche statt volkswirtschaftlicher Sichtweisen und 
Interessen dominieren.

Demgegenüber andere Perspektiven und Kon-
zepte zu entwickeln und zu präsentieren, sehen 
wir als eine unserer zukünftigen Aufgaben bei der 
Fortführung der Sozialstaatsdebatte. Dabei wer-
den zukünftig u.a. Themen wie die Vermeidung 
von Armut, Generationengerechtigkeit, (bedin-
gungsloses) Grundeinkommen und die Absiche-
rung bei Übergängen im Erwerbsverlauf im Mit-
telpunkt stehen.

Allen Beteiligten an den hier dokumentierten 
Workshops gilt unser Dank. Besonders sind wir 
der stellvertretenden Vorsitzenden der SPD-Bun-
destagsfraktion, Elke Ferner, MdB, und Birgit 
 Fischer, Mitglied des Präsidiums des SPD-Partei-
vorstandes, zu Dank verpfl ichtet, die mit ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern über fast ein 
Jahr hinweg diesen Diskurs zwischen Politik und 
Wissenschaft mitgetragen haben.

Ruth Brandherm
Leiterin des Gesprächskreises 
Arbeit und Qualifi zierung 
der Friedrich Ebert Stiftung 

Peter König
Leiter des Gesprächskreises Sozialpolitik
der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Gestaltungsoptionen für die 
Familien- und Bildungspolitik

1. Familien- und Bildungspolitik gehören in 
Europa zu den Kernbereichen nationaler Ver-
antwortung und Gestaltung. Gleichwohl stel-
len die gemeinsam formulierten familien- 
und bildungspolitischen Ziele der Europä-
ischen Union wichtige Referenzgrößen dar, 
wenn es um die Ermittlung der Effekte natio-
naler Politikstrategien geht. Ohne jeden Zwei-
fel hat die europäische Kooperation gerade in 
diesen beiden Politikfeldern, die in Deutsch-
land über viele Jahre einen eher nachrangi-
gen Stellenwert inne hatten, zu einer erheb-
lichen Dynamik geführt. So zeigte sich im 
europäischen Vergleich, dass die überwiegend 
auf fi nanzielle Transferleistungen in die Fami-
lie ausgerichtete Familienpolitik in Deutsch-
land und die Favorisierung des Familiener-
nährermodells den Geburtenrückgang nicht 
zu verhindern vermochte und zudem die 
Gleichstellung zwischen Mann und Frau 
durch dieses traditionelle Familienmodell 
strukturell systematisch verhindert wurde. 
Frauen bleibt der Zugang zu attraktiven Be-
rufspositionen und der Aufbau von existenz-
sichernden Erwerbsbiographien, insbeson-
dere nach Familiengründung, hier zu Lande 
weitgehend verwehrt und führt zu erhebli-
chen, empirisch belegten Nachteilen für ihre 
Lebenserwerbseinkommen – trotz einer deut-
lich gestiegenen Bildungsbeteiligung von 
Frauen. Mehr noch: Trotz vorhandener Kin-
derwünsche haben gerade Frauen mit einer 
sehr guten Bildung und berufl ichen Quali-
fi kation aufgrund dieses traditionellen fami-
lienpolitischen Politikkonzepts immer häu-

5

fi ger keine Kinder. Im europäischen Vergleich 
ist der Anteil der Akademikerinnen in West-
deutschland, die zeitlebens ohne Kind(er) 
geblieben sind, am höchsten. Schließlich ist 
zu konstatieren, dass auch das auf europä-
ischer Ebene betonte Ziel der Vermeidung 
von Familien- und Kinderarmut und von so-
zialer Exklusion in Deutschland nicht hinrei-
chend eingelöst wird. Eine der Ursachen liegt 
in der Erwerbslosigkeit von Müttern und Vä-
tern, eine zweite in der Tatsache, dass seit 
Mitte der 1980er Jahre der Anteil von Kin-
dern stetig steigt, deren Eltern keine abge-
schlossene Schul- bzw. Berufsausbildung er-
langt haben, die also selbst bildungsarm ge-
blieben sind. Eine dritte Ursache besteht 
schließlich in einer mental wie strukturell 
verankerten Familienideologie, die im Ge-
gensatz zu profunden Erkenntnissen aus der 
internationalen Forschung hartnäckig an der 
These festhält, dass es für das gedeihliche 
Aufwachsen eines Kindes am besten sei, 
wenn seine eigene Mutter, zumindest in den 
ersten sechs Lebensjahren eine Rundum-
 Betreuung übernimmt, allenfalls ergänzt um 
den Besuch eines Halbtagskindergartens. Auf-
grund der „Privatisierung der Kinderfrage“ 
im großen Stil treten Kinder demzufolge mit 
sehr unterschiedlichen Kompetenzen und 
Bildungsvoraussetzungen in die Schule ein. 
Die strukturelle innere Verfasstheit des deut-
schen Schulsystems wiederum hat diese dis-
paraten Bildungsvoraussetzungen in der Ver-
gangenheit nachweislich eher befördert als 
abgeschwächt und herkunftsbedingte Un-
gleichheit institutionell verstärkt. Im Zusam-
menspiel der genannten Faktoren verwun-
dert es eigentlich kaum, dass Bildungs- und 

Familien- und Bildungspolitik im vorsorgenden Sozialstaat – 

Normative Leitlinien und politische Zielsetzungen

Impuls: Uta Meier-Gräwe
IMPULS
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Lebenschancen von Kindern in Deutschland 
so stark von ihrer sozialen Herkunft abhän-
gen. Hier zeigen sich negative Verstärker-
effekte zwischen der bislang in Deutschland 
praktizierten Familien- und Bildungspolitik. 
Das sozialstaatliche Ziel von Bildungsgerech-
tigkeit wurde damit gründlich verfehlt.

2. Gerade die Kontrastierung dieser ernüch-
ternden Befunde mit den Ergebnissen ande-
rer europäischer Länder und die nachfolgend 
einsetzende intensive Beschäftigung mit er-
folgreichen Sozialmodellen im europäischen 
Raum hat die große Chance eröffnet, den fa-
milien- und bildungspolitischen Reformstau 
in Deutschland zu überwinden. 

 Das bedeutet, die normativen Prämissen des 
vorsorgenden Sozialstaats vor dem Hinter-
grund der Globalisierung der Weltwirtschaft, 
des demographischen Wandels, der Zuwan-
derung, des Übergangs von der Industrie- zur 
wissensbasierten Dienstleistungsgesellschaft 
und im Angesicht veränderter Lebensentwür-
fe und Biographieverläufe auch familien- 
und bildungspolitisch neu durchzubuchsta-
bieren und umzusetzen. Welche sozialstaat-
lichen Rahmungen sind auf den Handlungs-
feldern von Familien- und Bildungspolitik 
erforderlich, um freie Eigenverantwortung, 
Solidarität, Chancengleichheit, Verteilungs- 
und Generationengerechtigkeit zu gewährleis-
ten? Welche Handlungserfordernisse resul tie-
ren aus dem erweiterten Konzept des vorsor-
genden Sozialstaats, nicht allein Fehlentwick-
lungen ausgleichen und den Schwächs ten 
helfen zu wollen, sondern das Eintreten von 
Hilfebedürftigkeit schon vorausschauend zu 
verhindern, Menschen zu befähigen, mit Um-
bruchsituationen eigenverantwortlich, kom-
petent und solidarisch umzugehen? 

3. Auf dem Handlungsfeld der Familienpolitik 
ist der vorsorgende Sozialstaat gefordert, eine 
gesellschaftliche und politische Rahmenset-
zung vorzunehmen, die der nachwachsen-
den Generation die Umsetzung von eigenen 
Lebensentwürfen und die Entscheidung für 
Familie und Kinder in Freiheit und Selbstver-
antwortung eröffnet. Es gilt, den heutigen 
Müttern und Vätern und der nachwachsen-

den Generation vielfältige Möglichkeiten zu 
bieten und zu sichern, Sorgearbeit für ihre 
Kinder, für die eigenen Eltern und für den 
Partner/die Partnerin in eigener Entschei-
dung nicht nur als selbstverständlichen Teil 
der persönlichen Lebensführung anzusehen, 
sondern auch umsetzen zu können. Diese 
Formen von Sorgearbeit sind als gesellschaft-
lich notwendige Formen von Arbeit zu quali-
fi zieren, die für eine Gesellschaft den glei-
chen Stellenwert haben wie die ökonomi-
schen Aktivitäten in der Erwerbssphäre. Auch 
in der globalisierten Welt sind Kinder und 
die Ressourcen von Familien als einem Ort, 
an dem Generationen Verantwortung fürein-
ander übernehmen, eine elementare Voraus-
setzung für die soziale, politische und öko-
nomische Zukunftsfähigkeit der bundes-
deutschen Gesellschaft. Die neue Herausfor-
derung für den vorsorgenden Sozialstaat liegt 
heute darin, die Übernahme von Fürsorge-
arbeit für andere zu ermöglichen, ohne den 
betreffenden Frauen (und Männern) dadurch 
die Teilnahme an anderen gesellschaftlichen 
Handlungsbereichen, vor allem dem Erwerbs-
bereich, zu verstellen. Familienpolitik im vor-
sorgenden Sozialstaat ist somit immer auch 
eine konsequente Politik von Geschlechter-
gerechtigkeit. Das kann und muss zum einen 
durch den fl ächendeckenden Ausbau von 
qualitativ hochwertigen familienergänzen-
den Infrastrukturen für Kinder aller Alters-
stufen erreicht werden. Zum anderen ist eine 
sozialstaatliche Flankierung von Lebensläu-
fen erforderlich, welche die klassische Drei-
teilung des Lebenslaufs in Kindheit und Ju-
gend als Bildungsphase, in das Erwachsenen-
leben als Berufs- oder Familienphase und das 
Rentenalter als Freizeitphase überwindet. Es 
gilt, die Verteilung von Lebensaufgaben im 
Biographieverlauf eines tendenziell längeren 
Lebens so zu organisieren, dass es nicht in 
be stimmten Phasen zur völligen Überlastung 
und Überforderung kommt, wohingegen an-
dere Lebensphasen bei guter Gesundheit oh-
ne gesellschaftliche Teilhabe als reine Freizeit 
organisiert werden. Das klassische altersdif-
ferenzierte Lebenslaufmodell mit der Kumu-
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lation von Lebensaufgaben in einer sehr 
kurzen Lebensspanne („Rush Hour of Life“) 
ist zu ersetzen durch ein neues altersinte-
griertes Lebenslaufmodell. Der 7. Familien-
bericht schlägt hier ein Optionszeitenmodell 
vor, das auf die Normalisierung von Unter-
brechungen der Erwerbsverläufe zwecks Über-
nahme von Sorgearbeit oder (Weiter-)bildung 
zielt, ohne dadurch Nachteile für den wei-
teren Berufsverlauf und die Alterssicherung 
zu induzieren.

4. Viele Studien, darunter die längsschnittlich 
angelegte AWO-ISS-Studie „Gute Kindheit – 
Schlechte Kindheit“ (2002–2005) haben ge-
zeigt, dass ökonomische Deprivation und 
eine unsichere wirtschaftliche Situation der 
Herkunftsfamilie erhebliche negative Effekte 
für die schulischen Leistungen von Kindern 
und für ihre spätere Einkommenslage haben. 
Deshalb bleibt die Herstellung von Vertei-
lungsgerechtigkeit eine wichtige Aufgabe des 
vorsorgenden Sozialstaats, darunter die Unter-
stützung für Familien mit und ohne Migra-
tionshintergrund in spezifi schen Lebenssitua-
tionen und Lebensformen. Das gilt in beson-
derem Maße für Mehrkindfamilien und für 
alleinerziehende Eltern. Im Vergleich der Ein-
kommenspositionen aller Lebensformen neh-
men alleinerziehende Frauen mit kleinen 
Kindern die insgesamt niedrigsten Wohl-
standspositionen zwischen 50 und 59 Pro-
zent ein, wohingegen verheiratete und nicht 
verheiratete Paare ohne Kinder mit bis zu 153 
Prozent über die insgesamt höchsten Wohl-
standspositionen verfügen, gemessen am ver-
fügbaren Einkommen. Gleichermaßen wich-
tig wird es künftig sein, im vorsorgenden 
Sozialstaat auch alleinerziehenden Müttern 
einen Zugang zum Erwerbsleben zu eröffnen 
und sie bei der Alleinverantwortung für ihre 
Kinder umfassend zu unterstützen, denn die 
Erwerbsbeteiligung stellt einen wich tigen 
Schutzfaktor gegenüber Armut dar. Allerdings 
ist diese Integrationsstrategie gerade in viel -
en Frauenberufen zu fl ankieren durch die Ein-
führung von existenzsichernden Mindest-
löhnen und die forcierte Umsetzung von 
„Equal pay“-Konzepten. Hier soll nur angedeu-

tet werden, dass eine nachhaltige Bildungs- 
und Familienpolitik im vorsorgenden Sozial-
staat einer wirkungsvollen Ergänzung durch 
die Arbeits- und Steuergesetzgebung, das 
 Tarifrecht, aber auch durch die unterneh-
merische Praxis bedarf. 

5. Im Handlungsfeld der Bildungspolitik fokus-
siert der vorsorgende Sozialstaat mit dem 
Ausbau von familienergänzenden Infrastruk-
turen zur frühkindlichen Bildung und Erzie-
hung bzw. der Erweiterung des Angebots an 
Ganztagsschulen nicht eindimensional das 
Ziel von Geschlechtergerechtigkeit durch Teil-
habe von Müttern (und Vätern) am Erwerbs-
leben. Ebenso bedeutsam ist ein breites In-
vestment in Einrichtungen und Angebote 
der Bildung und Erziehung von Anfang an, 
um das elementare sozialstaatliche Ziel von 
Bildungsgerechtigkeit und Chancengleich-
heit für alle Kinder zu erreichen, unabhängig 
von ihrer sozialen und ethnischen Herkunft. 
In diesem Handlungsfeld gibt es einen gro-
ßen und bisher keineswegs gedeckten Bedarf. 
Obwohl die Initiativen und anvisierten Finan-
zierungsmodelle zum zügigen Ausbau von 
Krippenplätzen und Ganztagskindergärten 
in die richtige Richtung weisen, bleiben Perso-
nalausstattung und Ausbildungsniveau der-
zeit weit hinter den Standards anderer euro-
päischer Länder zurück. Die bisherige Schul-
praxis der frühen Trennung von Kindern 
nach der Grundschulzeit und die Homogeni-
sierung von Lerngruppen durch das Sitzen-
bleibenlassen von leistungsschwächeren Kin-
dern, anstatt einen intelligenten Umgang 
mit Differenz zu praktizieren (d. h. eine frü-
he und intensive Förderung benachteiligter 
SchülerInnen ebenso zu betreiben wie die 
Entwicklung von lernmethodischen und so-
zialen Kompetenzen unter leistungsstarken 
SchülerInnen), hat dazu beigetragen, dass 
 soziale Schließungstendenzen zwischen Bil-
dungsgruppen und Schichten in Deutsch-
land in den vergangenen Jahrzehnten be-
trächtlich zugenommen haben. Es ist dem-
nach fatal, die soziale Vererbung von Bildungs-
armut eindimensional auf die Unfähig keit der 
Eltern zurückzuführen. Bildungs armut ist zu 
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ckeln muss, die bereits von Geburt an greift. 
Darüber hinaus sind diese Politikfelder und 
ihre Akteure gut beraten, mit anderen poli-
tischen Ressorts, z.B. der Gesundheits politik 
zu kooperieren, um den anstehenden kom-
plexen Problemlagen differenziert und nach-
haltig begegnen zu können. Gerade Kin der 
aus benachteiligten Herkunftsmilieus be-
nötigen einen gesundheitsförderlichen und 
anregungsreichen Kinderalltag, um sich kör-
perlich und geistig gut entwickeln zu kön-
nen. Eine qualitativ hochwertige Betreuung 
und Bildung von Anfang an erweist sich als 
Schlüssel, um Kindern aus diesen Herkunfts-
verhältnissen einen Ausstieg aus dem Teu-
felskreis von intergenerationeller Armut zu 
eröffnen, aber auch die Begabtenpotenziale 
von Kindern zu erschließen und zu fördern, 
deren Eltern sich in prekären Lebenslagen 
befi nden. Kinder aus diesen Herkunftsmilieus 
sind auf eine stärkere öffentliche Verantwor-
tung von Anfang an fundamental angewie-
sen, um – wie es die Neurobiologie und die 
Entwicklungspsychologie nachgewiesen ha-
ben – gut aufwachsen zu können, d. h. um 
ihre linke und rechte Gehirnhälfte und die 
Wahrnehmungskanäle zwischen ihnen zu 
entwickeln und damit die Voraussetzungen 
für Kreativität, Selbstwahrnehmung, Problem-
lösungs- und Sozialkompetenz. Zudem ist 
eine differenzierte Elternarbeit gefragt, die 
ressourcenorientiert und wertschätzend vor-
geht, denn die Einbindung des Elternhauses 
in eine Erziehungspartnerschaft bleibt essen-
tiell. 

7. Des Weiteren ist in der Bildungspolitik eine 
Abkehr von der einseitigen Fixierung auf die 
Vermittlung von Kompetenzen zur Vorberei-
tung auf das Erwerbsleben von Nöten. So be-
steht mit dem Ausbau von Ganztagsschulen 
die Chance, Kindern und Jugendlichen an 
ihren Lern- und Lebensorten vielfältige An-
gebote zu unterbreiten, die ihre körperliche 
und geistige Entwicklung in jeder Hinsicht 
befördern, ein Lernen und Begreifen ihres 
Umfeldes mit allen Sinnen, und zwar unab-
hängig von ihrer sozialen und ethnischen 
Herkunft. Das beginnt im Kindergarten mit 

einem ganz erheblichen Anteil institutionell 
zu verantworten, denn Kinder, gleich welcher 
sozialen und ethnischen Herkunft, sind in 
Deutschland nicht etwa dümmer als Kinder 
in anderen Ländern und ihre Potenziale grö-
ßer als angenommen; sie werden allerdings 
durch das herkömmliche Bildungssystem 
und die vorschnelle Homogenisierung von 
Lerngruppen bei weitem nicht ausgeschöpft. 
Diese Entwicklung verhindert aber nicht nur 
für Kinder aus benachteiligten Milieus er-
folgreiche Bildungswege und Lebenschan-
cen. Sie stellt zugleich eine latente Belastung 
für die bundesdeutsche Gesellschaft insge-
samt dar, weil in alternden Gesellschaften 
ein insgesamt kleiner werdender Anteil von 
jungen Menschen eine größer werdende Zahl 
von hilfs- und transferabhängigen Mens chen 
mittragen muss. In die Bildung der künftigen 
Erwerbsbevölkerung zu investieren, ist dem-
nach eine essentielle Zukunftsaufgabe des 
vorsorgenden Sozialstaats, die durchaus auch 
ökonomische Relevanz besitzt. Unter Gerech-
tigkeitsaspekten ebenso wie aus der Perspek-
tive der Zukunftssicherung der bundesdeut-
schen Gesellschaft und ihrer Positionierung 
im internationalen Standortwettbewerb ist 
es mehr als fahrlässig, wenn zwischen 20 und 
30 Prozent der nachwachsenden Generation 
bildungsarm bleiben, funktionale Analpha-
beten sind und in der Folge selbst wieder auf 
staatliche Transferzahlungen zurückgreifen 
müssen (Esping-Andersen). Eine aktuelle Stu-
die des Zentrums für Europäische Wirtschafts-
forschung belegt zudem überaus eindrucks-
voll, dass die Renditeerwartungen von Inves-
titionen in frühkindliche Bildung von be-
nachteiligten Kindern mit und ohne Migra -
tionshintergrund lebenslaufbezogen bei ca. 
27 Prozent liegen.

6. Wenn im Jahre 2000 immerhin 43 Prozent 
(!) aller Kinder mit einer Mehrfachbenachtei-
ligung außerhalb des Kindergartens keinerlei 
Frühförderung erfahren haben, so wird of-
fensichtlich, dass der vorsorgende Sozialstaat 
gerade für Kinder aus Familien in armen und 
prekären Lebenslagen eine präventive und in-
tegrierte Familien- und Bildungspolitik entwi-
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einer ausgewogenen Pausen- und Mittags-
verpfl egung, die aber auch am Lern- und Le-
bensort „Schule“ erforderlich ist. Die dabei 
gewonnenen Erfahrungen und der Erwerb 
von alltags- und lebenspraktischen Kompe-
tenzen steht in ihrer Bedeutung der Vermitt-
lung von notwendigen Fähigkeiten wie Le-
sen, Schreiben und Rechnen keineswegs 
nach. Oft genug wird die ernährungsphysio-
logische Grundwahrheit von Pädagogen 
noch unterschätzt, dass nämlich die Kon-
zentrations- und Lernfähigkeit von Kindern 
im Schulalltag unter anderem substantiell 
von ihrer Versorgung mit Nährstoffen und 
Vitaminen sowie von einer ausreichenden 
Flüssigkeitszufuhr abhängt. Da Kinder aus 
benachteiligten Herkunftsmilieus zu Hause 
teilweise nicht mehr optimal versorgt wer-
den und auch die notwendigen Kulturtech-
niken und Alltagskompetenzen im Eltern-
haus häufi g nicht mehr vermittelt werden, 
gilt es Themen wie Ernährung, Bewegung 
und Gesundheit in den Alltag von Kinder-
garten und Schulen systematisch zu integrie-
ren, um Kindern entsprechende Erfahrungs-
felder und Lernchancen zu bieten. Der Tat-
bestand, dass heute bereits zwischen 7 und 
10% der Kinder adipös (fettleibig) und wei-
tere 25 bis 30 Prozent übergewichtig sind, 
zeigt den Ernst der Lage hinreichend an. 
Hinzu kommt, dass die aktuelle KiGGS-Stu-
die des Robert-Koch-Instituts für die unteren 
Statusgruppen einen evidenten Bewegungs-
mangel und einen deutlich höheren Tabak-
konsum registriert hat.

8. Mit dem geplanten Ausbau von Ganztags-
betreuungsangeboten für Mädchen und Jun-
gen aller Altersstufen ergibt sich darüber hin-
aus die bildungspolitische Aufgabe, in den 
konkreten Erfahrungs- und Lernzusammen-
hängen von Kindern und Jugendlichen nach-
drücklich zu vermitteln, dass Sorgearbeit ge-
genüber Kindern, kranken und pfl egebedürf-
tigen Angehörigen keineswegs selbstverständ-
lich oder gar „naturgegeben“ in den Zu stän-
digkeitsbereich von Mädchen und Frauen 
fällt, sondern Aufgabe beider Geschlechter 
ist. Bislang jedoch wird eine differenzierte 

Auseinandersetzung mit den tradierten Ge-
schlechterrollenmustern im Bildungssystem 
kaum geführt. Eher wird den Mädchen die 
Illusion vermittelt, dass ihnen später alle 
Chan cen offen stehen, wenn sie (sehr) gute 
Schulabschlüsse erreichen. Demgegenüber 
werden traditionelle Rollenzuschreibungen 
kaum thematisiert, durch die Frauen für die 
Übernahme von Haus- und Sorgearbeit ver-
antwortlich gemacht werden, sobald sie sich 
für Kinder entscheiden. Darüber hinaus fehlt 
es auch an einer differenzierten Auseinander-
setzung mit den daraus folgenden negativen 
Konsequenzen für ihre Berufsperspek tive, ihr 
Lebenserwerbseinkommen und ihre Alterssi-
cherung. Umgekehrt brauchen auch Jun gen 
positive Vorbilder, die eine vielseitig verant-
wortliche Elternschaft leben. Solche Vor  bil-
der fehlen ihnen oft zu Hause, auf jeden Fall 
aber in den öffentlichen Betreuungs-, Erzie-
hungs- und Bildungsinstitutionen, die – von 
bestimmten Leitungspositionen abgesehen 
– fast ausschließlich „in weiblicher Hand“ 
liegen.

 Erst im Übergang zur Elternschaft wird viel-
fach deutlich, dass die Erwartungshaltungen 
beider Geschlechter an eine Partnerschaft 
mit Kindern teils erheblich divergieren. Das 
beeinfl usst Partnerschaften nachweislich ne-
gativ: Fast die Hälfte der Paarbeziehungen sind 
nach fünf Jahren auf dem Tiefpunkt  ih rer Be-
ziehungsqualität angelangt. Der „Rückzug der 
Männer aus der Familie“ zugunsten von Er-
werbsarbeit und Karriere hat aber noch einen 
weiteren fatalen Effekt: Als Erwachsene tref-
fen Männer in den verschiedensten (Füh-
rungs-)Positionen von  Wirtschaft, Wissen-
schaft und Politik vielfach Entscheidungen, 
die aufgrund der ihnen fehlenden Fürsorge- 
und Alltagskompetenzen (bzw. aufgrund des 
Mangels an Wertschätzung diesen Aufgaben-
bereichen gegenüber) oftmals keineswegs 
sach kundig und bedarfsgerecht ausfallen. 
Deshalb brauchen Jungen und junge Männer 
in Zukunft Erfahrungs- und Lernfelder von 
fürsorglicher Praxis, zumal solche Schlüssel-
qualifi kationen zukünftig verstärkt auch in 
vielen Dienstleistungsberufen benötigt wer-
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den. Damit erhält die Geschlechterfrage ei-
nen für manchen überraschenden, aber er-
heblichen Bedeutungszuwachs. Gefragt ist 
die Umsetzung eines gesellschaftlichen Leit-
bildes, das Männer und Frauen für die Er-
wirtschaftung ihres Unterhalts durch eigene 
Erwerbsarbeit gleichermaßen verantwortlich 
macht wie für die im Lebenslauf anfallenden 
Fürsorgeverpfl ichtungen gegenüber Kindern, 
kranken und pfl egebedürftigen Familienmit-
gliedern. Auch hier offenbart sich die enge 
Wechselwirkung zwischen einer präventiven 
Bildungs- und Familienpolitik.

9. Die Notwendigkeit politikfeldübergreifender 
Denk- und Handlungsansätze wird schließ-
lich auch bei der Betrachtung weiterführen-
der Bildungsinstitutionen ersichtlich. Wie 
eine statistische Sekundäranalyse der Perso-
nalstandsdaten aller WissenschaftlerInnen 
an den derzeit 28 nordrheinwestfälischen 
Universitäten in den Gehaltsgruppen C1 und 
BAT-IIa/Ib ergab, sind 2004 fast 80 Prozent 
(78,8%) aller dort im wissenschaftlichen Mit-
telbau beschäftigten Frauen bis zum vollen-
deten 44. Lebensjahr kinderlos geblieben. 
Bei den Wissenschaftlern liegt dieser Anteil 
mit immerhin 70 Prozent ebenfalls sehr hoch. 
Die untersuchte Gesamtgruppe der Wis sen-
schaftlerInnen ist somit in einem wesentlich 
höheren Ausmaß kinderlos als der Durch-
schnitt der gleich Gebildeten in der Gesamt-
bevölkerung. Dies lässt Rückschlüsse auf die 
universitären Beschäftigungsverhältnisse und 
wissenschaftlichen Berufsperspektiven zu. 
Dieser Tatbestand steht in einem auffälligen 
Gegensatz zu den vom Deutschen Studenten-
werk ermittelten Wünschen von studieren-
den Frauen und Männern, die sich zu ca. 80 
Prozent eine Zukunft vorstellen, in der eine 
qualifi zierte Berufstätigkeit und Familie ei-
nen ebenbürtigen Platz einnehmen. Zu Stu-
dienbeginn sind die meisten Studentinnen 
der Auffassung, zwei oder mehr Kinder seien 
Teil der eigenen Lebensplanung, am Ende 
des Studiums ist dies abhängig vom gewähl-
ten Studienfach: Bis zu 40 Prozent vertritt 
diese Meinung dann nicht mehr. Auch hier 
kristallisiert sich ein erheblicher politischer 

Handlungsbedarf heraus. International aus-
gerichtete Arbeitsmärkte, die zahlenmäßig 
steigende Präsenz von weiblichen Studieren-
den und Wissenschaftlerinnen an den Uni-
versitäten bzw. an Fachhochschulen, der ab-
sehbare Fachkräftemangel und sich rasch ver-
ändernde Qualifi kationserfordernisse werden 
dazu führen, dass lebenslanges Lernen und 
berufl iche Neuorientierungen die individuel-
len Ausbildungs- und Erwerbswege in ver-
schiedenen Phasen als „Normalitätsfall“ cha-
rakterisieren. Deshalb müssen auch Ausbil-
dungsgänge an Fachhochschulen und Uni-
versitäten von Anfang an mit der Familien-
gründung kompatibel sein, fl exible Übergän-
ge und Wiedereinstiege ermöglichen und ein 
unterstützendes Setting an Kontextbedin-
gungen entwickeln unter Einschluss von 
postgradualen Studienphasen. Der 7. Fami-
lienbericht hat hier ein Wunschzeitenmodell 
vorgeschlagen, um unter anderem bereits die 
Ausbildungsphase für eine  Familiengründung 
lebbar zu machen, aber auch postgraduale 
Qualifi zierungsphasen und Familie.

10. Aus dem Gesagten ergibt sich folgerichtig die 
Notwendigkeit zu insgesamt stärker politik-
feldübergreifenden bzw. integrierenden Hand-
lungsansätzen, die interdisziplinäres Arbeiten 
und eine entsprechende Aus- und Weiterbil-
dung der politischen Akteure und der in die-
sen Handlungsfeldern tätigen Berufsgruppen 
voraussetzen. Schließlich lässt sich die Fra-
ge, ob ein vorsorgender Sozialstaat eine suk-
zes sive, auch haushälterische Schwerpunkt-
verlagerung von nachsorgenden zu proak-
tiven Ansätzen braucht, nachdrücklich und 
eindeutig bejahen. Arbeitsmarktpolitische Stra -
tegien des vorsorgenden Sozialstaats sollten be-
tont auf den Ausbau einer familien- und  per -
sonenbezogenen Dienstleistungsinfra struk  tur 
setzen. Wenngleich die Bundesrepublik 
Deutsch land auch in Zukunft ein wichtiger In-
dustriestandort bleiben wird, gilt es, gerade 
personenbezogene Dienstleistungsarbeitsplät-
ze durch staatliche „Markteinführungshilfen“ 
offensiv und zielgerichtet auszubauen, die 
entlang von Familien- und Kinderbiogra-
phien präventiv und niedrigschwellig ange-
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legt sind. Darüber hinaus geht es um die 
schrittweise Besserstellung von feminisierten 
Dienstleistungsberufen, um ihre höhere Wert-
schätzung und weitere Professionalisierung, 
wie es andere europäische Länder bereits seit 
Jahren praktizieren. In diesem Zusammen-
hang gilt es, sich von der ökonomischen 
Blindfl ugthese zu verabschieden, wonach le-
diglich Industrie und Handwerk wertschöp-
fend, also produktiv seien, wohingegen es 
sich bei Dienstleistungen – zumal bei den 
personenbezogenen Dienstleistungstätigkei-
ten – um unproduktive, lediglich viel Geld 
„verschlingende“ (Einfach-)Dienstleistungen 
handelt, die im Akt des Konsums zwischen 
Anbieter und Nachfrager vernichtet werden. 
So ist es allein in den zurückliegenden 20 
Jahren zu einer Verfünffachung der Arbeits-
verhältnisse in den Erziehungs-, Pfl ege- und 
Sozialberufen gekommen. Diese Tendenz fi n-
det sich in den meisten EU-Ländern; aller-
dings sind die Unterschiede zwischen den 
Ländern beträchtlich. So werden in Deutsch-
land in diesen Dienstleistungsgruppen pro 
Kopf der Erwerbsbevölkerung rund 30 Pro-
zent weniger Arbeitsstunden geleistet als in 
Dänemark und Schweden. Und: Es sind we-
niger die sogenannten einfachen, sondern 
vor allem die hochwertigen Dienstleistungen 
im Bereich der Kinderbetreuung, dem Bil-
dungswesen und der Altenpfl ege, an denen 
es in Deutschland einen erheblichen Mangel 
gibt. Die Entscheidung für Lebensmodelle 
mit Kindern und die Lebensqualität von Fa-
milien, Kindern und pfl egebedürftigen Ge-
sellschaftsmitgliedern hängen perspektivisch 
ganz entscheidend von einem fl exiblen und 
vielfältigen Angebot an solchen lebenslauf-
begleitenden Diensten ab, aber auch von ei-
ner bedarfsorientierten Qualifi zierung des 
Personals mit hoher Schnittstellenkompe-
tenz. Der 7. Familienbericht hat in diesem 
Zusammenhang ein Berufsanreicherungsmo-
dell als Gegenentwurf zu den herkömmli-
chen weiblichen Sackgassenberufen vorge-

schlagen, das durch Anrechnungsmöglichkei-
ten von Berufsausbildungen neue Verknüp-
fungswege zwischen Erstausbildung, der In-
anspruchnahme von Optionszeiten und Er-
werbsunterbrechungen ermöglicht, aber auch 
durch Umstiegsausbildungen, die Anerken-
nung von Berufspraxis und Umschulungen 
neue Berufswege eröffnet. Gute Dienstleis-
tungsarbeit setzt aber zunächst eine breite 
öffentliche Diskussion über die Standards in 
der Kinderbetreuung, der Ernährung, Bil-
dung, Gesundheit und Pfl ege voraus. Viel zu 
lange waren diese Tätigkeiten „unsichtbar“ 
in den Privatbereich verbannt, gesellschaft-
lich gering geschätzt und blieben im Hin-
blick auf ihren bedeutsamen Beitrag zur ge-
sellschaftlichen Wertschöpfung verkannt. 
Erst nach Einlösen dieser Standards und ei-
ner begründeten Tätigkeitsdifferenzierung in 
solche Arbeiten, die hohe bzw. mittlere Qua-
lifi kation erfordern, und solche, die als An-
lerntätigkeit einzustufen sind, kann dann 
auch sinnvoll über angemessene Mischungen 
zwischen Professionalität, Semiprofessiona-
lität und Laienkompetenz oder zwischen be-
rufl icher und Bürgerarbeit nachgedacht wer-
den.

 Der Ausbau einer vitalen familienergänzen-
den Infrastruktur hätte zumindest drei posi-
tive Wirkungen, die den normativen Leitli-
nien des vorsorgenden Sozialstaats entspre-
chen: Zum einen wäre das eine wichtige Er-
mutigungsstrategie zum Leben mit Kindern, 
auch für sehr gut ausgebildete junge Erwach-
sene, zum zweiten böte sie Kindern und El-
tern aus sozial benachteiligten Familien viel-
fältige Unterstützung im Sinne einer voraus-
schauenden Armutsprävention und Chancen-
gleichheit, was zudem Folgekosten in Milli-
ardenhöhe ersparen würde. Drittens schließ-
lich könnten auf diesem Wege bundesweit ra-
tionalisierungsresistente Beschäftigungs chan-
cen für unterschiedliche Qualifi kations- und 
Berufsgruppen entstehen.
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Den Thesen des Vortrags kann ich im Grundsatz 
zustimmen. In der Tat lassen sich die beschrie-
benen Herausforderungen nur bewältigen, wenn 
wir auf den Feldern der Sozial-, Familien-, Frauen- 
und Bildungspolitik mit ineinander greifenden 
Konzepten arbeiten. Und genau dieses Verständ-
nis bildet gegenwärtig schon an vielen Stellen die 
Basis der eingeleiteten Gegenstrategien. Wir ste-
cken nicht mehr im Reformstau fest, sondern er-
leben, dass sich etwas bewegt – in den Köpfen 
und in der Politik.

Eingeleitet wurde dieser Wandel unter der 
rot-grünen Bundesregierung. Damit meine ich z.B. 
den Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit (dass sich 
hier auch eine Falle verbirgt und dass er weit über-
wiegend von Frauen wahrgenommen wird, steht 
auf einem anderen Blatt)
• oder die Möglichkeit, die Erziehungszeit frei 

zwischen beiden Elternteilen zu splitten (hier 
gilt derselbe Vorbehalt)

• oder das Programm für die Ganztagsschulen.
Und die ganze Diskussion um den Ausbau der 
Kleinkindbetreuung geht auf das Tagesbetreuungs-
ausbau-Gesetz zurück, das Anfang 2005 in Kraft 
getreten ist.

Es ist erfreulich zu sehen, dass die große Koa-
lition hieran anknüpft: Mit dem Elterngeld erhal-
ten junge Paare seit Beginn dieses Jahres eine bes-
sere Absicherung im ersten Jahr nach der Geburt 
eines Kindes. Der nächste Schritt ist folgerichtig 
der jetzt eingeleitete Rechtsanspruch auf einen 
Krippenplatz und die Ausbauziele, auf die sich 
Bund und Länder verständigt haben. Es darf aller-
dings nun wirklich nicht sein, dass zugleich ein 
fi nanzieller Anreiz für den Verzicht auf Krip-
penbetreuung in Form eines Betreuungsgeldes 
gezahlt wird. Das wäre auch unbezahlbar! Wir 
müssen konsequent weg von direkten Zahlungen 
und hin zu Investitionen in die Infrastruktur.

Ute Erdsiek-Rave

Kommentar zu Uta Meier-Gräwe

Von einem gesellschaftlichen Konsens kann 
insgesamt aber noch nicht die Rede sein. Das Bild 
ist differenziert und betrifft vor allem die Lebens-
entwürfe und Vorstellungen junger Menschen 
sowie diejenigen, die (freiwillig oder nicht) ein 
bestimmtes Familienbild leben und verunsichert 
sind, sich angegriffen oder auch bestätigt fühlen.

Eines scheint sicher zu sein: Die Rollenbilder, 
die junge Männer und Frauen heute haben, ihre 
Vorstellungen von Familie und Vereinbarkeit mit 
dem Beruf variieren und korrelieren stark mit 
 ihrem Bildungsstand. Eine kürzlich vorgelegte 
Studie (Bundesfamilienministerium) über die Ein-
stellung von 20-Jährigen zur Gleichstellung be-
legt dies überdeutlich und zeigt darüber hinaus, 
dass wir es bei den gebildeten jungen Frauen heu-
te mit einer höchst selbstbewussten, optimisti-
schen Generation mit klaren Berufs- und Karrie-
rewünschen zu tun haben, die selbstverständlich 
von Vereinbarkeit ausgeht. Hingegen herrschen 
bei gebildeten jungen Männern eher Verunsiche-
rung und eher traditionelle Familienbilder vor. 
Bei weniger gebildeten jungen Menschen hat sich 
in den Rollenvorstellungen gegenüber den voran-
gegangenen Generationen erschreckend wenig 
bis nichts verändert. 

Der andere Bereich, in dem auch kein (oder 
noch kein) gesellschaftlicher Konsens da ist, be-
trifft die bildungspolitische Weichenstellung von 
einem stark selektiven Schulsystem hin zu einer 
Schule für alle.

Ich will versuchen, an drei Punkten des Refe-
rats anzuknüpfen:
1.  Wo lassen sich „politikfeldübergreifende Hand-

lungsansätze“ beobachten?
2.  Was wird getan, um mehr Bildungsgerechtig-

keit zu verwirklichen?
3.  Was unternehmen wir, um die Fixierung auf 

Geschlechterrollen weiter aufzubrechen?

KOMMENTAR
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1. Zum Thema „politikfeldübergreifende Handlungs-
ansätze“: An einem Beispiel aus Schleswig-Hol-
stein will ich kurz verdeutlichen, wohin wir uns 
gegenwärtig bewegen.

Im Schulzentrum der Gemeinde Schaffl und 
wurde kürzlich ein Kinder- und Familienbera-
tungsbüro eingerichtet. Hier werden Beratungs- 
und Informationsdienste gebündelt, als Ansprech-
partner stehen Ärzte, Polizisten, Sozialarbeiter und 
Familientherapeuten zur Verfügung. Die Schule 
hat ein Ganztagsangebot mit Mittagstisch. Die 
Vernet zung mit der Jugendhilfe und anderen 
 au ßerschuli schen Angeboten ist hoch. Zudem 
hält die Schule engen Kontakt zu Wirtschaft und 
Handwerk und erzielt dadurch bei der Vermitt-
lung der Schüler in Ausbildungsstellen oder wei-
terführende Schulen eine fast hundertprozentige 
Quote. Sie ist Lebens ort und Lernort zugleich.

Natürlich ist das in gewisser Weise ein 
Leuchtturmprojekt – dafür spricht auch, dass die 
Schaffl under Schule bundesweit den dritten Platz 
des diesjährigen Hauptschulpreises erreichte. Doch 
es steht exemplarisch für die Richtung, in die sich 
viele Schulen bundesweit bewegen. Hier wird die 
Zusammenarbeit der Ressorts deutlich: Bildungs-, 
Familien- und Sozialpolitik greifen ineinander 
und nehmen die Situation von Kindern ganzheit-
lich in den Blick.

Das IZBB-Programm zur Einrichtung von 
Ganztagsschulen hat hier für einen besonderen 
Schub gesorgt. Das Thema haben Sie eben ge-
streift, dabei fehlte aus meiner Sicht aber der As-
pekt, dass hier die familienergänzenden Infra-
strukturen, die Sie an anderer Stelle fordern, be-
reits an vielen Orten sichtbar werden. Das ist nicht 
nur ein ganz wichtiger pädagogischer Schritt, son-
dern auch ein Beitrag zur Entlastung von Fami-
lien.

2. Ich wende mich nun den Ausführungen zu, 
die sich auf die Bildungspolitik beziehen. Es trifft zu: 
Der Zusammenhang zwischen familiä rem Hinter-
grund und Bildungsweg ist in Deutschland uner-
träglich hoch. Die vorhandenen Strukturen ha-
ben sich als zu undurchlässig erwiesen, sie stehen 
der Verwirklichung von Bildungsgerechtigkeit im 
Weg. Sie sprechen von „sozialen Schließungsten-
denzen“. Deutlicher gesagt: Unser Bildungssys-
tem verteilt die Lebenschancen im Alter von 10 

Jahren. Die Eltern derjenigen, die davon profi tie-
ren, lassen es geschehen – erleich tert, es geschafft 
zu haben, oder auch als ganz selbstverständlichen 
Anspruch und mit wenig Phantasie, wie es auch 
anders sein könnte. Der massenhafte Protest von 
Eltern gegen dieses ungerechte System, ein wirk-
samer Druck von unten also, ist nicht sichtbar.

Es nimmt jedoch der Leidensdruck derjeni-
gen zu – und er artikuliert sich auch – die entwe-
der die Privilegien verteilen müssen wie die Leh-
rerinnen und Lehrer an den Grundschulen oder 
die mit den Verlierern im Bildungssystem arbei-
ten müssen, wie man es aktuell am Protest der 
Hauptschulrektoren in Baden-Württemberg be-
obachten kann. Auch der ökonomische Druck 
nimmt zu, die Begabungen besser auszuschöpfen. 
Dies zusammengenommen – da bin ich mir si-
cher, wird an Dynamik noch zunehmen.

Wenn sich zudem auch Bildungs- und Sozial-
forscher noch klarer zur Schulsystemfrage geäu-
ßert hätten, wären wir weiter als bisher! 

Der „intelligente Umgang mit Differenz“, 
von dem Sie sprechen, und der in den Schulen 
von nöten sei – dafür ist eine integrative Schule 
die entscheidende Voraussetzung. Auch das will 
ich noch zuspitzen: Der Umgang mit heterogenen 
Gruppen, sozial wie leistungsbezogen, ist nicht 
gelernt – es herrscht in vielen Köpfen der Mythos 
von homogenen Gruppen in den Schularten des 
gegliederten Schulwesens. Aber Fortschritt ist in 
Sicht – in der Lehrerbildung, vor allem auch der 
Fortbildung, und in den Schulstrukturen selbst.

Wieder ein Beispiel: In meinem Bundesland 
(Schleswig-Hostein) setzen wir ein neues Schul-
gesetz um, das im Februar 2007 beschlossen wur-
de. Durch den strukturellen Umbau des Schul -
s ystems führen wir Formen  längeren gemeinsa-
men Lernens ein. Wir Sozialdemokraten haben 
die Er richtung von Gemeinschaftsschulen durch-
gesetzt. Damit und mit der Aufl ösung der Schul-
art Hauptschule mildern wir die frühe Trennung 
von Kindern nach der Grundschulzeit und die 
Homogenisierung von Lerngruppen jedenfalls 
deutlich ab. Die Schularten wachsen zusammen.

Grundprinzip in allen Schulformen ist die 
stärkere individuelle Förderung von Schülern. Sie 
ist ein ganz wichtiger Baustein in den erfolg-
reichen PISA-Ländern, in denen die soziale Her-
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kunft weniger entscheidend für die Schullauf-
bahn ist als bei uns. 

Und diese Förderung beginnt bereits vor der 
Schule, mit gezielter Sprachförderung. Das ist ein 
entscheidender Ansatz, denn mangelnde Sprach-
kompetenz ist die Hauptursache dafür, dass Kin-
der in der Schule den Anschluss verlieren. Das 
betrifft vor allem Kinder aus Migrantenfamilien. 
Dieser Aspekt von Integration gehört für mich 
unbedingt mit dazu, wenn wir darüber sprechen, 
wie sich mehr Bildungsgerechtigkeit erreichen 
lässt. Migrantenkindern zu Bildungsgerechtigkeit 
zu verhelfen ist eine der größten Herausforde-
rungen, vor der wir stehen. 20 bis 25 Prozent der 
unter 25-Jährigen gehören zu dieser Gruppe.  Diese 
Zahl macht das Ausmaß des Problems deutlich.

Mit einer „einseitigen Fixierung auf die Ver-
mittlung von Kompetenzen zur Vorbereitung auf 
das Erwerbsleben“, wie Sie es formulieren, ist die-
ser Umstieg von Bildungssortierung auf Bildungs-
mobilisierung – wie es etwa der Politologe Michael 
Vester fordert – nicht verbunden. Oder ich for-
muliere vorsichtiger: Sollte er nicht sein.

Ich stimme aber zu: Der Bildungsauftrag von 
Schule ist ein ganzheitlicher und eine Fixierung 
auf ökonomische Verwertbarkeit dürfen wir nicht 
zulassen. Bildung ist Voraussetzung für ein selbst-
bestimmtes Leben und Voraussetzung für das 
Fortkommen des Einzelnen auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt.

3. Zum Aspekt der tradierten Geschlechterrollen: 
Im Zusammenhang mit der „Sorgearbeit“ spre-
chen Sie davon, dass solche Tätigkeiten einer hö-
heren Anerkennung bedürften und dass sie nicht 
automatisch Frauen zufallen sollten. Da dies aber 
mit Ausbildung, Bezahlung, gesellschaftlicher 
Anerkennung zu tun hat, ist es wohl eins von den 
sehr dicken Brettern, die zu bohren sind. Sowohl 
frühkindliche Bildung als auch Altenpfl ege sind 
wachsende Tätigkeitsfelder. Hier sind die poli-
tisch Verantwortlichen auf allen Ebenen, aber 
auch die Sozialpartner gefordert, für bessere Qua-
lifi kation, Ausbildung und Bezahlung zu sorgen, 
damit mindestens die materiellen Voraussetzun-
gen dafür da sind, dass mehr Männer diese Berufe 
ergreifen.

Aber wenn Veränderung in den Köpfen be-
ginnt, dann ist natürlich auch hier die Schule ge-
fordert. Allerdings ist meine Wahrnehmung eine 
andere als Ihre, was die dortige Thematisierung 
des Problems betrifft. Bereits seit zehn Jahren seh-
en unsere Lehrpläne in Schleswig-Holstein die 
Auseinandersetzung mit Kernproblemen der Le-
bensgestaltung in der Sekundarstufe I vor, und 
eines davon ist das Thema Gleichstellung.

Wir müssen aber auch hier berücksichtigen, 
dass offenbar der Begriff der Gleichstellung (s. Si-
nusstudie) jungen Menschen eher suspekt ist, 
dass sie Gleichberechtigung für durchgesetzt hal-
ten und dass wir viel stärker als bisher die männ-
lichen Bildungsverlierer in den Blick nehmen 
müssen.

Konkretere Ansätze ergeben sich dann in der 
Berufsorientierung, in der die Wünsche und Er-
wartungen von Mädchen und Jungen angespro-
chen werden. Über Initiativen wie „Girls’ Day“ 
oder „Neue Wege für Jungs“ werden Einblicke in 
Berufswelten vermittelt, die vom jeweils anderen 
Geschlecht geprägt sind.

„Gender crossing“ ist bei der Berufswahl er-
forderlich, um zu vermeiden, dass einzelne Be-
rufsbereiche fast nur von einem Geschlecht do-
miniert werden. Gerade in Erziehungsberufen 
(Kita-Kräfte, Lehrer) fehlt zunehmend das „männ-
liche Element“ als Ergänzung, nicht als Alterna-
tive. Dies korrespondiert mit dem gesellschaft-
lichen Leitbild der Mutter als Hauptverantwort-
licher für die Kindererziehung.

Die Schule muss und wird in Zukunft stärker 
das Gender-Thema in ihre Arbeit einbeziehen. 
Dieses Thema einer geschlechtergerechten Schule 
war im Jahr 2006 eines meiner wichtigsten The-
men in der KMK-Präsidentschaft. Wir verfolgen 
nicht nur in Schleswig-Holstein dieses Thema 
konsequent weiter.

Gegenwärtig bereiten wir in unserem Bun-
desland gezielte Fortbildungen vor. Denn bei bei-
den Geschlechtern sind Entwicklungen zu beob-
achten, die jeweils eigene Zugänge erfordern. 
Mädchen erreichen in allen Schularten inzwi-
schen bessere Leistungen, sie machen den größ-
ten Teil der Abiturienten aus (55%) und sie über-
wiegen an den Universitäten. Doch wenn es um 
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die Berufs- bzw. um die Studienwahl geht, dann 
entscheidet sich nach wie vor der größte Teil der 
jungen Frauen für ein eher schmales Spektrum an 
typisch weiblichen Berufen mit eher geringen 
Aufstiegs- und Verdienstmöglichkeiten.

Was die Jungen betrifft, so haben sie hinge-
gen – insbesondere wenn sie aus bildungsfernen, 
sozial schwachen und Migrationsfamilien kom-
men – ein höheres Risiko, in unserem Bildungs-
system zu scheitern.

Welche dramatischen Folgen dies alles bis 
hin zur Abwanderung der gut ausgebildeten Frau-
en aus dem Osten hat, bewegt derzeit gerade die 
öffentliche Meinung.

Das Thema Chancengleichheit und Verein-
barkeit holt die jungen, optimistischen Frauen, 
von denen ich gesprochen habe, leider häufi g 
schon in der Hochschule ein. Sie haben insbeson-
dere die universitären Beschäftigungsverhältnisse 
und die wissenschaftlichen Berufsperspektiven 
von Frauen angesprochen. Das Thema Chancen-
gleichheit spielt dort zunehmend eine Rolle. 
Frauenbeauftragte sind zum Glück nicht die ein-
zigen, die es bearbeiten. So wird etwa in den För-
derkriterien der Exzellenzinitiative des Bundes 
und der Länder darauf Wert gelegt, dass das The-
ma Gleichstellung berücksichtigt wird. Und die 
großen deutschen Wissenschaftsorganisationen 
haben Ende 2006 eine Offensive gestartet, die 
den Anteil von Frauen an Spitzenpositio nen in 
der Wissenschaft in den kommenden fünf Jahren 
deutlich steigern soll. Familiengerechtere Ar-
beitszeiten und Rahmenbedingungen sowie Dual 
Career Programme (für Wissenschaftler-Paare) 
sollen dazu beitragen. Auf rechtlichem Wege sind 
die Weichen bereits gestellt, indem die Gleich-
stellung als Aufgabe in den Landeshochschulge-
setzen verankert wurde. Aber von der rechtlichen 
zur tatsächlichen Gleichstellung ist es auch hier 
ein langer Weg.

Dass der Berufseinstieg, insbesondere bei 
Akademikerinnen, häufi g mit der Phase der Fami-
liengründung kollidiert, darauf haben Sie hinge-
wiesen. Das hat nicht nur, aber auch damit zu 
tun, dass die Schul- und Studienzeiten in Deutsch-
land im Vergleich zum europäischen Ausland 
lang sind. Der Trend geht deshalb zur Verkürzung 

der gymnasialen Schulzeit auf acht Jahre. Auch 
die Umstellung der Studienabschlüsse auf Ba che-
lor und Master im Rahmen des Bologna-Prozesses 
soll die Möglichkeit eröffnen, früher als bisher in 
das Berufsleben einzusteigen, und eine Familien-
gründung eben nicht in der „rush hour“ der Drei-
ßiger zusammenprallen zu lassen mit dem be-
rufl ichen Einstieg.

Das ist einer der Effekte europäischer Rah-
mensetzungen, die Sie eingangs für die Dynamik 
in der Familien- und Bildungspolitik verantwort-
lich machten. Ich habe allerdings eher den Ein-
druck, dass hier einmal mehr schlichte ökono-
mische Erwägungen der Schrittmacher für einen 
Mentalitätswandel sind, wie man es auch bei der 
Geschichte der Frauenbewegung insgesamt be-
obachten kann. Hier bestimmt, wenn Sie so wol-
len, das Sein das Bewusstsein. 
• Wir befi nden uns in einem deutlichen demo-

graphischen Wandel, der es nicht mehr zu-
lässt, dass gut ausgebildete Frauen dem Ar-
beitsmarkt nicht zur Verfügung stehen.

• Wir verzeichnen einen Fachkräftemangel, also 
sind wir gezwungen, alle Potenziale auszu-
schöpfen statt eine hohe Zahl von Bildungs-
verlierern einfach hinzunehmen.

• Und wir stehen unter einem globalen Wettbe-
werbsdruck, der es bestraft, wenn wir an „al-
ten Zöpfen“ festhalten.

Mein Fazit: Die Mehrzahl der Länder in Europa ist 
uns in Fragen der Familien- und Bildungspolitik 
deutlich voraus. Wir sind in vielen Bereichen eine 
„zu spät gekommene Nation“. Meiner Auffassung 
nach hängt das auch stark mit dem ideologisier-
ten Mutterbild der nationalsozialistischen Dik-
tatur zusammen, das noch weit über 1945 hinaus 
nachwirkte.

Aber: Die Dämme in der Familien- und Bil-
dungspolitik beginnen zu brechen, und wir ha-
ben echte Fortschritte zu verzeichnen. Ich setze 
darauf, dass daraus mehr und mehr Handlungs-
ansätze entstehen und ich setze darauf, dass mei-
ne Partei dabei Schrittmacherin bleiben will. Im 
Bremer Programmentwurf der SPD heißt es 
schließlich: „Bildung ist die große soziale Frage 
unserer Zeit“. Einige Antworten darauf habe ich 
versucht zu skizzieren.
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Jenseits der in Deutschland fast unvermeidbaren 
kulturkämpferischen Schattengefechte um die 
verbale Herrschaft über die Kinder sind sich im 
Ziel fast alle einig: Die Notwendigkeit, das öffent-
liche Betreuungsangebot für unter Dreijährige 
auszubauen, ist zu offensichtlich. Die Frage ist 
nur: Wie viele Plätze sollen es denn sein? Und: 
Wer soll was und wie bezahlen? 

Im Lichte dieser Ausgangsfragen wurde ich 
gebeten, zu vier Themenkomplexen Stellung zu 
nehmen:
1. zu der sozialstaatlichen Bedeutung der öf-

fentlichen Kindertagesbetreuung für die Le-
benschancen von Kindern sowie der Verein-
barkeit von Familie und Beruf, 

2. zu der Frage, welche quantitativen und qua-
litativen Verbesserungen bei der öffentlichen 
Kindertagesbetreuung notwendig sind, 

3. zu Möglichkeiten, diese Verbesserungen zu 
fi nanzieren, und schließlich 

4. zu meiner Meinung, in welchem Verhältnis 
künftig Investitionen in die Infrastruktur zu 
direkten Familienleistungen stehen sollen.

Da jeder der damit angesprochenen Themenbe-
reiche ein eigenes Vortragsthema sein könnte, 
werde ich diese Komplexe jeweils nur streifen 
und so vielleicht genügend Zündstoff für weiter-
führende Diskussionen geben. Ich werde dabei 
der Einfach heit halber thesenförmig vorgehen. 

Damit zu meiner ersten These: 
1. Die frühe Förderung von Kindern durch öffentli-

che Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungs an-
ge bote ist ein grundlegender Schritt zur Verbes-
serung der Chancengleichheit und zur Überwin-
dung herkunftsabhängiger Zukunftschancen.

Die jüngeren Ergebnisse der Bildungsfor-
schung haben wiederholt gezeigt: Die Schere der 
Ungleichheit öffnet sich im Laufe des Aufwach-
sens trotz aller bisherigen Bildungsanstrengun-
gen immer weiter. Die anfänglichen sozialen Un-
terschiede bleiben nicht nur bestehen oder wer-
den gar kleiner, sie nehmen zu. Die Grundaus-
stattung mit  – wie Pierre Bourdieu es genannt hat 
– kulturellem, sozialem, ökonomischem und sym-
bolischem Kapital wird auch im weiteren Lebens-
verlauf ungleich verteilt.

Gegen diesen strukturellen Mechanismus, an 
dem auch das Bildungssystem – halb gewollt, 
halb ungewollt – unverkennbar beteiligt ist, gibt 
es nur ein Gegenmittel: frühe Förderung. Das Ge-
bot der Stunde lautet daher, Kinder so früh wie 
möglich direkt, also durch entsprechende Bil-
dungsangebote zu fördern, um so die ungleichen 
familialen Startchancen, so gut es geht, auszuglei-
chen, wenigstens abzumildern. Infol ge dessen ist 
ein bedarfsgerechter, fl ächendeckender Ausbau 
eines qualifi zierten, bil dungsbasierten Be treuungs-
angebots für unter Dreijährige in Westdeutsch-
land ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung. 

Auch wenn von einigen Kritikern in diesem 
Zusammenhang erneut das Bild „vom Ab schieben 
der Kinder“ aus der Schublade geholt wird – we-
niger der Kinder wegen als vielmehr aufgrund der 
damit einhergehenden Infragestellung des eige-
nen Lebensentwurfs –, bin ich überzeugt, dass die 
Schaffung guter und ausreichender Angebote der 
richtige Weg ist, um Kinder – auch mit Migra tions-
hinter grund – nachhaltig zu fördern (die Intensi-
tät und Qualität der Beziehung zu den eigenen 
Kindern, dies nur am Rande, hat zunächst einmal 
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Ich beschränke mich hier auf drei qualitative 
Gesichtspunkte (die quantitative Seite können 
wir bei Bedarf anschließend klären):
(a) Erstens müssen Kinderbetreuungsangebote 

deutlicher als bisher und von Anfang an auf 
ein integriertes Bildungs-, Betreuungs- und Er-
ziehungsangebot ausgerichtet werden – und 
zwar so, dass daraus nicht unter der Hand 
Schule oder Vorschule wird, sondern dass 
 verstärkt die lange Zeit unterschätzten Poten-
ziale lebens weltorientierter Bildungsprozesse 
genutzt werden. Ein altersgerechtes Bildungs-
konzept lässt sich dabei ungleich stärker von 
der erfahrungs- und beteiligungsbasierten All-
tagsbildung in der Familie leiten als von einem 
an Unterricht, Fächern und Schule ausgerich-
teten Instruktionslernen. Der U3-Ausbau darf 
dann aber auch nicht länger nur als Betreu-
ungsdebatte, sondern muss eben auch konse-
quent als Bildungsdebatte geführt werden.

(b) Zweitens ist im Horizont dieser Bildungsori-
entierung eine Anhebung der ErzieherInnen-
ausbildung auf Hoch schulniveau mittelfristig 
unabdingbar – und so, wie sich die Dinge ent-
wickeln, wohl auch nicht mehr aufzuhalten. 
Es kann nicht sein, dass auf der einen Seite 
von den Fachkräften der Zukunft erwartet 
wird, dass sie mit hoher si tuativer und dia-
gnostischer Kompetenz Bildungsgelegenhei-
ten und -potenziale von Kindern in wenig 
strukturierten Konstellationen erkennen und 
gezielt fördern sollen – und auf der anderen 
Seite ihnen zugleich eine dementsprechende 
Ausbildung und gesellschaftliche Anerken-
nung versagt wird. Der bewusster formulierte 
und in Zukunft auch präziser zu erreichende 
Anspruch eines qualifi zierten Bildungs-, Be-
treu ungs- und Er ziehungs ange bots erfordert 
die Abkehr von einer eher an routinisierbaren 
Be rufs voll zügen ausgerichteten erfahrungs-
basierten ErzieherInnenausbildung und zielt 
statt dessen auf ein wissenschaftsbasiertes so-
wie auf situative Kompetenz ausgerichtetes 
Qualifi kationsprofi l.

 Dass wir in der Folge auch neu und anders 
über die Qualifi kation des Personals in der Ta-
gespfl ege nachdenken müssen – u. U. bis hin 
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nichts damit zu tun, ob ein Kind einen Teil des 
Tages mit anderen Menschen zusammen ist). Der 
Kindergarten für die 3- bis 6-Jäh rigen ist mit einer 
Quote von inzwischen fast 88 Prozent – trotz Ge-
bühren und ohne Pfl icht – bereits heute das am 
stärksten nachgefragte freiwillige Angebot in 
Deutschland. 

Nun ist der Besuch einer Kindertageseinrich-
tung für sich genommen zwar noch kein Indiz 
für positive Ef fekte von öffentlicher Kindertages-
betreuung. Aber: Die PISA-Stu die 2003 hat – ähn-
lich wie bereits die erste IGLU-Studie – gezeigt, 
dass Kinder, die mehr als ein Jahr im Kindergar-
ten waren, bei den Kompetenztests signifi kant 
besser abschnitten als Kinder, bei denen dies 
nicht der Fall war. Dies ist zwar im strengen Sinne 
noch kein Beweis für die Leistungsfähigkeit des 
Kindergartens, da diese Ergebnisse auch damit 
zusammenhängen können, dass die ohnehin et-
was agileren und vom Elternhaus besonders ge-
förderten Kinder häufi ger einen Kindergarten be-
suchen. Allerdings nimmt dieser Einwand bei den 
hohen Nutzungsquoten in seiner Bedeutung ab. 

Diese Befunde können aber dennoch zumin-
dest als ein Indiz angesehen werden, dass sich 
eine intensive Zuwendung und Förderung im frü-
hen Alter, etwa im Rahmen gu ter Kindertagesein-
richtungen, positiv auf die Bildungsbiographie 
der Kinder auswirkt (dies zeigte auch der Kollege 
Tietze in seiner Studie „Wie gut sind unsere Kin-
dergärten?“). Unter dem Strich verbessert sich 
mit einem Ausbau des Versorgungsangebots für 
unter Dreijährige somit keineswegs nur die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie, sondern vor 
allem das Potenzial der Bildung und Entwicklung 
von Kindern.

Damit zur zweiten These:
2. Nachdem in den letzten Monaten mit dem U3-

Ausbau unübersehbar die quantitative Seite 
im Vordergrund stand, muss der Blick künftig 
stärker auf die qualitativen Aspekte der Kin-
dertagesbetreuung gerichtet werden. Dabei 
müssen die neuen Angebote vorrangig an den 
Bedürfnissen der Kinder und der Familien aus-
gerichtet sein.
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zu einem eigenen Berufsbild, sofern diese Tä-
tigkeit in Großtagespfl egestellen dauerhaft, 
existenzsichernd und als Vollzeitberuf ausge-
übt wird –, will ich der Vollständigkeit halber 
an dieser Stelle doch zumindest erwähnen.

(c) Und drittens sollten Kindertageseinrichtun-
gen, in allen Altersstufen, zugleich konsequent 
zu Eltern-Kind-Zentren bzw. Familien zentren, 
d.h. zu Orten für Kinder und Eltern weiterent-
wickelt werden. Auf diese Weise würde für 
junge Eltern ein soziales Zentrum außerhalb 
der eigenen vier Wände geschaffen, das nicht 
nur nie drig schwellig und frühzeitig Angebote, 
Kontakte und Begegnungsmöglichkeiten für 
Mütter und Väter mit Kleinstkindern bietet, 
sondern das auch vorhandene Angebote und 
Dienste rund um das Thema „Kind und Fami-
lie“ koordinieren und integrieren könnte und 
so für Kinder wie für Eltern einen realen Mehr-
wert besitzt. Wichtig wäre dabei, dass es ge-
lingt, auf diese Weise auch Eltern anzuspre-
chen, die ansonsten nicht unbedingt erreicht 
werden.

 Klar ist, dass dies nicht alles zum Nulltarif zu 
haben sein wird. 

Deshalb will ich in meiner dritten These wenigs-
tens kurz die fi nanzielle Seite unter die Lupe neh-
men: 
3. In Ergänzung zu der Debatte um die mit dem 

U3-Ausbau entstehenden Investitions- und Be-
triebskosten müssen verstärkt die damit ver-
bundenen po sitiven fi nanziellen Aus wirkun-
gen beachtet werden. 

Nachdem  nun  auch  die  Länderergebnisse  der 
11. koordinierten Bevölkerungs prognose vorlie-
gen und damit die Anzahl der im Jahre 2013 not-
wendigen Betreuungsplätze aktualisiert werden 
konnte, zeigt sich, dass rund 746.000 Plätze ins-
gesamt vorhanden sein müssen, um den Konse-
quenzen eines Rechtsanspruches für 1- und 2-
jährige Kinder gerecht zu werden. Das bislang 
diskutierte Ziel von 750.000 im Jahr 2013 insge-
samt vorhandenen Plätzen – die dann ungefähr 
mit 2,3 Mrd. Euro jährlich anfallenden Betriebs-
kosten zu veranschlagen sind –, ist also weiterhin 
eine relevante Größenordnung.

Wie immer ist das Thema Finanzierung ein 
besonders beliebter Zankapfel in der Politik. Da 
aber wachsende Ausgaben auf der Habenseite 
auch gedeckt werden müssen, ist es mehr als legi-
tim, sich darüber ernsthaft Gedanken zu machen. 
Daher hat das DJI ein Berechnungsszenario vor-
gelegt, das sich mit den zu erwartenden ökono-
mischen Effekten des Ausbaus der Betreuungsan-
gebote für unter Dreijährige auf 750.000 Plätze 
beschäftigt (vgl. www.dji.de). 

Diese Berechnungen belegen, dass den Aus-
gaben auch erhebliche Einnahmen gegenüberste-
hen. Im Detail kann man die Aussagen des Szena-
rios natürlich, wie alle Modellrechnungen, die 
auf bestimmten Annahmen basieren, hinterfra-
gen. Aber die Kernaussage bleibt: Nimmt man die 
zu erwartenden Mehreinnahmen bei den Steuern 
und den Sozialabgaben aufgrund des zusätzlich 
einzustellenden Personals, also den Erzieherinnen 
und den Tagesmüttern, sowie den Beschäfti-
gungseffekten auf Seiten der Eltern und addiert 
die voraussichtlich einzusparenden „ALG II-Auf-
wendun gen“ hinzu, die nicht länger anfallen, da 
ein kleinerer Teil von bislang arbeitslos gemel-
deten Eltern aufgrund der neuen Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten wieder arbeiten gehen kön-
nen, so ergeben sich jährliche Mehreinnahmen 
von rund 2,7 Mrd. Euro. Das wäre bereits mehr 
als das, was vermutlich an jährlichen Betriebskos-
ten bei insgesamt 750.000 Plätzen – die, wie be-
reits erwähnt, ungefähr 2,3 Mrd. Euro betragen – 
anfallen würde.

Bedenkt man unterdessen, dass zudem auf 
der einen Seite die Zahl der Kinder unter 14 Jah-
ren in Deutschland zwischen 2000 und 2007 um 
immerhin 1,4 Mio. Kinder zurückgegangen ist – 
und allein damit ab 2007 Einsparungen von 2,5 
Mrd. Euro pro Jahr verbunden sind – und dass auf 
der anderen Seite nach der 11. koor dinierten Be-
völkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes diese Zahl noch weiter zurückgehen 
wird, so ergeben sich bei den unter 14-Jährigen 
ab 2013 im Verhältnis zu heute nochmals weitere 
Minderausgaben von 1,2 Mrd. Euro pro Jahr. 

Wenn man sich mithin politisch einig ist, 
dass man in die ersten Lebensjahre der Kinder 
und in die frühkindliche Bildung investieren will, 
dann gibt es diesbezüglich ökonomisch keine 
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triftigen Gründe, warum dies nicht möglich sein 
sollte. Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben 
von 2,7 Mrd. Euro ab dem Jahre 2013 sowie weite-
re Einsparungen von bis zu 3,7 Mrd. Euro ab 2013 
durch das einzusparende Kindergeld im Vergleich 
zum Basisjahr 2000 (dem Beginn des Rückgangs 
der Kinder in Westdeutschland) sind ein nicht zu 
vernachlässigendes Gegengewicht zu den sich ab-
zeichnenden Kosten. 

Allerdings muss beachtet werden – darauf 
will ich nochmals hinweisen –, dass diese Mehr-
einnahmen nicht dort anfallen, wo die Aufwen-
dungen entstehen. Es braucht somit einen Aus-
gleich zwischen den Gebietskörperschaften. 

Wenn man sich darüber hinaus noch klar 
macht, dass mit dem Ausbau zudem zusätzliche 
Voll- und Teilzeitarbeitsplätze für mehr als 
120.000 Personen verbunden sind – eine nicht zu 
vernachlässigende Größe an standortgebunde-
nen Arbeitsplätzen –, dann werden auch in dieser 
Hinsicht positive Effekte erkennbar. 

Abschließend noch eine vierte und letzte These 
zum Verhältnis von direkten monetären Familien-
leistungen und dem Ausbau der Infrastruktur:
4. Der Ausbau der Infrastruktur kann direkte Fa-

milienleistungen nicht ersetzen. Diese  Aussage 
gilt aber auch umgekehrt: Direkte Familienleis-
tungen sind kein Ersatz für den Ausbau sozia-
ler Infrastruktur. Wichtig sind jedoch vor allem 
verstärkte nicht-mone täre Familienleistungen.

Ziel muss es sein, Kinder in der bestmöglichen 
Art und Weise zu bilden, zu erziehen und zu be-
treuen. Im Gegensatz zu althergebrachten – und 
aus politischen Gründen zur Zeit wieder reakti-
vierten – Bildern von seelenlosen Krippen, in de-
nen Kinder einfach abgestellt, „geparkt“ und nur 
gehütet werden, damit die Eltern, genauer: die so 
genannten „Ra ben mütter“ arbeiten gehen kön-
nen, muss es bei der frühkindlichen Bildung, Be-
treuung und Erziehung um das Kind selbst gehen, 
um seine Bildung, um seine aktive Förderung und 
Entwicklung in dem eingangs genannten Sinne. 
Nur auf diese Weise können wir Kinder, können 
wir alle Kinder erreichen, auch jene, die zu Hause 
nicht unbedingt uneingeschränkt die bestmög-
lichste Förderung erhalten. In jedem Fall sind je-

doch gute Be treuungsangebote, also Angebote, 
bei denen die Bindungs- und Beziehungsqualität 
zu den Kindern stimmt, für alle Kinder ein Zuge-
winn an Lern- und Erfahrungsgelegenheiten, und 
zwar nicht anstelle, sondern ergänzend zur Fami-
lie. Die damit einhergehende direkte Förderung 
von Kindern ist die große und wichtige Chance 
beim Ausbau der öffentlichen Infrastruktur – die 
deshalb umfassend und endlich nachfrageorien-
tiert sein sollte.

Demgegenüber unterstützen direkte Famili-
enleistungen monetärer Art, wie das Kindergeld, 
Eltern darin, die durch Kinder entstehenden 
Mehrausgaben zumindest zum Teil zu kompen-
sieren. Das neu geschaffene Elterngeld geht noch 
einen Schritt weiter und ermöglicht es einem El-
ternteil, mit nur geringen Einkommenseinbußen 
im ersten Jahr selbst ganz für das Kind da zu sein. 
Zusammen mit dem Ausbau der Krippenbetreu-
ung ist das ein Schritt in die richtige Richtung 
und ergibt in hoffentlich nicht allzu ferner Zu-
kunft ein für Eltern verlässliches Gesamtkonzept. 
Insoweit gilt nach wie vor uneingeschränkt das 
Primat des Ausbaus der sozialen Infrastruktur vor 
weiteren monetären Leistungen.

Anders könnte sich unterdessen diese Frage 
bei den direkten, nicht-monetären Fa milienleis-
tun gen stellen, also bei dem Versuch, Eltern un-
mittelbar bei ihrer Erziehungstätigkeit zu unter-
stützen, etwa durch Stärkung der elterlichen Er-
ziehungskompetenz. Dies scheint mir ein noch 
zu wenig beachtetes Thema zu sein. Was in die-
sem Zusammenhang das derzeit diskutierte „Be-
treuungsgeld“ bzw. den Erziehungsbonus – in 
welcher Höhe auch immer – anbelangt, das ein 
Elternteil erhalten soll, das bei einem unter 3-jäh-
rigen Kind zu Hause bleibt, bin ich ausgesprochen 
skeptisch, solange es nicht genau zusätzlich diese 
Funktion erfüllt.

Sieht man einmal von den damit verbunde-
nen Zusatzkosten ab, so könnte es im Falle einer 
kriterienlosen Vergabe falsche Impulse setzen. 
Wir wissen, dass ökonomische Armut oft mit kul-
tureller und sozialer Armut einhergeht. Wenn 
dann aber 150 zusätzliche Euro pro Monat für 
solche Familien vielleicht ein zusätzlicher Anreiz 
wären, ihr Kind nicht in eine Krippe zu geben, 
dann wäre das ein ebenso fataler wie kontrapro-
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duktiver Effekt. Damit würde diesen Kindern die 
große Chance vorenthalten, schon früh in ihrer 
Entwicklung zusätzlich gefördert zu werden – eine 
Chance, die eben zu Hause nicht in allen Fällen 
realisiert werden kann. Die Schlussfolgerung, die 
daraus zu ziehen wäre, ist, dass dieses Betreuungs-
geld, wenn überhaupt, nur dann auszuzahlen 
wäre, wenn es mit einem wahrzunehmenden An-
gebot zur Stärkung der elterlichen Erziehungs-
kompetenz gekoppelt wird, oder noch besser: 
wenn es in Form zu nutzender Angebote der Fa-
milienbildung realisiert wird. Nur so ließe sich 

ein Miss brauch vermeiden und gleichzeitig die 
Erziehungskompetenz der Familien stärken.

Bei allen Differenzen im Detail bleibt am 
Ende nur die Einsicht, dass die historische Chan-
ce auf einen nachhaltigen Ausbau eines qualifi -
zierten Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsan-
gebots für Kleinkinder noch nie so günstig war 
wie heute. Dazu bedarf es aber einer gemein-
samen Anstrengung aller gesellschaftlichen Kräf-
te. Im Interesse von Kindern und Eltern sollte 
dieses Zeitfenster nicht verpasst werden.
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Manchmal mag man/frau sich doch die Augen 
reiben: In Deutschland wird über Ausbau von 
Quantität und Qualität der Kinderbetreuung 
nicht nur heiß diskutiert – sondern es ist auch der 
politische Wille erkennbar, schnellere und größe-
re Schritte für den Ausbau der Kinderbetreuung 
und frühen Förderung zu machen.

Dies ist der Teil der Debatte, der tatsächlich 
zu der Aussage „und es bewegt sich doch“ führen 
kann.

Ich plädiere aber für einen zweiten Blick – 
und manchmal fürchte ich, dass noch nicht im-
mer klar ist, wohin die Bewegung geht. Denn ich 
sehe die Gefahr, drei Schritte nach vorne – und 
zwei nach hinten zu gehen. 
Was bringt mich zu dieser Befürchtung?
• Zum einen erstaunt mich immer noch die 

Emotionalität, in der die Debatte um die Rolle 
von Müttern und Vätern stattfi ndet; die Tatsa-
che, dass ich immer noch ernsthaft mails be-
antworten muss, in denen mir die katastro-
phalen Folgen der Kitas für die Entwicklung 
unserer Kinder beschrieben wird; dass ich bei 
Vor-Ort-Besuchen in meinem baden-württem-
bergischen Wahlkreis erleben muss, wie sehr 
der Ausbau der Kinderbetreuung abgelehnt 
wird. 

• Dies alleine würde mich noch nicht allzu sehr 
beeindrucken, denn ich bin sicher, dass dies 
lange nicht mehr die Meinung der Mehrheit 
der (jungen) Menschen in Deutschland wider-
spiegelt. Aber die politische Debatte um ein so 
genanntes Betreuungsgeld ist es, die mich zu 
dieser Sorge bringt.

Das Motto: „Es kann nicht schaden, mit dem Be-
treuungsgeld noch was oben drauf zu geben“,  
kann ich nicht teilen. Denn es ist in vielerlei Hin-
sicht eine Rückwärtsbewegung. Einige Hauptar-
gumente will ich hier deutlich machen.

Materielle Leistungen dafür zu bezahlen, 
dass Kinder nicht in eine Kita gehen, ist rück-
wärtsgerichtet aus:
• Aus grundsätzlichen Gründen: Es wird der 

Eindruck vermittelt, wenn wir in den Ausbau 
der Kinderbetreuung investieren, sei es not-
wendig, auch für die „ selbsterziehenden Fa-
milien“ etwas zu tun. Dabei wird unterschla-
gen, dass es – um nur Beispiele zu nennen – 
mit dem Ehegattensplitting oder der Mitver-
sicherung bei der Krankenversicherung bereits 
deutliche Unterstützung für das Alleinver-
dienermodell gibt. 

• Aus bildungspolitischen Gründen: Es ist ein-
deutig kontraproduktiv, das Signal zu geben, 
dass wir den Nichtbesuch einer Kita fi nanziell 
belohnen. Gerade in Zeiten, in denen über die 
Notwendigkeit von guten Deutschkenntnis-
sen vor dem Kitabesuch diskutiert wird, darf 
dieses Signal so nicht kommen. Den Weg aus 
der ungerechten Situation, dass nirgends in 
Europa der Bildungserfolg von Kindern so sehr 
von der sozialen Herkunft abhängt wie in 
Deutschland, gibt es statt dessen nur mit 
einem verstärkten Angebot an frühkindlicher 
Förderung.

• Aus integrationspolitischen Gründen: Gerade 
in vie len großen Städten gibt es intensive Be-
mühungen, Kindern mit Migrationshinter-
grund die Integration ganz besonders auch 
durch einen frühen Besuch von Kindertages-
stätten zu ermöglichen. Mit einem Betreu-
ungsgeld würden wir diese Bemühungen kon-
terkarieren.

• Aus gleichstellungspolitischen Gründen: Auch 
wenn man/frau über den Begriff „Herdprämie“ 
streiten kann – es ist sicherlich unbestritten, 
dass durch ein Betreuungsgeld ein zusätzlicher 
Anreiz für einen Partner entsteht, Erwerbstä-
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tigkeit nicht so schnell wieder aufzunehmen. 
Und es gehört (leider) auch nicht viel Fantasie 
dazu, darüber zu spekulieren, welche/r der bei-
den Partner dieses in der Regel sein wird.

Deshalb: Wir müssen darauf achten, dass wir 
auch auf den zweiten Blick in der Familien- und 
Gleichstellungspolitik (nicht das Gleiche – aber 
eng miteinander verwoben) wirkliche Schritte 
nach vorne gehen.

Ein weiterer Aspekt in der Frage, was wir für 
Kinder und Familien an guten Rahmenbedingun-
gen schaffen können, muss nach meiner Ansicht 
in der nächsten Zeit verstärkt aufgenommen wer-
den: dass wir Familien und Kinder durch indivi-
duelle Förderung, aber ganz besonders auch durch 
Netzwerke auf allen Ebenen und Vernetzung von 
Politikfeldern fördern können.

Kinder brauchen
• stabile Beziehungen in ihrer Familie, zu 

Freunden und in der Nachbarschaft,
• optimale Bildungschancen,
• Beteiligung an Entscheidungen,
• materielle Sicherheit für sich und ihre Fami-

lien.
Die individuelle Förderung von Kindern erfordert 
Netzwerke, die nicht nur die Bildungschancen 
eines Kindes berücksichtigen. Ziel unserer Politik 
für Familien – besonders aber für Kinder muss ein 
Gemeinwesen sein, das seine Kinder fördert, 
schützt und ernst nimmt. Deshalb ist ein weiterer 

Ausbau der Kinderbetreuung in Quantität und 
Qualität wichtig, aber auch ein kindgerechtes 
Umfeld, die Chance zur Partizipation – genau wie 
die Verankerung der Kinderrechte im Grundge-
setz.

Notwendige Vernetzung bedeutet auch, dass 
die verschiedenen Politikfelder und Handlungs-
felder sich verzahnen: Gute Kinder- und Familien-
politik setzt voraus, dass sich Steuer- , Wirtschafts-, 
Bildungs-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik mit-
einander verzahnen – am besten auch noch über 
die föderalen Ebenen hinweg. Dabei sind nicht 
nur die politisch gesetzten Rahmenbedingungen 
gefragt, sondern auch die anderen Akteure: Ge-
sellschaft, Wirtschaft – um nur zwei Beispiele zu 
nennen.

Auch auf einer föderalen Ebene muss mehr 
verzahnt werden, z.B. in der Kommune die Schu-
le und die Kinder- und Jugendhilfe; die Institu-
tionen und die Eltern; Wirtschaft und Gesell-
schaft.

In diesem Bereich des vernetzten Handelns 
gibt es noch sehr viele Schritte, die getan werden 
müssen – um das Bild am Beginn wieder aufzu-
nehmen. Die Herausforderungen dafür sind in 
unserem föderalen System größer als in manchem 
anderen europäischen Land. Und dennoch gilt: 
Effi ziente, erfolgreiche Familienpolitik werden 
wir nur auf diesem Weg erreichen. 
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Die Verknüpfung von Bildungs- und Familien-
politik – auch und gerade im frühkindlichen Be-
reich – spielt eine zentrale Rolle. Ich möchte zu 
drei Feldern der Debatte um die frühkindliche 
Förderung Stellung nehmen. Zwei kurze Vorbe-
merkungen seien mir gestattet:

Der Gender-Aspekt 

Ich möchte Nicolette Kressl und Prof. Rauschen-
bach beipfl ichten, dass wir in Deutschland das 
Recht auf Krippenbetreuung dringend brauchen. 
Die Bedarfsdebatte, die von der Union in Bezug 
auf die U3-Versorgung angezettelt wurde, ist Non-
sens. Es geht hier nicht um familienpolitische 
Ideologie, sondern darum, die Wünsche von 
Frauen und Männern nach Selbstbestimmung 
und berufl ichen Erwerbswünschen mit einer zeit-
gemäßen sozialstaatlichen Infrastruktur zu ver-
binden. Die SPD muss die Planbarkeit der eigenen 
Biografi e über die Frage der Betreuungsinfra-
struktur lösen. Das bedeutet, den oder die Einzel-
ne/n zur Autorin und zum Autor des eigenen Le-
benslaufs zu machen, wie es der „Bremer Ent-
wurf“ treffend beschreibt.

Richtig ist aber auch, dass wir noch viel stär-
ker als bisher die Ungleichheiten auf dem Arbeits-
markt thematisieren müssen, damit Geschlech-
tergleichstellung verwirklicht wird. Um es auf 
den Punkt zu bringen: Auch mit einer 100pro-
zentigen Versorgungsquote unter drei Jahren und 
darüber hinaus werden die Vorstandsetagen von 
BASF, VW oder Siemens nicht weiblicher sein. 

Ich denke, auch darum muss es gehen, wenn 
wir über frühkindliche Bildung diskutieren. Denn 
die Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern 
werden ebenfalls sehr früh vorbestimmt. Wir 

müssen deshalb die individuelle Förderung jedes 
einzelnen Kindes in den Mittelpunkt unserer Dis-
kussion stellen. Dies betrifft auch und gerade die 
Felder von Pädagogik und Didaktik. Ich unter-
streiche hier ausdrücklich das Gesagte: Wir brau-
chen in Deutschland dringend eine bessere For-
schung und Wissenschaft in diesem Bereich. Die-
ses Feld ist extrem wichtig, trotzdem stochern wir 
hier nach wie vor im Nebel persönlicher Empfi n-
dungen und Erfahrungen. Auf die Ausbildung 
von Erzieherinnen und Erziehern sollte dabei ein 
besonderes Augenmerk gelegt werden. Wir brau-
chen eine deutliche Aufwertung und Verbesse-
rung dieser Ausbildung – mindestens auf Fach-
hochschulniveau. Auch hier müssen wir uns von 
dem Gedanken der „Aufbewahrung“ kleiner Kin-
der verabschieden und die Trendumkehr hin zum 
Gedanken der Bildung nachwachsender Genera-
tionen schaffen. Dazu ist eine didaktische und 
pädagogische FH-Ausbildung der Personalkräfte 
im Krippen- und Kita-Bereich erforderlich. Dies 
würde auch die Aufstiegschancen der Zielgruppe 
erhöhen und diesen Berufszweig deutlich attrak-
tiver werden lassen. Der Beruf der Erzieher/in 
wäre dann nicht mehr eine Sackgasse, sondern 
ein Übergangsstadium im Berufszweig der Bil-
dungs- und Familienberufe. Ein höheres Quali-
tätsniveau wäre die Folge. 

Beim Thema Tagespfl ege öffnet sich unter 
Umständen ein Möglichkeitsfenster durch die An-
strengungen der Berufsbildungsministerin, die Aus-
bildungsgänge zu erneuern. Dabei müssen eine 
umfassende Breitenbildung statt eine Schmalspur-
ausbildung im Mittelpunkt stehen, wie die CDU 
es gerne hätte. Für SPD und Gewerkschaften er-
schließt sich hier ein Handlungsfeld, gemeinsam 
qualitative Anforderungen an neue Ausbildungs-
gänge zu formulieren.
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Bildung und Familie: 
Ein ressortübergreifendes 
Querschnittsthema

Familien- und Bildungspolitik sind ein Quer-
schnittsthema, das die Bereiche Bildung und Fa-
milie, Soziales, Arbeitsmarkt, öffentliche Investi-
tionen und Infrastruktur oder auch Migration 
betrifft. 

Bildungs- und Familienpolitik ist aber auch 
eine Aufgabe der Verwaltungsreform. Ich möchte 
aus ganz persönlicher Anschauung deutlich ma-
chen, dass leider nach wie vor die tradierten Res-
sortgrenzen passgenaue, integrative Lösungen 
verhindern und verschließen. Vielleicht müssen 
wir über neue Ressortzuschnitte nachdenken, ob-
wohl dies das Problem nur vordergründig besei-
tigt. Entscheidend ist aus meiner Sicht viel mehr, 
dass es in der öffentlichen Verwaltung gelingen 
muss, ein Verständnis für Querschnittsthemen 
auch durch Weiterbildungsmaßnahmen zu ent-
wickeln. In der Verwaltung muss sich das über-
holte Leitbild der Hierarchien und Zuständig-
keitsgrenzen ablösen durch ein Leitbild der Pro-
zessbegleitung und Integration – „Mainstreamisie-
rung“ politischer Felder – ist hier das Stichwort. 
Die zahlreichen Berichterstattungen (Kinder- und 
Jugendberichte etc.) haben hier schon erheblich 
zur Verbesserung dieser Situation beigetragen.

Infrastrukturen und Netzwerke entwickeln

Ich komme zu meiner ersten Anmerkung. Kin-
dertagesstätten müssen von Betreuungs- zu Bil-
dungseinrichtungen werden – und zwar nicht als 
„Frontalunterrichts-Kita“, sondern als frühkind-
liche, pädagogische Einrichtungen. Es ist daher 
richtig, dass dort, wo die Betreuungsquote schon 
relativ hoch ist, wie in Berlin, bereits über die 
Qualität der Kitas gesprochen wird. 

Ich plädiere dafür, dass Kitas und Ganztages-
Grundschulen stärkere Kooperationen eingehen. 
Es geht dabei um die Zusammenarbeit von Lehr-
kräften und Betreuungspersonal. Besonders wich-
tig ist auch die Einbindung der Eltern in Bildungs- 
und Betreuungsprozesse. Gerade in größeren 
Städten müssen Kitas und Grundschulen in kom-

munale Netzwerke und die örtliche soziale Infra-
struktur eingebunden werden. In Bezug auf Nach-
hilfe- und Betreuungsdienstleistungen sollten wir 
im Rahmen des demographischen Wandels ein 
stärkeres Augenmerk auf das Miteinander der Ge-
nerationen legen. Könnte es uns nicht gelingen, 
die vielen jungen Alten, die in den nächsten Jah-
ren in die Rente gehen, für solche gesellschaftlich 
wichtigen, ehrenamtlichen Dienstleistungen zu 
gewinnen? 

Ein vorsorgender Sozialstaat beinhaltet neue 
sozialstaatliche Arrangements in Bezug auf die 
sozialen Netzwerke und die soziale Infrastruktur. 
Die Perspektive für die kommunale Bildungs- und 
Familienpolitik wären aus meiner Sicht Stadtteil-
schulzentren, in denen integrative Bildungs- und 
Betreuungsangebote angeboten werden. Dabei 
sollten Kita und Schule unter einem Dach subsu-
miert werden und stärker miteinander kooperie-
ren. Nach wie vor bin ich davon überzeugt, dass 
eine solche Strategie den Weg zu einer verbind-
lichen und damit selbstverständlichen (gebüh-
renfreien) Vorschule frei machen würde. Die Exis-
tenz einer solchen Infrastruktur würde mittelfris-
tig auch die Gestaltungskraft der Politik in diesen 
Bereichen deutlich erhöhen. 

Ich möchte allerdings auch davor warnen, 
das Stadtteilumfeld zu überfordern. Dies lässt sich 
derzeit in großen Städten und insbesondere in 
Stadtteilen mit besonderem Erneuerungsbedarf 
beobachten. Anforderungen des Arbeitsmarkts, 
soziale Leistungsfähigkeit und individuelle Pro-
bleme sind für viele Menschen in diesen Stadttei-
len ohne Unterstützung nicht mehr zu bewälti-
gen. Deshalb sind Soziale Netzwerke zwar ent-
scheidend für den Zusammenhalt dieser Stadt-
teile, staatliche und sozialstaatliche Leistungen 
können sie aber nicht ersetzen. 

Soll der vorsorgende Sozialstaat künftig stär-
ker soziale Infrastruktur und die Förderung sozi-
aler Netzwerke beinhalten, so muss bei Zeiten 
auch die zunehmende Unübersichtlichkeit dieser 
Infrastruktur thematisiert werden. Allein im Bil-
dungs- und Betreuungsbereich existiert schon 
heute eine Vielzahl unterschiedlichster Institutio-
nen, die ihre Angebote auf diese Bereiche ausbauen 
(z.B.: Volkshochschulen, Kitas, Krippen, (Grund-) 
Schulen, soziale Initiativen, Mehrgenerationen-

24



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

häuser, Eltern-Kind-Zentren etc.). Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten sollten sich des-
halb die Frage stellen, ob dieser Flickenteppich in 
Zukunft besser vernetzt oder vereinheitlicht wer-
den sollte. Nicht ohne Grund wird vor Ort zum 
Teil bereits über die Gefahr der Verselbständigung 
von Förderstrukturen diskutiert. Umgekehrt könn-
te eine große soziale Infrastrukturlandschaft auch 
ein Beitrag zur Steigerung der Vielfalt und dem-
entsprechend politisch gewollt sein. In jedem 
Falle aber wird die Frage der Governance sozialer 
Netzwerke in den Kommunen ein zunehmend 
wichtigeres Themenfeld eines vorsorgenden So-
zialstaats. 

Moderne Integrationspolitik 

Es ist heute Allgemeinwissen, dass eine sehr frühe 
Förderung und Ansprache notwendig ist, damit 
gerade Kinder aus Migrationsfamilien die beste 
Förderung erhalten und Integration gefördert 
wird. In Deutschland hat heute jedes dritte Kind 
einen Migrationshintergrund. Es werden zukünf-
tig noch mehr sein. Der vorsorgende Sozialstaat 
muss einen Beitrag dazu leisten, Orte der Integra-
tion, der kulturellen Vielfalt und der frühen För-
derung zu schaffen. 

Hier sind Eltern-Kind-Zentren oder Familien-
zentren der richtige Weg, da gebe ich Prof. Rau-
schenbach absolut Recht. Großbritannien weist 
mit seinen „Early-Excellence-Centern“ einen Weg 
auf, wie Stadtteilarbeit, Integration und frühkind-
liche Förderung auf sinnvolle Art und Weise ver-
bunden werden können. Zentral für unser Sozial-
staatsverständnis ist es, dass Hilfen zur Erziehung 
bereitgestellt werden. Dabei sollte nicht die pas-
sive Geldleistung im Vordergrund (wie es bei den 
bisherigen HZE der Fall ist), sondern vielmehr die 
aktive Hilfe und die Schaffung konkreter, auch 
aufsuchender Angebote im Mittelpunkt stehen.  

Zu einer modernen Integrationspolitik ge-
hört die Einbindung der Migrantencommunity, 
damit die Akzeptanz der bereitgestellten Ange-
bote vergrößert wird. Es müssen die türkischen 
Mütter und Väter als Vorbilder und Respektper-
sonen gewonnen werden. Ihre Mitarbeit sichert 
auch ihre Akzeptanz für Angebote der frühkind-

lichen Bildung. Gleichzeitig sollten die Kita-
Zeiten der Kinder für die Integration der Mütter 
genutzt werden. In Berlin werden Sprach- und 
 Integrationsangebote gezielt vormittags angebo-
ten und mit der Betreuungsinfrastruktur abge-
stimmt. Das Projekt der Stadtteilmütter in Berlin-
Neukölln bindet die Mütter in Initiativen, Nach-
hilfe-, Betreuungs- oder Sozialprojekte in den 
Kiezen ein. So können ihre Kompetenzen genutzt 
werden und gleichzeitig gesellschaftliche Teilha-
be statt Inselbildung gefördert werden.  

Herr Prof. Rauschenbach hat die Frage der 
Kita-/Krippenpfl icht angesprochen und diese kri-
tisiert. Aus Sicht der Integrationspolitik gerade in 
den Städten spricht allerdings viel dafür, langfris-
tig eine solche Perspektive anzustreben. Nur so 
kann es künftig gelingen, gerade in sozial schwä-
cheren Milieus die Inanspruchnahme positiver 
frühkindlicher Bildungsangebote zu erhöhen. 
Zwei felsohne lohnt sich dafür allerdings kein 
„Kulturkampf“, sondern nur eine Strategie der 
Kostenfreiheit und des Ausbaus der Angebote. 

Die Finanzierung frühkindlicher Bildung

Der Ausbau der Infrastruktur muss Vorrang vor 
der Zahlung zusätzlicher direkter Leistungen ha-
ben. Ich wende mich aber auch ausdrücklich ge-
gen paternalistische Ansätze, die auch in sozial-
demokratischen Diskussionen nicht selten zu 
hören sind. Es ist und bleibt Anspruch unserer 
Politik, dass zur Selbstbestimmung eines Jeden es 
auch gehört, dass alle selbstbestimmt über Ein-
kommen und auch Transferleistungen verfügen 
können! 

Trotzdem ist hervorzuheben, dass gerade aus 
der Perspektive der Städte das Betreuungsgeld 
schädlich ist und allen unseren Angeboten zur 
Integration und gesellschaftlichen Teilhabe zuwi-
derläuft. Diese „Herdprämie“ ist eine Familien-
politik aus dem Baukasten der gleichstellungs-
politischen Reaktion. 

Der Ausbau der Infrastruktur für die früh-
kindliche Bildung ist auch eine Frage der Umver-
teilung. Ich unterstütze daher, dass die SPD end-
lich zu Veränderungen beim Ehegattensplitting 
bereit ist. Wir wissen seit Jahrzehnten, dass diese 
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Form des Ehegattensplittings einem modernen 
Verständnis von Familien- und Gleichstellungs-
politik widerspricht. Auch der Verzicht auf eine 
Erhöhung des Kindergeldes zu Gunsten der Be-
treuung unter 3-Jähriger ist der richtige Ansatz. 
Die Sozialdemokratie darf sich um die Vertei-
lungsfragen nicht herummogeln. Sie gehören 
zum vorsorgenden Sozialstaat wie die Tapete zur 
Wand. Wir sollten beispielsweise in den kom-
menden Monaten zu einer stärkeren Besteuerung 
höherer Erbschaften kommen, um mehr Geld in 
Bildung und Betreuung investieren zu können. 

Ein vorsorgender Sozialstaat muss die großen 
Lebensrisiken absichern und die soziale Infra-
struktur verbessern. Deshalb sind für den Umbau 
unseres Sozialstaats gerade für den Übergang zu-
sätzliche Investitionen und Ausgaben notwendig. 
Wir sollten gleichzeitig die durch den demogra-

phischen Wandel abnehmenden Kinderzahlen 
dafür nutzen, eingespartes Geld in die bessere Be-
treuung und frühkindliche Bildung zu investie-
ren. Handlungsbedarf gibt es vor allem in Bezug 
auf einen sozial differenzierten Betreuungsschlüs-
sel. In Stadtteilen mit besonderem Erneuerungs-
bedarf brauchen wir mehr Betreuungspersonal 
und kleinere Kita-Gruppen/Schulklassen als in 
anderen Gebieten. 

Grundsätzlich ist ein bundesweiter Anreiz 
zur Steigerung der Bildungsausgaben notwendig. 
Deutschland verausgabt im OECD-Vergleich im-
mer noch zu wenig für die Bildung – über alle 
Bildungsstationen hinweg. Es wäre eine schöne 
Herkulesaufgabe für die Kommission, für die 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Föderalismus-
kommission II) einen solchen Anreiz zu institu-
tionalisieren. 
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Frühe Hilfen für Familien

Impuls: Wilhelm Schmidt

1. Vorbemerkung

Unter frühen Hilfen für Familien kann viel subsu-
miert werden, sie können in unterschiedlichster 
Form wirken. Frühe Hilfen für Familien fi nden 
sich sowohl auf der Ebene der Transferleistungen 
(z.B. max. 14-monatiges Elterngeld) als auch auf 
der Ebene der infrastrukturellen Familienförde-
rung. Frühe Hilfen für Familien können problem-
bezogen oder genereller Art erfolgen. In der jüngs-
ten Diskussion werden unter dem Stichwort „Frü-
he Hilfen für Familien“ v.a. die Strategien zur 
Verbesserung des Schutzes von Kindern durch 
den Aufbau sog. sozialer Frühwarnsysteme ver-
standen. 

Ziel aller frühen Hilfen ist es, präventiv zu 
wirken, d.h. Eltern frühzeitig in ihrer Erziehungs- 
und Alltagskompetenz zu stärken.

2. Beispiele für Frühe Hilfen für Familien als Re-
gelangebot nach dem SGB VIII: Angebote der 
Familienbildung und der Kinderbetreuung

Bereits das SGB VIII sieht frühe und frühzeitig an-
setzende Informations-, Beratungs- und Unter-
stützungsangebote für Familien vor. Die Ange-
bote der Familienbildung (§ 16 SGB VIII) bilden 
dabei das entscheidende präventiv wirkende In-
strument, Eltern in ihrer Erziehungskompetenz 
zu stärken. Der Deutsche Verein hat im März 
2007 „Empfehlungen zur Weiterentwicklung der 
Familienbildung“ verabschiedet, in denen er eine 
zeitgemäße Defi nition von Familienbildung und 
ein an den heutigen Herausforderungen für Fa-
milien orientiertes Angebotsprofi l der Familien-
bildung skizziert.

Vor diesem Hintergrund spricht sich der 
Deutsche Verein für eine notwendige Weiterent-
wicklung der Familienbildung aus, insbesondere 
im Hinblick auf die Öffnung der Angebote zu 

einem breitenwirksamen und niedrigschwelligen 
Angebot für alle Familien sowie die intensive 
 Ansprache neuer Zielgruppen, wie z.B. Väter, 
Migrantinnen und Migranten und pfl egende An-
gehörige. Gleichzeitig fordert der Deutsche Ver-
ein die Länder und Kommunen auf, ihrem gesetz-
lichen Auftrag nach § 16 SGB VIII offensiv nach-
zukommen und sich für eine nachhaltige Finan-
zierung der Familienbildung einzusetzen.

Daneben bilden Kindertageseinrichtungen 
und Kindertagespfl ege wichtige Unterstützungs-
angebote für Familien. Sie haben den Auftrag von 
Bildung, Betreuung und Erziehung, sie sollen die 
Erziehung und Bildung in der Familie unterstüt-
zen und ergänzen sowie den Eltern dabei helfen, 
Erwerbstätigkeit und Familie miteinander zu ver-
einbaren. 

Sowohl die Angebote der Familienbildung 
als auch die Angebote der Kindertagesbetreuung 
bildeten über Jahrzehnte zwei unabhängig von-
einander agierende Systeme. Weder existierten 
fl ießende Übergänge von der Familienbildung, 
z.B. Eltern-Kind-Gruppen, zur Kindertagesbetreu-
ung, noch arbeiteten diese Institutionen zusam-
men.

Gerade diese notwendige Kooperation ist 
Schwerpunkt vieler lokaler und regionaler Aktivi-
täten. Besonders deutlich werden diese Vernet-
zungen in den Konzepten der Familienzentren in 
NRW, der Eltern-Kind-Zentren in Brandenburg, 
Nachbarschaftszentren oder auch der Mehrgene-
rationenhäuser, die seit Anfang des Jahres im gan-
zen Bundesgebiet entstehen. 

Diese Angebotsformen haben den Vorteil, 
dass sie verschiedene Hilfen gebündelt unter ei-
nem Dach anbieten, wie z.B. Betreuungsangebote 
und Informations- und Beratungsangebote für El-
tern. Dadurch können Hemmschwellen abgebaut 
werden und Angebote leichter zugänglich ge-
macht werden. Ein weiterer Vorteil ist, dass Fami-
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lien aufgrund der Vielzahl der Angebote diese un-
verbindlich wahrnehmen können, ohne sich der 
Gefahr der Stigmatisierung bzw. Diskriminierung 
aussetzen zu müssen.

3.  Soziale Frühwarnsysteme – die Stärke liegt in 
der Vernetzung der öffentlichen und freien Trä-
ger der Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheits-
ämter und familienbezogenen Dienstleister

Mit den jüngsten Fällen von Kindeswohlgefähr-
dungen haben sich mehrere Bundesländer (v.a. 
NRW) und der Bund selbst zum Ziel gesetzt, sog. 
soziale Frühwarnsysteme aufzubauen. Sie bilden 
ein Instrument, um problematischen Entwick-
lungen in Familien vorzubeugen und stellen not-
wendige Strukturen bereit, um problematische 
Lebenslagen zu erkennen, zu beurteilen und ent-
sprechend zu handeln.

Soziale Frühwarnsysteme zeichnen sich durch 
das Zusammenführen der drei Basiselemente aus:
Wahrnehmen 
 (Gefahrenpotenziale erkennen und Sensoren 

entwickeln, Wahrnehmung bewerten, prü-
fen und fi ltern)

Warnen
 (konsequent Warnmeldungen an handlungs-

verpfl ichtete Institutionen und Personen wei-
tergeben)

Handeln
 (zeitnahes Reagieren der eigenen Institution 

oder gemeinsam mit anderen Institutionen)
Der Deutsche Verein hat bereits im Jahr 2006 
Empfehlungen zur Umsetzung des neu gefassten 
§ 8a SGB VIII (Schutzauftrag des Jugendamtes bei 
Kindeswohlgefährdung) erarbeitet.

4. Handlungsbedarfe für familienbezogene Diens-
te aus Sicht des DV zur Stärkung von Familien

• Entwicklung und Stärkung der Erziehungs-
kompetenz der Eltern,

• Entwicklung und Stärkung der Alltags-, Haus-
halts- und Wirtschaftskompetenz, 

• Angebote zu den Themen Gesundheit, Ernäh-
rung und Bewegung,

• Informationen zum Umgang mit Zeit,
• Unterstützungs- und Informationsangebote 

zum Thema Pfl ege/Betreuung Angehöriger,
• Angebote zur sinnvollen Freizeitgestaltung,
• Weiterentwicklung der Inhalte sozialer Diens-

te für Familien, orientiert an den jeweils so-
zialräumlichen Verhältnissen und Bedarfsla-
gen vor Ort,

• Zugänge zu Angeboten müssen niedrigschwel-
lig gestaltet werden, indem sie alltagsnah, 
räumlich und zeitlich erreichbar, vertraulich, 
als Komm- und Gehstruktur vorgehalten wer-
den, kulturelle und weltanschauliche Hinter-
gründe beachten und anschlussfähig sind.

Der DV hat praxisnahe Handlungsempfehlungen 
„Niedrigschwelliger Zugang zu familienunterstüt-
zenden Angeboten in Kommunen“ erarbeitet.

Wichtig ist die spezifi sche Ansprache von 
neuen Zielgruppen, die mit den traditionellen 
Angebotsformen und Inhalten nicht erreicht wor-
den sind. Dazu zählen insbesondere Migrantin-
nen und Migranten oder Väter.

Der Deutsche Verein arbeitet derzeit an ei-
nem Papier zum Aufbau sog. kommunaler Bil-
dungslandschaften. Eine kommunale Bildungs-
landschaft entsteht, wenn alle am Prozess der 
Bildung, Erziehung und Betreuung beteiligten 
Akteure ihre Angebote miteinander verschränken 
und zu einem konsistenten Gesamtsystem zu-
sammenführen : Familie, Kindertageseinrichtung, 
Kinder- und Jugendhilfe, Schule, Wirtschaft und 
Betriebe etc.

Der Deutsche Verein hat mit seinem gemein-
sam mit der Deutschen Bank Stiftung durchge-
führten bundesweiten Praxisforschungsprojekt 
„Coole Schule: Lust statt Frust am Lernen“ (2002 
– 2005) bereits deutlich gemacht, dass es zur Zu-
sammenarbeit unterschiedlichster Verantwort-
licher im Bildungsbereich keine Alternative gibt. 
Gerade dieses Projekt hat aber auch gezeigt, dass 
es erforderlich ist, über eine reine Kooperation 
hinaus zu einem verbindlichen und abgestimm-
ten strukturierten Zusammenwirken zu kom-
men.
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5. Schlussbemerkung

Frühe Hilfen für Familien sind aufgrund ihres 
präventiven Ansatzes grundlegend. In vielen 
Kommunen sind Angebote der Familienbildung 
in den letzten Jahren eher stiefmütterlich behan-
delt worden, Schwerpunkt der Kinder- und Ju-
gendhilfe bildeten die Hilfen zur Erziehung, nicht 
die Angebote zur allgemeinen Förderung der Er-
ziehung in der Familie. Mittlerweile ist ein Um-
steuerungsprozess in Kommunen zu beobachten, 
der jedoch noch nicht ausreichend ist.

In der aktuellen Diskussion, die sich merk-
lich einseitig auf Unterstützungsarrangements 
für Familien mit kleinen Kindern (0–3/6 Jahre) 
konzentriert, sollte beachtet werden, dass jeder 
Übergang von einer Lebensphase in die nächste 
für Familien neue Herausforderungen und Brü-
che mit sich bringt. Wichtig erscheint daher, die 
Problemlagen von Familien mit älteren Kindern, 
Übergänge von Kita zu Schule und weiterführen-
den Schulen sowie die Berufseinstiegsphase nicht 
aus dem Blick zu verlieren.
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Einleitung

Zunächst möchte ich aus meiner Sicht kurz die 
Problemlage und die entsprechenden Initiativen 
von politischer Seite darstellen. Es gibt bereits ein 
breites Spektrum an verfügbaren Maßnahmen, 
das in der Praxis konsequent zur Anwendung 
kommen muss. Wir scheinen es in erster Linie 
mit Defi ziten beim Gesetzesvollzug zu tun zu ha-
ben, denn es mangelt nicht an ausreichenden 
 gesetzlichen Regelungen.

Wir haben in jüngster Vergangenheit immer 
wieder Fälle erlebt, bei denen Kinder vernachläs-
sigt und misshandelt wurden und sogar zu Tode 
gekommen sind. In diesen Fällen haben die Be-
mühungen, das Wohl der Kinder zu gewährleis-
ten und sie zu schützen, nicht ausgereicht.

Wir müssen genau hinschauen bei der Ana-
lyse solcher Fälle. Einfache Schuldzuweisungen, 
wie sie in der Presse im Zusammenhang mit die-
sen schrecklichen Fällen immer wieder vorkom-
men, sind fehl am Platz. Und wir dürfen uns auch 
nicht der Illusion hingeben, dass jedes noch so 
gute Frühwarnsystem in Zukunft Fälle von Ver-
nachlässigung und Misshandlung vollkommen 
ausschließen wird. Gleichwohl müssen wir alles 
daran setzen, bereits vorhandene Hilfemaßnah-
men und damit den Kinderschutz zu verbessern. 
Dabei möchte ich die öffentliche Verantwortung 
für das Aufwachsen der Kinder deutlich betonen.

Zudem haben wir es mit einer neuen Ent-
wicklung zu tun: Der Hilfebedarf der Kinder, Ju-
gendlichen und ihrer Eltern ist deutlich größer 
geworden. Trennung und Scheidung, Erziehungs-
unsicherheiten bei den Eltern, ökonomische 
Schwierigkeiten und Arbeitslosigkeit sind Pro-
bleme, die viele Familien überfordern. Der Kin-
derschutzbund schätzt, dass es inzwischen etwa 
100.000 Kinder gibt, die vernachlässigt werden. 

Wir dürfen also nicht nur die „Spitze des Eisbergs“ 
betrachten, sondern müssen auch „unter der 
Wasseroberfl äche“ genauer hinschauen. Wir müs-
sen uns fragen, wie die Gesellschaft und die zu-
ständigen Institutionen Kinder besser schützen 
können.

Bisherige und zukünftige Maßnahmen

Wir haben 2005 mit dem KICK die Maßnahmen 
bei Gefährdungen des Kindeswohls, die der Staat 
zur Wahrnehmung des Schutzauftrages treffen 
muss, verbessert. Durch Einführung des § 8a SGB 
VIII haben wir den Jugendämtern eine fundierte 
Handlungsanleitung bei Verdachtsfällen an die 
Hand gegeben. Wir haben zudem den § 42 SGB 
VIII (Inobhutnahme) reformiert, der die Jugend-
ämter in die Lage versetzt, ein Kind im akuten 
Ge fahrenfall den sorgeberechtigten Eltern zu 
entzie hen. Bislang räumte das Gesetz ein solches 
Recht dem Jugendamt nur gegenüber Dritten,      
z. B. Pfl egeeltern, ein.

Wir werden die Evaluation des KICK, die 
noch in dieser Legislaturperiode geplant ist, ge-
nau analysieren und schauen müssen, inwieweit 
diese neuen Regelungen tatsächlich eine Verbes-
serung für gefährdete Familien und Kinder be-
deuten.

Wir haben während der Debatte über die Fö-
deralismusreform darauf gedrängt, das SGB VIII 
in der konkurrierenden Gesetzgebung zu belas-
sen. Somit wird weiterhin das Kinder- und Ju-
gendhilferecht auf Bundesebene geregelt.

Wie im Koalitionsvertrag verabredet, hat die 
Bundesregierung ein Aktionsprogramm „Frühe 
Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Früh-
warnsysteme“ auf den Weg gebracht, mit dem 
bundesweit vernetzte Angebote an frühen Hilfen 
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entwickelt und verbessert werden sollen. Wesent-
liches Ziel ist, Kinder besser durch die Vernetzung 
von Gesundheitshilfe (Gynäkologen, Hebam-
men, Kinderärzte etc.) und Träger der freien und 
öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe zu schüt-
zen. Ein Schwerpunkt liegt auf der Stärkung der 
Erziehungskompetenz der Eltern. Das Aktions-
programm soll nicht zuletzt durch die wissen-
schaftliche Begleitung (Deutsches Jugendinstitut 
(DJI)) dazu beitragen, Lücken im System aufzu-
fi nden und zu schließen.

Im Mai 2007 hat das „Nationale Zentrum 
Frühe Hilfen“ seine Arbeit aufgenommen, das die 
Weiterentwicklung der Frühen Hilfen in Deutsch-
land koordinieren soll. Ein Verbund von Fachleu-
ten aus der Praxis, aus den Kommunen, den Bun-
desländern und Wissenschaftler/-innen arbeiten 
dabei zusammen. Bereits vorhandenes Wissen 
wird zusammengetragen und weitergegeben, da-
mit nicht jede Kommune bzw. jeder Träger das 
Rad neu erfi nden muss. Das Zentrum hat seinen 
Sitz in Köln bei der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA), Partner ist das DJI.

Des Weiteren haben wir am 23. Mai 2007 im 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend ausführlich über frühe Hilfen für Kinder 
und Familien diskutiert und den Antrag der Koa-
lition „Gesundes Aufwachsen für Kinder ermögli-
chen – Kinder besser schützen – Risikofamilien 
helfen“ verabschiedet. Ein wichtiges Ziel des An-
trages ist, insbesondere Kinder aus belasteten Fa-
milien besser zu schützen und zu fördern. Kinder 
müssen in ihrer körperlichen, psychischen und 
geistigen Entwicklung gefördert und Kindeswohl-
gefährdungen frühzeitig erkannt werden. Wir 
sehen in dem Antrag unter anderem die Kinder-
untersuchungen (§ 26 SGB V) als ein wichtiges 
Instrument an, Gefährdungen frühzeitig zu er-
kennen. Wir  wollen darauf einwirken, dass die 
Teilnahme an den sogenannten „Us“ verbessert 
wird und die Daten bei Nichtteilnahme für die 
Jugendämter nutzbar gemacht werden. Des Wei-
teren brauchen wir eine enge Kooperation von 
Kinderärztinnen und -ärzten, Krankenhäusern, 
Erzieherinnen und Erziehern, Schulen, Kinder-
gärten, Polizei, Gesundheits- und Jugendämtern.

Noch dieses Jahr ist mit einem Gesetzesent-
wurf des Bundesministeriums der Justiz zu „Fami-

liengerichtlichen Maßnahmen bei Gefährdung 
des Kindeswohls“ zu rechnen, der die Handlungs-
möglichkeiten der Familiengerichte verbessern 
soll (u.a. sind Änderungen des § 1666 BGB ge-
plant). Beispielsweise sollen die Familiengerichte 
bereits weit unterhalb der Schwelle des Sorge-
rechtsentzugs tätig werden können (§ 1666 Abs. 3 
BGB) und laut Gesetz Gespräche mit den Eltern 
und bei Bedarf mit den Kindern zur „Erörterung 
der Kindeswohlgefährdung“ durchführen können 
(§ 50f FGG). Zudem sollen Familiengerichte und 
Jugendämter im Sinne einer „Verantwortungsge-
meinschaft“ enger zusammenarbeiten (§ 81a SGB 
VIII neu).

Ich möchte zudem auf die im Koalitionsver-
trag vereinbarte Umsetzung des „Nationalen Ak-
tionsplans für ein kindergerechtes Deutschland“ 
hinweisen. Den Nationalen Aktionsplan haben 
wir in der 15. Legislaturperiode auf den Weg ge-
bracht und darin sind als wichtige Handlungs-
felder die Bekämpfung von Gewalt und Kindes-
vernachlässigung in der Erziehung sowie die För-
derung der Gesundheit von Kindern aufgeführt. 
Einen Zwischenstand zur bisherigen Umsetzung 
des Nationalen Aktionsplans erwarten wir Ende 
2007.

Und wir müssen uns dafür einsetzen, Kinder-
rechte im Grundgesetz zu verankern. Kinder-
rechte in der Verfassung sind keine Symbolpoli-
tik, sondern würden Kinder in ihrer Rechtsposi-
tion stärken und hätten Auswirkungen auf ge-
setzliche Regelungen. Es müssen der Schutz, die 
Förderung und die Beteiligung von Kindern in 
der Verfassung festgeschrieben sein.

Beantwortung der Leitfragen

• Welche Modellprojekte zur professionellen 
und/oder ehrenamtlichen Unterstützung jun-
ger Eltern gibt es in den Kommunen und wie 
sind die Erfahrungen, was das Erreichen von 
und die Akzeptanz bei Familien mit Problemla-
gen angeht?

Als sehr gutes Beispiel ist die Stadt Dormagen zu 
nennen. 
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Ein weiteres positives Beispiel ist das soge-
nannte Regensburger Modell mit dem Beratungs-
projekt „Tausend und Keine Nacht“, das sich ge-
zielt an Eltern von Babys und Kleinkindern rich-
tet. Das Beratungsprojekt ist bei der Jugend- und 
Familientherapeutischen Beratungsstelle der Stadt 
Regensburg angesiedelt. Es hilft den Eltern ganz 
konkret dabei, die frühen Probleme mit ihren 
Kindern zu bewältigen und gleichzeitig die elter-
lichen Kompetenzen für spätere Entwicklungskri-
sen zu stärken. Eltern soll die Erfahrung vermit-
telt werden, dass sie schnell und unbürokratisch 
Beratung erhalten können und mit ihren Proble-
men nicht allein gelassen werden.

Zudem ist es sinnvoll, dass ehrenamtliche 
Familienpaten in bestimmten Familien Hilfe und 
Unterstützung leisten.

Alle Bundesländer sind gerade damit beschäf-
tigt, den Kinderschutz zu verbessern und die Ak-
zeptanz etwaiger Maßnahmen bei den Eltern zu 
erhöhen. Ich möchte drei positive Beispiele nen-
nen:
In Bremen ist im Mai 2007 ein Kindeswohlgesetz 
in Kraft getreten, das u.a. 
• den Ausbau des Familienhebammenprogram-

mes,
• aufsuchende Beratung in benachteiligten 

Wohn quartieren sowie 
• die Einführung eines verbindlichen Einladungs-

wesens zur Verbesserung der Teilnahme an 
den Kinderuntersuchungen

vorsieht.
In Brandenburg sollen die erforderlichen Da-

ten der neugeborenen Kinder an das Landesge-
sundheitsamt weitergegeben werden, dieses lädt 
dann zentral zu den U 6- bis U 9-Untersuchungen 
ein. Nehmen die Kinder nicht an den entspre-
chenden Us teil, werden die Daten an den Land-
kreis bzw. die kreisfreie Stadt zur Einleitung wei-
terer Maßnahmen weitergegeben.

Auch in Rheinland-Pfalz ist ein zentrales Ein-
ladungs- und Erinnerungswesen für die Steige-
rung der Teilnahme an Kinderuntersuchungen 
geplant. Lokale Netzwerke sollen bei dem ge-
planten Kinderschutzgesetz eine große Rolle spie-
len.

• Welche Chancen und Risiken bietet die Phase 
um die Geburt eines Kindes für das künftige 
Aufwachsen und das Zusammenleben in der 
Familie?

Die Phase der Geburt bietet eine große Chance: 
Direkt im Anschluss an die Geburt sind Eltern 
noch am besten ansprechbar, denn dann ist de-
ren Bestreben am größten, gute Eltern zu werden. 
Wenn die frühen Angebote sich an alle Eltern 
richten, werden sie auch als nicht diskriminie-
rend wahrgenommen.

Wir müssen frühestmöglich die Erziehungs-
verantwortung von Eltern fördern und Eltern „an 
die Hand nehmen“, gerade wenn sie sich unsi-
cher fühlen.

• Wie müssen Hilfen konzipiert sein, damit sie 
vor allem von den Risikofamilien angenommen 
werden?

Vor allem Risikofamilien (z.B. mit Suchterkran-
kungen oder psychischen Erkrankungen) müssen 
möglichst früh – schon vor der Geburt – und 
möglichst niedrigschwellig erreicht werden. Be-
schäftigte in der Geburtsvorbereitung, der Ge-
burtshilfe und Hebammen haben hierbei eine 
wichtige Funktion. Risiken können oft frühzeitig 
erkannt und sofort Hilfen angeboten werden. El-
tern müssen Hilfestellungen gegeben werden, da-
mit sie eine liebevolle, stabile und förderliche Be-
ziehung zu ihrem Kind aufbauen können.

• Welche Rolle können die ärztlichen Vorsorge-
untersuchungen innerhalb eines umfassenden 
Schutz- und Hilfekonzepts für Kinder spielen?

Die ärztlichen Vorsorgeuntersuchungen sind als 
ein wichtiges Instrument innerhalb eines umfas-
senden Hilfesystems anzusehen, um Kindeswohl-
gefährdungen zu erkennen. Die Nichtteilnahme 
kann ein Indiz dafür sein, dass Eltern ihrer Für-
sorgepfl icht nicht hinreichend nachkommen. In-
sofern sind eine Steigerung der Teilnahmequoten, 
ein Rückmeldewesen sowie die Weitergabe von 
Daten bei nicht erfolgter Teilnahme wichtige 
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Maßnahmen, um Kinder besser zu schützen. In 
vielen Bundesländern nehmen diese Maßnah-
men eine zentrale Funktion der entsprechenden 
Konzepte ein.

Schlussbemerkung

Ich möchte die Forderung des Vorsitzenden des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge, Wilhelm Schmidt, unterstreichen, dass 
die Erziehungskompetenz der Eltern gestärkt wer-
den muss. Denn starke Kinder brauchen starke 
Eltern. Der Deutsche Verein hat in seinen Emp-
fehlungen zur Familienbildung richtig erkannt, 
dass es hier um die Stärkung der „elterlichen Be-
ziehungs-, Erziehungs-, Fürsorge-, Bildungs- und 
Alltagskompetenzen“1 geht und gehen muss. El-
tern Kompetenzen vermitteln heißt auch, Armut 
in Familien vorzubeugen.

Wir müssen zudem bestimmte Zielgruppen 
wie Migrantenfamilien, Alleinerziehende und 
pfl egende Angehörige gezielter als bisher mit An-
geboten der Familienbildung nach § 16 SGB VIII 
ansprechen. Die Angebote müssen stärker als bis-
her auf den Ausgleich von Defi ziten ausgerichtet 
sein und sich beispielsweise auf Gesundheitsbil-
dung und -vorsorge, Pfl ege, Ernährung und Bewe-
gung konzentrieren.

Ich gebe Wilhelm Schmidt auch Recht, dass 
wir die Unterstützung von Familien nicht nur auf 
das frühkindliche Alter von Kindern konzentrie-
ren dürfen. Auch ältere Kinder und Jugendliche 
mit bestimmten Problemlagen brauchen Unter-
stützung.

Und wir müssen den Ausbau von Kinderta-
geseinrichtungen und Ganztagsschulen voran-
bringen, damit Präventions- und Bildungsange-
bote mehr Kinder und Jugendliche erreichen. 

Ich möchte abschließend noch einen ande-
ren Aspekt ansprechen: Wir müssen uns auch den 
fi nanziellen Druck in vielen Kommunen auf kom-
munale Hilfestrukturen vor Augen führen, der 
nicht selten zu strukturellen Überforderungen 
von Fachkräften, zu Personaleinsparungen in der 
Jugendhilfe und zu Streichungen von Angeboten 
führt. Der Fall Kevin in Bremen und das Ergebnis 
des Untersuchungsausschusses haben uns deut-
lich gemacht, dass unter anderem Sparzwänge 
zum Versagen des Hilfesystems geführt haben.2

Wir brauchen verlässliche und nachhaltige 
Finanzierungsstrukturen, um den Fachkräften 
 Pla nungssicherheit geben und ihnen Fort- und 
Weiterbildungen ermöglichen zu können.

Der Bund muss verlässliche Rahmenbedingun-
gen schaffen, den Austausch über gute Beispiele 
der Praxis befördern und mit Modellprojekten 
neue Initiativen anstoßen. Bei der Umsetzung von 
tragfähigen frühen Hilfen sind vor allem die 
Kommunen gefragt.
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1 aus: Bestandsaufnahme und Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung der Familienbildung, März 2007.
2  z.B. Aufl ösung der aufsuchenden Familienberatung im Jahr 2006 trotz nachgewiesener hoher Methodenkompetenz; Zielvereinbarungen 

zur Senkung von Fallzahlen. Siehe Bericht des Untersuchungsausschusses zur Aufklärung von mutmaßlichen Vernachlässigungen der 
Amtsvormundschaft und Kindeswohlsicherung durch das Amt für Soziale Dienste, Bremen, 18. April 2007.
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Die Frage, die ich heute beantworten soll: „Mehr 
Chancengleichheit in der Schule – aber wie?“ löst 
namentlich bei Verbänden und Parteien refl ex-
hafte Antworten aus. Sie reichen von der Verbes-
serung des Unterrichts und der Veränderung der 
Lehrerausbildung über den produktiven Umgang 
mit Heterogenität bis hin zur unvermeidlichen 
Reform der Schulstruktur – je nachdem. Je länger 
mein eigenes Nachdenken über zufriedenstellen-
de Antworten währte, desto mehr Unbehagen 
stieg in mir auf. Am Ende habe ich mich gefragt, 
ob die Frage nach Chancengleichheit in der Schu-
le womöglich zu kurz gegriffen sei. 

Zur Vorbereitung auf dieses Referat habe ich 
meinen hilfsbereiten Kolleginnen und Kollegen 
im Institut für Schulentwicklungsforschung die 
Frage gestellt: „Mit welchen Maßnahmen beste-
hen nach Eurer Auffassung die besten Aussichten, 
die Frage nach dem ‚Wie’ konstruktiv zu beant-
worten?“ Die Rückmeldungen per E-Mail waren 
so zahlreich wie unterschiedlich – und alle waren 
begründet. Aber bevor ich auf diese Anregungen 
näher eingehe, möchte ich meine Unsicherheit 
im Umgang mit der Themenstellung erläutern.

Die Frage nach mehr Chancengleichheit in 
der Schule legt natürlich das Nachdenken über 
schulpolitische Maßnahmen nahe. Davon sind 
viele in der Diskussion und manche in der Erpro-
bung. Letztlich aber laufen sie zumeist darauf 
hinaus, Defi zite auszugleichen, die sich lange vor 
dem Beginn des organisierten Lernens herausge-
bildet haben. Nicht ohne Grund haben Erzie-
hungswissenschaft und weite Bereiche der Politik 
das Vorschulalter als unerlässlichen Zeitrahmen 
für Förderung und Kompensatorik entdeckt. Auch 
wenn wir bislang nur wenig über die Wirkung 
von Krippenerziehung, Sprachstandserhebun -
gen, Kooperationen zwischen Kindergarten und 
Grund schule und fl exible Schuleingangsphase 

wissen – überwiegend teilen wir die Überzeugung, 
dass das alles besser sein muss als die überkom-
mene westdeutsche Praxis. 

Trivial ist der Befund, dass Kinder von Ge-
burt an ungleich sind. Sie verfügen über unter-
schiedliche Anlagen, Begabungen und Lebensop-
tionen. An dieser „primären Ungleichheit“ ist so 
gut wie nichts zu ändern. 

Was aber dann als „sekundäre Ungleichheit“ 
folgt, zeigt ein bedrückendes Maß an unterschied-
lichen Lebenschancen, und das sogar im Sinn 
von Überlebenschancen, wie uns zahlreiche trau-
rige Vorkommnisse von körperlicher, geistiger 
und emotionaler Verwahrlosung in den letzten 
Jahren gezeigt haben. Die Fälle gleichen sich in-
sofern, als die Eltern mit der Aufgabe der Erzie-
hung überfordert waren – und niemand es be-
merkte und intervenierte. Doch wir müssen nicht 
Zufl ucht zu den Extremen nehmen, um die Fest-
stellung zu treffen, dass mit dem Zeitpunkt der 
Geburt die Lebenschancen der Kinder auseinan-
der driften – und auch hier interveniert letztlich 
niemand. Ich nenne das Aufwachsen in desola-
ten Familienverhältnissen, in Armut, in Unwis-
senheit und in sprachlich-kultureller Isolation, 
die im Einzelfall so weit geht, dass Vorschulkinder 
für kleines Geld so lange bei Verwandten im Aus-
land untergebracht werden, bis sie die Schul-
pfl icht in Deutschland zur Rückkehr zwingt.

Solche Kinder kommen bereits beschädigt in 
der Vorschule an (sofern sie überhaupt eine be-
suchen) und bedürfen in der Grundschule noch 
der  Einübung  in  basale  Kommunikation,  oft 
auch in elementare Kulturtechniken wie das Essen 
am Tisch unter Verwendung von Geschirr und Be-
steck. Als Gegenentwurf dann das behü tete Kind, 
umgeben von sorgenden Eltern, die das vorhan-
dene „kulturelle Kapital“ freigebig und überwie-
gend erfolgreich an ihre Kinder weiter reichen. 
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Was nach der Einschulung für die Kinder aus 
schwachen Familien folgt, ist die bekannte An-
einanderreihung von Benachteiligungen, die mit 
brutaler Konsequenz die schrittweise Ausgren-
zung von der Teilhabe am wirtschaftlichen, poli-
tischen und kulturellen Leben zur Folge hat. Wir 
kennen das alles: Schulische Misserfolge in der 
Grundschule, Schullaufbahnempfehlungen oder 
Schullaufbahnentscheidungen der Lehrkräfte wie 
auch der Eltern in Abhängigkeit vom Familienhin-
tergrund, Einmündung in Schulen mit „schwie-
rigem Milieu“, wie Baumert3 sie nennt. Schulen, 
in denen sich die „Risikoschüler“ häufen (auch 
Baumert), Schulen, die im Extremfall milieuspe-
zifi sche Wertgefüge entwickeln. Aber es gibt auch 
Schülerinnen und Schüler, die es erwartungs-
widrig ins Gymnasium geschafft haben und dort 
von ihrer sozialen Herkunft eingeholt werden. 
Bei Misserfolg verlassen sie die Schule eher als ih-
re Mitschüler, nach dem Erwerb des Abiturs scheu-
en viele das zeit- und kostenaufwendige Stu-
dium. 

Das führt letztlich zur Kernfrage: Was ist un-
serer Gesellschaft ihr Nachwuchs und damit ihr 
Fortbestand wert? Das ist weit mehr als eine de-
mographisch begründete Frage. Wichtiger noch: 
Wie äußert sich Wertschätzung in praktizierter 
Solidarität? Ich meine damit keine idealistisch 
motivierte Zuwendung und keine religiös abge-
leitete Caritas, sondern weitsichtige Hilfe, latent 
wie manifest, im Sinne einer gesamtgesellschaft-
lichen Verantwortung. 

Die Verantwortung der Gesellschaft für ein 
gedeihliches Aufwachsen aller Kinder kann nicht 
mit der Schule einsetzen. Sie muss vom ersten Tag 
ihres Lebens die körperliche und seelische Ge-
sundheit der Kinder im Auge haben, sie muss 
 Vätern und Müttern eine sichere Aufbewahrung 
der Kleinkinder gewährleisten, sie muss dafür 
 sorgen, dass die Vorschule tatsächlich Vorschule 
ist und erfolgreich Erziehungsaufgaben wahr-
nimmt. Eine so verstandene Solidarität umfasst 
zwingend die Beteiligung des Staates an den Kos-
ten der Kindererziehung, auch im wohlverstan-
denen Eigeninteresse. Dass hier noch erheblicher 

Aufklärungsbedarf besteht, belegt die aktuelle 
und unsägliche Debatte über die so genannte 
Herdprämie, die zur Mitnahme staatlicher Trans-
ferleistungen einlädt, ohne dass benachteiligte 
Kinder in irgendeiner Form Nutzen daraus zie hen 
können.

Wie weit aber darf gesellschaftliche Solidari-
tät gehen? Da haben wir auf der einen Seite die 
Vorgabe des Grundgesetzes in Artikel 6: „Pfl ege 
und Erziehung der Kinder sind das natürliche 
Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen oblie-
gende Pfl icht.“ In der missbräuchlichen staatli-
chen Nutzung dieser Einrichtungen liegt ja das 
Motiv für diese Bestimmung. Aber lässt sich da-
mit eine Nichteinmischung des Staates in die Pri-
vatsphäre der Eltern begründen? Nach meiner 
Überzeugung widersprechen zum Beispiel verbind-
liche frühkindliche Gesundheitsüberprüfungen 
ebenso wenig dem Grundgesetz wie die heute 
schon möglichen Interventionen der Behörden, 
wenn das Erziehungsrecht nicht wahrgenom-
men, wenn die Verpfl ichtung zur Pfl ege nicht ak-
zeptiert wird. Sofern es bemerkt wird.

Auf der anderen Seite erleben wir, dass frag-
würdiger Toleranz oft ein höherer Wert beigemes-
sen wird als praktischer Unterstützung. Das gilt 
vor allem für Kinder aus Migrantenfamilien, ge-
nau: für Mädchen. Ihnen die Möglichkeit der 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu eröffnen, 
kann im Zweifelsfall bedeuten, sich über Traditio-
nen und Konventionen der Herkunftsländer hin-
wegzusetzen. Auch das gehört zum Thema Chan-
cengleichheit.

Beim Thema Chancengleichheit geht es fol-
gerichtig um mehr als um das Handlungsfeld 
Schule. Auch in den Stellungnahmen meiner Kol-
leginnen und Kollegen wird deutlich, dass eine 
isolierte Betrachtung des Schulwesens zu kurz 
greift. Sie betonen das Desiderat einer sozialen 
Durchmischung der Wohnquartiere ebenso wie 
die Notwendigkeit qualifi zierter Frühförderung 
in attraktiven Einrichtungen. Hingewiesen wird 
auf das im Ruhrgebiet entwickelte Konzept einer 
„neuen Kompensatorik“, gekennzeichnet durch 
spezifi sche, im Bedarfsfall auch verbindliche För-
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dermaßnahmen für sozial Benachteiligte, ange-
fangen von der vorschulischen Sprachförderung 
bis hin zur Vorbereitung auf die berufl iche Bil-
dung. 

In diesem Zusammenhang scheint auch die 
Einbeziehung der Eltern in das Schulleben von 
bislang unterschätzter Bedeutung zu sein. So ist 
in der als beste Schule Deutschlands preisge-
krönten Grundschule „Kleine Kielstraße“ die El-
ternarbeit ein anerkanntes Erfolgskriterium. 

Die Schule im engeren Sinne kommt selbst-
verständlich nicht zu kurz. Eher prinzipieller Art 
ist hier die Forderung nach einer Umstellung des 
gesamten Denkens im Bildungswesen von der 
Auslese zur Förderung, konsequent also zur indi-
viduellen Förderung. In diesem Punkt herrscht 
unter meinen Kolleginnen und Kollegen das 
größte Einvernehmen, aber die Umsetzung eines 
solchen Leitziels käme einem Paradigmenwech-
sel im Erziehungs- und Bildungsauftrag der deut-
schen Schulen gleich und bliebe nicht folgenlos 
für konkrete Maßnahmen. Lehrerinnen und Leh-
rer müssen die Verschiedenartigkeit der Schüle-
rinnen und Schüler als Chance begreifen und ih-
ren Unterricht konsequent auf Individualisierung 
und Differenzierung abstellen. Innovative Unter-
richtsformen aus der recht erfolgreichen Grund-
schule wie beispielsweise Freie Arbeit und Wo-
chenplanarbeit sollten auf ihre Übertragbarkeit 
in weiterführende Schulen untersucht werden.

An dieser Stelle muss daran erinnert werden, 
dass die Forderung nach Chancengleichheit nicht 
auf die Förderung von Kindern aus benachteilig-
ten Familien begrenzbar ist. Chancengleichheit 
umfasst nach meinem Verständnis auch die 
 Mitnahme von Kindern mit Behinderungen – 
und damit eine Abkehr vom deutschen Sonder-
weg der Aussonderung, die ja einer Abschiebung 
gleich kommt und „Schonraumfalle“ genannt 
wird. Viele ermutigende Beispiele belegen, dass 
sich Kinder mit ausgeprägten Lernschwächen und 
geistigen Behinderungen im Regelschulwesen 
weit aus besser entwickeln können, ohne dass Kin-
dern ohne Behinderung aus dem gemeinsamen 
Unterricht ein Nachteil erwächst.

Mehr noch: Bei einer großzügigen Defi nition 
von Chancengleichheit sollte die Frage zulässig 
sein, welche Chancen, die Lebenswirklichkeit in 
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ihrem Facettenreichtum kennenzulernen, wer-
den Kindern aus bildungsbürgerlichen Familien 
vorenthalten, wenn gemeinsamer Unterricht an 
der Schwelle zur Sekundarstufe I endet? Zugege-
ben, das sind nicht die Kinder, die zu allererst be-
sonderer Unterstützung bedürfen, aber es sind 
auch Kinder. Allerdings werden Klagen darüber 
von Eltern nur ausnahmsweise überliefert. 

Individualisierung und Differenzierung also. 
Das stellt hohe Anforderungen an die Lehrkräfte. 
Sie sind es schließlich in erster Linie, die diesen 
Paradigmenwechsel mittragen und gestalten müs-
sen. In ihrer Ausbildung und durch Fortbildung 
müssen sie dazu qualifi ziert werden. Dazu gehört 
auch, dass Lehrkräfte elaborierte diagnostische 
Fähigkeiten erwerben – aber nicht reduziert auf 
den Umgang mit Tests und Lernstandserhebun-
gen, sondern auch, um erkennen zu können, 
wann mit einem Kind etwas nicht stimmt.

Schulische Betriebsform und Schulorganisa-
tion sind nicht alles, aber die Frage muss erlaubt 
sein, wie stark sich innere und äußere Schulent-
wicklung wechselseitig bedingen. Individuelle 
Förderung ist nach meiner Überzeugung nur in 
einem verbindlichen Ganztagsunterricht effektiv 
zu verwirklichen, und wer heterogene Lerngrup-
pen will, kommt um integrierte Systeme nicht 
herum. – Am Rande bemerkt: Dies kommt mir in 
der öffentlichen Diskussion immer noch ein we-
nig zu kurz, dass nämlich alternative Organisa-
tionsformen kein Wert an sich sind, sondern als 
erweiterte pädagogische Handlungsfelder be-
gründet werden. 

Offenbar gibt es so etwas wie kleine und 
große strukturelle Reformen. Wer den Reformbe-
darf des deutschen Schulsystems akzeptiert (wer 
tut das nicht?), vor großen Würfen aber zurück-
schreckt, beschwört bisweilen das „Drehen an 
Stellschrauben“ im vorhandenen System. Beliebt 
sind in diesem Kontext Forderungen nach Ein-
schränkung oder Abschaffung des Sitzenbleibens 
und ein so genanntes Abschulungsverbot. Dage-
gen ist nichts einzuwenden, beides könnte einen 
gewissen Druck aufbauen, die Lernkultur den 
pädagogisch motivierten Restriktionen anzupas-
sen. Es sollte aber die Frage erlaubt sein, ob nicht 
Organisationsformen der Vorzug gegeben wird, 
die als vollständige Angebote Abschulen gegen-
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Kulturgütern (Theater- und Museumsbesuche, 
Kunst- und Musikförderung, Theaterspiel, Hin-
führung zur Literatur), das gilt nicht zuletzt für 
die Personalausstattung der Schulen. Nichts er-
scheint mir ungerechter als eine Gleichbehand-
lung der Schulen bei der Lehrerversorgung. 

Hier müssen zwingend neue Wege beschrit-
ten werden. Ich stelle mir vor, dass ergänzend zur 
Schülerzahl ein weiterer Bemessungsfaktor ein-
geführt wird, der erstens die Sozialstruktur der 
Schülerschaft berücksichtigt (hier tastet sich Ham-
burg behutsam an eine Lehrerversorgung nach 
empirisch ermittelten Sozialindikatoren heran) 
und zweitens den praktischen Umgang mit Hete-
rogenität. Die Formel hierzu könnte lauten: Je 
mehr gemeinsamer Unterricht, desto höher die 
Zahl der Lehrerstellen.

Einer pauschalen Forderung nach einem ver-
mehrten Einsatz von Sozialpädagogen kann ich 
mich nicht anschließen. Ich weiß ihr Bemühen 
um die Stärkung der Schwachen sehr wohl zu 
würdigen, wünsche mir aber ein Schulkonzept 
für die Zukunft, in dem Sozialpädagogen nicht 
(wie bisher stark verbreitet) als Ausweis einer be-
sonders belasteten Schule wahrgenommen wer-
den. 

Fazit: Was ich aufgeführt habe, kann nach 
meiner Überzeugung nicht losgelöst von einer 
Neudefi nition der gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung für die nachwachsenden Generati-
onen verstanden werden. Ich könnte deshalb 
auch mit einer klassischen sozialdemokratischen 
Wendung abschließen: Nur die Starken können 
sich einen schwachen Staat leisten. Wenn das 
stimmt, liegen die Konsequenzen für Vorschule 
und Schule auf der Hand. 
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standslos machen und mit einem fl exiblen Diffe-
renzierungskonzept Sitzenbleiben erübrigen. 

Ganztagsschulen (und zwar „richtige, also 
mit allen anwesenden Lehrkräften“, wie ein Kol-
lege schreibt) sind zentrale Bestandteile eines 
Handlungskonzeptes zum Abbau ungleicher Bil-
dungschancen. Richtige Ganztagsschulen sind 
gebundene Ganztagsschulen. Zu richtigen Ganz-
tagsschulen kommt man aber nicht, wenn einem 
einzigen Bildungsgang dieses Konzept zuerkannt 
wird, wie derzeit den Hauptschulen in Nordrhein-
Westfalen, wo vielfach die Flucht aus der Ganz-
tagshauptschule in die Halbtagshauptschule an-
getreten wird.  

Und Gesamtschule? Eine isolierte Forderung 
nach integrierten Systemen ist für mich nicht 
überzeugend. Ein Kollege stellte seine Vision ei-
ner neuen Schule folgendermaßen dar: „Insge-
samt schwebt mir das Modell einer ‚geöffneten’, 
ganztägigen Stadtteilgesamtschule vor, die sich 
als ein Bestandteil einer umfassend angelegten 
gemeinwesenorientierten Arbeit versteht, die die 
dort lebenden Menschen in aktivierender Form 
darin unterstützt, die Mitgestaltung ihrer Lebens-
bedingungen verstärkt in die Hand zu nehmen.“

Das würde ich so unterschreiben, aber ein 
Plädoyer für den Abbau von Ungleichheit um ein 
Plädoyer für den Ausbau von Ungleichheit ergän-
zen. Das hört sich möglicherweise widersinnig 
an, ist es aber nicht. Ich meine hier eine gezielte 
und bedarfsgerechte Ungleichbehandlung von 
Schulen. Das gilt für ihre materielle Ausstattung 
(eine Kollegin nennt exemplarisch das nachge-
wiesene „digital gap“ zwischen Schülern verschie-
dener Herkunft, womit Zugänglichkeit und Nut-
zung neuer Medien gleichermaßen gemeint sind), 
das gilt für das differenzierte Vertrautmachen mit 
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Ich stimme Ernst Rösners Ausführungen im Groß-
en und Ganzen zu. Ich werde mich deshalb dar-
auf konzentrieren, einige Punkte zu verstärken 
oder mit weiteren Aspekten anzureichern. Unse-
rer Diskussion könnte vielleicht die Würze eines 
deutlichen Widerspruches fehlen.  

Chancengleichheit und das 
Handlungsfeld Schule

Ernst Rösner ist zuzustimmen, wenn er konsta-
tiert: „Beim Thema Chancengleichheit geht es 
um mehr als um das Handlungsfeld Schule. Eine 
isolierte Betrachtung des Schulwesens greift zu 
kurz.“ Allerdings muss darauf geachtet werden, 
dass diese zweifellos richtige Erkenntnis nicht 
dazu führt, dass die Bedeutung des Schulwesens 
für Chancengleichheit gering geschätzt wird.  Die 
Kultusministerkonferenz z.B. macht diesen Feh-
ler, indem sie Chancengleichheit als Thema der 
frühkindlichen Bildungsphase stark akzentuiert, 
die Bedeutung des Schulwesens hingegen nicht 
systematisch thematisiert. Die Handlungsfelder 
der KMK beruhen auf der These: Chancenun-
gleichheit zu verringern ist Aufgabe der frühen 
Bildungsphase. Thema der Schule ist die Verbes-
serung der Leistung. 

Diese Haltung der KMK begünstigt  Meinun-
gen, Haltungen und Organisationen im Schulbe-
reich, denen Chancengleichheit kein vordring-
liches oder überhaupt kein Anliegen ist. „Schuld“ 
an Chancenungleichheit sind danach Eltern -
haus, das bildungsunfreundliche öffentliche Kli-
ma oder unlustige Jugendliche. Schulen können 
„nichts machen“. Ihnen fehlen die Ressourcen, 
die Ausbildung usw. Eine isolierte Betrachtung 
des Schulwesens greift zwar zu kurz. Die Vernach-
lässigung des Schulwesens in Fragen Chancen-
gleichheit wäre jedoch ein schwerer Fehler.  

Bedeutung der „primären Ungleichheit“

Bei der Suche nach Gründen für Chancenun-
gleichheit spielt die „primäre Ungleichheit“ eine 
zentrale Rolle. Ernst Rösner konstatiert, dass an 
der „primären Ungleichheit so gut wie nichts zu 
ändern“ ist. Das stimmt z.B. zweifellos für die    
Geschlechtszugehörigkeit, für die ethnische Her-
kunft, das kulturelle und materielle Kapital des 
Elternhauses oder gewisse genetische Dispositio-
nen.  Dass es primäre Ungleichheit gibt, ist sicher 
nicht zu bestreiten. In welchem Ausmaß und auf 
welchen Gebieten es sie gibt oder welche Merk-
male als bedeutsam gelten und Ungleichheit 
konstruieren, ist jedoch gesellschaftlich und poli-
tisch zu beeinfl ussen. Dass sich in unserer  Ge  sell-
schaft – Stichwort Zweidrittelgesellschaft – Ar-
beitslosigkeit, Bildungs- und Partizipations armut 
mittlerweile „vererben“, ist ein gesellschaftliches 
Konstrukt und könnte sehr wohl verändert wer-
den, wenn es denn gewollt wäre. 

Begabungsglaube und der Glaube an Chan-
cenungleichheit als unveränderbare soziologische 
Konstanten sind im deutschen bildungspoli-
tischen Diskurs so tief verankert, dass sie jahr-
zehntelang den Blick dafür verstellt haben, dass 
das Ausmaß von Chancenungleichheit sehr wohl 
beeinfl ussbar ist. 

Inwieweit Erziehungs- und Bildungsanstren-
gungen in der Lage sind, auf primäre Ungleich-
heit einzuwirken, sie zu verstärken, zu stabilisie-
ren oder abzuschwächen, auch dies muss Problem 
und Herausforderung für Erziehungswissenschaft, 
Bildungspolitik und Pädagogik bleiben. Primäre 
Ungleichheit darf nicht als Vorwand benutzt wer-
den, sich um Chancengleichheit nur mit halber 
Kraft zu bemühen oder schnell zu resignieren.
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Erziehung – Schule – Elternrecht

Zu den in Deutschland immer wieder diskutier-
ten Fragen gehört das Verhältnis von Kindeswohl 
und Elternrecht. Es besteht nach wie vor Unsi-
cherheit, ob das Elternrecht nicht vielleicht doch 
über dem Kindeswohl steht. Das hat damit zu 
tun, dass das Elternrecht im Grundgesetz steht 
(Artikel 6: „Pfl ege und Erziehung der Kinder sind 
das natürliche Recht der Eltern und die zuvör-
derst ihnen obliegende Pfl icht.“), dass die gleich-
zeitig beschriebene „Pfl icht“ an zweiter Stelle 
steht und dass das originäre Recht des Kindes, wie 
es in der auch von Deutschland ratifi zierten UN-
Kinderrechtskonvention kodifi ziert ist, bisher 
weder ins Grundgesetz noch in  die Landesverfas-
sungen Eingang gefunden hat. Nach der UN-Kin-
derrechtskonvention ist das Kind ein eigenes 
Rechtssubjekt (das niemandem „gehört“) und die 
Elternrechte und Elternpfl ichten sind am Kin-
deswohl orientiert. Eltern haben danach das 
Recht und die Pfl icht, alles zu tun, was dem Wohl 
des Kindes dient bzw. alles zu unterlassen, was 
ihm entgegensteht. Wenn dieses Subjektver-
ständnis des Kindes in Deutschland selbstver-
ständlich wäre, wären viele Maßnahmen poli-
tisch und juristisch sehr viel leichter durchzuset-
zen. Dann wäre klar, dass es bei Missachtung des 
Kindeswohls keine „Privatsphäre“ der  Eltern ge-
ben kann. Wenn Eltern ihre Kinder nicht schüt-
zen und pfl egen, muss es die Gesellschaft bzw. 
der Staat tun. Allerdings kann dies sinnvoll nur 
auf der Grundlage des gegenseitigen Respekts ge-
schehen. Ein bevormundendes Staatsverständnis 
verbietet sich.

Die Berufung auf Elternrecht und Eltern-
pfl ichten kann Bildungspolitik, Bildungseinrich-
tungen und Pädagoginnen und Pädagogen nicht 
davon entlasten, sich vorbehaltlos für das Recht 
auf Bildung eines jeden Kindes einzusetzen – und 
zwar auf der Basis von Chancengleichheit und 
Nichtdiskriminierung – wie es die UN-Kinder-
rechtskonvention verlangt. 

Von der Auslese zur (individuellen) 
Förderung

Zweifellos kommt die „Forderung nach einer Um-
stellung des gesamten Denkens im Bildungswe-
sen von der Auslese zur Förderung, konsequent 
also zur individuellen Förderung“ einem Para-
digmenwechsel im Erziehungs- und Bildungs-
auftrag der deutschen Schulen gleich, wie Ernst 
Rösner konstatiert. Zweifellos kann dieser Para-
digmenwechsel nicht folgenlos bleiben. Er ver-
langt nach konkreten Maßnahmen. Lehrerinnen 
und Lehrer müssen die Verschiedenartigkeit der 
Schülerinnen und Schüler als Chance begreifen 
und ihren Unterricht konsequent auf Individua-
lisierung und Differenzierung abstellen. 

Die GEW hat gemeinsam mit nationalen und 
internationalen Partnern im Rahmen eines Co-
menius-Programmes Fortbildungsbausteine ent-
wickelt, für die derzeit Multiplikatoren ausgebil-
det werden. Im nächsten Jahr gehen wir bundes-
weit mit einer Fortbildung für Lehrerinnen und 
Lehrer zum individuellen Lernen und zum Um-
gang mit Heterogenität an den Start. Im Vorschul-
bereich werden Fort- und Weiterbildungsmaß-
nahmen erprobt zur Qualifi zierung von Erzie-
herinnen und Erziehern. Also – wir nehmen diese 
Aufgabe im Rahmen unserer Möglichkeiten sehr 
viel ernster als es die meisten Landesregierungen 
tun.

Allerdings soll nicht unerwähnt bleiben, dass 
von den Lehrerinnen und Lehrern die Quadratur 
des Kreises verlangt wird. Sie sollen sich der selek-
tiven Mechanismen, auf denen unser Schulsys-
tem beruht, nicht bedienen. Obwohl für indi-
viduelle Förderung schlecht ausgebildet und aus-
gestattet, sollen sie mit pädagogischem Ethos 
wett machen, wozu sich die Bildungspolitik nicht 
in der Lage sieht – nämlich Struktur, Kultur und 
 Philosophie des Schulsystems zu harmonisieren. 

Kinder mit Behinderungen

Besonders notwendig und wichtig fi nde ich den 
Hinweis darauf, dass die Ausgrenzung von Kin-
dern mit Behinderungen nicht zu mehr Chan-
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cengleichheit führt, sondern zu weniger. Auch 
hier ist die  UN-Kinderrechtskonvention eindeu-
tig, wenn sie in Artikel 23 fordert, sicher zu stel-
len, dass „Erziehung, Ausbildung, Gesundheits-
dienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf 
das Berufsleben und Erholungsmöglichkeiten 
dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise 
zugänglich sind, die der möglichst vollständigen 
sozialen Integration und individuellen Entfal-
tung des Kindes einschließlich seiner kulturellen 
und geistigen Entwicklung förderlich ist“.

Alle Bemühungen um ein inklusives Schul-
system stoßen an die Grenzen unseres selektiven 
Systems. Inklusion endet in der Regel beim Über-
gang in die weiterführenden Schulen.

Chancengleichheit für Kinder aus 
bildungsbürgerlichen Familien 

Der Aspekt „Chancengleichheit für Kinder aus 
bildungsbürgerlichen Familien“ verdient es m.E. 
nach, näher beleuchtet zu werden. Die Selektivi-
tät unseres Schulsystems und die Angst vor „so-
zialer Infektion“ im deutschen Bildungsbürger-
tum („Spiel nicht mit den Schmuddelkindern“) 
bringt ja nicht nur individuelle Erfahrungsarmut 
bezüglich der gesellschaftlichen Wirklichkeit mit 
sich. Sie führt auch zu einem gesamtgesellschaft-
lichen Problem. Denn es sind unsere Leistungs- 
und Verantwortungseliten, die sich kein Bild von 
der gesamten gesellschaftlichen Realität machen 
können. Die unrealistischen und stereotypen Vor-
stellungen, die Gymnasiastinnen und Gymna-
siasten von Hauptschü lerinnen und Hauptschü-
lern haben und umgekehrt, sind zudem ein wich-
tiger Grund für den schwindenden Zusammen-
halt in der Gesellschaft und die schwindende 
soziale Verantwortungsbereitschaft in großen Tei-
len der gesellschaftlichen Elite.

Chancengleichheit, Schulorganisation  
und individuelle Förderung

Ich bin Ernst Rösner dankbar, dass er der Frage 
nicht ausweicht, was ein Mehr an Chancen-
gleichheit, individuelle Förderung und das JA zu 
Heterogenität mit „schulischer Betriebsform und 

Schul organisation“ zu tun haben. Derzeit besteht 
bei den politisch Verantwortlichen, leider assis-
tiert von einfl ussreichen Wissenschaftlern, die fa-
tale Neigung, ein Mehr an Chancengleichheit und 
individueller Förderung einzig in die Verantwor-
tung und Zuständigkeit der Lehrerinnen und 
Lehrer zu verweisen. Die Präambeln novellierter 
Schulgesetze werden mit blumigen Appellen und 
Bekenntnissen zur individuellen Förderung ge-
schmückt. Die Untersetzung individueller För-
derung mit Ressourcen und Konzepten oder der 
notwendigen Lehrerfortbildung unterbleibt je-
doch. Schlimmer noch: Die Energien der Lehr-
kräfte werden fehl geleitet und absorbiert in im-
mer neuen Maß nahmen zur Perfektionierung der 
Selektion und Qualitätssicherung. 

Rainer Domisch vom fi nnischen Unterrichts-
ministerium und Zentralamt für Unterrichts-
wesen hat am 03.02.2007 in einer Veranstaltung 
der nordrhein-westfälischen Kultusministerin auf 
den engen Zusammenhang von individueller 
Förderung, Schulstruktur und Lernkultur hinge-
wiesen. Zitat: 

„Individuelle Förderung von Kindern, Schülerin-
nen und Schülern kann nur innerhalb eines ge-
samten Schulsystems gelingen, in dem Schul-
struktur und Lernkultur einer ständigen Harmo-
nisierung unterzogen werden und in dem Förde-
rung als Grundprinzip des Unterrichtes die 
tragende Säule darstellt. ... Eine frühe Selektion 
von Kindern, also eine so genannte Begabtenaus-
lese von 9- oder 10-Jährigen lässt unverantwort-
lich viele Begabungen eines ganzen Schülerjahr-
ganges außer Acht. Je höher die Anforderungen 
an den gesamten Schülerjahrgang sind, desto bes-
ser schneiden alle Schüler eines Jahrganges ab.“

Und Andreas Schleicher hat auf der selben Veran-
staltung gesagt: 

„Individuelle Förderung (erfordert) radikales Um-
denken in der Organisation von Schule, in einer 
Art und Weise die den individuellen Lernfort-
schritt in den Mittelpunkt stellt, und in der Schu-
len Verantwortung für den Lernerfolg überneh-
men anstatt Schwierigkeiten auf Schulformen mit 
geringeren Leistungsanforderungen abzuwälzen.“
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In diesem Sinne muss die Frage nicht nur er-
laubt sein, wie stark sich innere und äußere Schul-
entwicklung wechselseitig bedingen – nein, diese 
Frage muss dezidiert gestellt werden – auch inner-
halb der KMK. Lehrerinnen und Lehrer sind hoff-
nungslos überfordert, wenn sie systembedingte 
Defi zite allein durch pädagogische Ethos, Kön-
nen und Engagement kompensieren sollen, wäh-
rend KMK und viele Kultusminister sich in ihrer 
Konfl iktscheu einrichten und die Strukturfrage 
tabuisieren. Die KMK wäre gut beraten, wenn sie 
ihre Bremserrolle aufgäbe und sich einer offenen 
wissenschaftlichen Debatte stellte, sie vielleicht 
sogar selbst initiierte. Lange aufzuhalten ist sie 
sowieso nicht mehr. Der Zusammenhang von in-
nerer und äußerer Schulentwicklung muss der 
systematischen wissenschaftlichen Erforschung 
zugänglich gemacht werden. Es wäre dabei z.B. 
auch der Frage nachzugehen, ob und unter wel-
chen Umständen Ganztagshauptschulen ein Mehr 
an Chancengleichheit ermöglichen.

Der Umstand, dass die PISA-Ergebnisse kei-
nen unabweisbaren Zusammenhang zwischen 
Schulleistung und Schulorganisation ergeben, 
hat bislang dazu herhalten müssen, die Schul-
struktur in Gänze für nachrangig zu erklären und 
einzig auf „guten Unterricht“ zu orientieren – so 
als sei Unterricht eine von sonstigen Variablen 
unabhängige Konstante. Mit der Fokussierung 
auf „guten Unterricht“ wird verdrängt, dass sich 
der enge Zusammenhang zwischen früher Selek-
tion und ungleichen Bildungschancen sehr wohl 
mit den PISA-Daten empirisch belegen lässt – ein 
Umstand, der wissenschaftlich nicht bestritten 
wird. 

Sowohl international als auch innerhalb 
Deutschlands haben diejenigen (Bundes-) Länder, 
so Ludger Wößmann vom Ifo-Institut (Mün-
chen), die später und schwächer selektieren, ei-
nen besseren Chancengleichheitsverlauf nach 
der Grundschule als (Bundes-)Länder mit früherer 
und starker Selektion. Am Ende der Grundschul-
zeit – das hat die IGLU-Studie gezeigt, liegt 
Deutschland in Sachen Leistung und Chancen-
gleichheit noch recht gut. Der dramatische Ein-
bruch erfolgt in der Sekundarstufe. 

Diese Befunde sprechen dafür, dass die in 
Deutschland brachliegenden Potenziale nicht 
durch die Perfektionierung der Selektionsmecha-
nismen entfaltet werden, sondern indem man 
sich um die Verbesserung der Chancengleichheit 
sorgt. Auf jeden Fall – so viel dürfte sicher sein – 
wird die Öffentlichkeit bei den nächsten PISA-
 Ergebnissen ein wachsames Auge darauf haben, 
ob sich die Abhängigkeit von der sozialen Her-
kunft reduziert und ob sich die Differenz zwi-
schen Hauptschulen und Gymnasien verkleinert 
hat. Der SPD empfehle ich nicht nur im Hinblick 
auf ihr Grundsatzprogramm mit Nachdruck, ihre 
Angst vor einer Schulstrukturdebatte abzulegen 
und sich vorbehaltlos für ein integratives Schul-
system, für eine Schule für alle auszusprechen. 
Schulstruktur – Schulkultur und Lernkultur müs-
sen als Einheit gesehen werden. Wer Chancen-
gleichheit will, muss die Selektion im und durch 
das Schulsystem überwinden.

Anhang:

Begriffsklärungen notwendig

Abschließend möchte ich noch darauf hinwei-
sen, dass wir auch noch einige begriffl iche An-
strengungen vor uns haben: Wir müssen noch 
einmal darüber diskutieren, wie Bildungsgerech-
tigkeit und Chancengleichheit zusammenhän-
gen, dass Chancengleichheit und Chancenge-
rechtigkeit nicht dasselbe meinen, welches Indi-
katoren für Chancengleichheit sind. Meinem 
Beitrag lag folgendes Verständnis von Chancen-
gleichheit im Bildungsbereich zugrunde: Im Ver-
lauf einer Bildungsbiografi e ist es vorrangiges 
Ziel, primäre Ungleichheiten und Benachteili-
gungen so auszugleichen, dass Zugang und Nut-
zung von Bildungseinrichtungen im Sinne eines 
umfassenden Rechts auf Bildung diskriminie-
rungs- und barrierefrei möglich sind. Erfolg-
reiches Bemühen um Chancengleichheit erkennt 
man daran, dass der Erwerb und die Qualität von 
Kompetenzen und Bildungszertifi katen  von der 
soziokulturellen und ethnischen Herkunft, von 
der Geschlechts- und Glaubenszugehörigkeit, 
von einer Behinderung und dem Wohnort ent-
koppelt sind. 
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1. Berufsbildung ist Bildung 

Der Spaltung in eine arbeits- und arbeitsmarktfer-
ne höhere Allgemein- und Universitätsbildung 
und eine arbeits-, aber bildungsentzogene beruf-
liche Ausbildung haftete schon immer der Cha-
rakter einer ideologischen Selbstverteidigung von 
gesellschaftlichen Privilegien der bürgerlichen 
Mittelschichten an, da in der Realität die  höhere  
Bildung  Zugangsvoraussetzung  und -absiche-
rung für höhere Berufspositionen war, die beruf-
liche Ausbildung auf das untere und mitt lere Be-
schäftigungsspektrum beschränkt blieb. Unter 
den Vorzeichen einer Wissensgesellschaft, in der 
in allen Berufstätigkeiten die Wissensintensität 
und Theorieabhängigkeit zunimmt, ist umso 
nachdrücklicher darauf zu insistieren, dass Be-
rufsbildung Bildung und nicht nur Teil der Ar-
beitsmarktregulation ist. Wenn Berufsbildung 
auch einen wesentlichen Beitrag zur sozialen Si-
cherung leisten kann, dann deswegen, weil sie 
Bildung ist und dass man sie auch zum Bildungs-
system zählen muss, d.h. sie unter die Zielset-
zungen von Bildung zu stellen. Das steht nicht 
im Gegensatz zu den Arbeitsmarktfunktionen 
von Berufsbildung, muss aber nachdrücklich be-
tont werden. Es ist das Verdienst des ersten natio-
nalen Bildungsberichts, dass er auch die Kultus-
minister auf drei zentrale Ziele, die für alle Stufen 
des Bildungssystems Gültigkeit haben, verpfl ich-
tet, nämlich: Entfaltung individueller Regula-
tionsfähigkeit und Autonomie, Entwicklung und 
Sicherung von Humanressourcen – da kommt der 

Arbeitsmarktbezug nachdrücklich ins Spiel – und 
Förderung gesellschaftlicher Teilhabe und Chan-
cengleichheit (vgl. Konsortium Bildungsbericht-
erstattung 2006). 

Alle drei Zieldimensionen verweisen darauf, 
wie sehr Bildung und Bildungspolitik schon seit 
langem integrales Feld sozialstaatlicher Politik ist, 
auch wenn dies im Bildungsverständnis der bür-
gerlichen Schichten nur begrenzt Eingang gefun-
den hat. Wie wenig die Berufsbildung in den letz-
ten beiden Jahrzehnten in Bezug auf soziale Teile 
und Chancengleichheit sowie Entfaltung der Hu-
manressourcen die alten Strukturdefi zite hat ver-
ringern können, sie zum Teil sogar verstärkt hat, 
wird im folgenden ebenso skizziert wie eine Per-
spektive, wie eine sozialstaatliche Regulierung 
der Bildungspolitik aussehen könnte, die die Be-
rufsbildung der Erreichung der drei systemischen 
Ziele von Bildung näher bringen könnte.

2.  Aktuelle soziale Strukturdefi zite in der 
Berufsbildung 

Vor diesem normativen Hintergrund lassen sich 
die wesentlichen Strukturprobleme der Berufsbil-
dung schnell skizzieren: Das Ausbildungssystem 
gerät am unteren und auch am oberen Ende un-
ter Legitimationsdruck – aus unterschiedlichen 
Gründen. Am unteren Ende vor allem wegen zu-
nehmender Passungsprobleme zwischen der Nach-
frage nach und dem Angebot an Ausbildungsplät-
zen, wobei dies nicht nur eine Marktfrage ist. Pas-
sungsprobleme heißt, es ist etwas schief im Ver-
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hältnis zwischen Allgemeinbildung und Berufs -
ausbildung; am oberen Ende, das ist bekannt, 
wegen der mangelnden Durchlässigkeit von der 
Berufsbildung zur Hochschule. 

Wir haben – und das glaube ich, ist das zwei-
te wesentliche Verdienst des nationalen Bildungs-
berichts –, zum ersten Mal systematisch das Be-
rufsbildungssystem in drei Teilsysteme unterteilt: 
in das duale System, das bislang in Deutschland 
synonym für Berufsbildung stand; das Schulbe-
rufssystem für die vor allen Dingen sozial-pfl ege-
rischen, aber auch einen Teil der kaufmännischen 
Assistenzberufe und das Übergangssystem, das 
dadurch defi niert ist, dass es zu keinem beruf-
lichen Abschluss führt, sondern berufsvorberei-
tende Funktionen wahrnimmt (vgl. Konsortium 
Bildungsberichterstattung 2006, früher schon 
Krüger 2004). Die systematische Einführung der 
Kategorie des Übergangssystems kann einen bil-
dungspolitisch heilsamen Effekt haben, weil zum 
ersten Mal die Größenordnung des Problems des 
Übergangs von allgemeinbildender Schule in Be-
rufsausbildung wirklich greifbar geworden ist. 

Die Größenordnung des Übergangssystems 
und  seine  starke  Expansion,  die  auf  der  Abb.  1 
(S. 44) deutlich wird, hat alle, uns eingeschlossen, 
überrascht, und kritische Rückfragen zur Daten-
basis geweckt. Nach mehreren Gesprächsrunden 
mit unterschiedlichen Datenhaltern war das Er-
gebnis, dass die Daten des Bildungsberichts kor-
rekt sind. An der Grafi k sind vor allem zwei 
Punkte besonders auffällig, dass 
• zum einen an dem realisierten Ausbildungs-

platzangebot die Rückläufi gkeit des dualen 
Systems zwischen Mitte der 90er und Mitte 
der ersten Dekade dieses Jahrhunderts nicht 
extrem groß ist. Was sich darin ausdrückt ist, 
dass das duale System keine Flexibilität nach 
oben hat, sondern nur eine Flexibilität nach 
unten, also gegenüber demographischen Ent-
wicklungen nicht anpassungsfähig ist, was es 
in den 70er und 80er Jahren des letzten Jahr-
hunderts noch sehr stark gewesen ist. Das 
Schulberufssystem hat anteilsmäßig die Grö-
ßenordnung gehalten. Anteilsmäßig aber – das 
ist das Entscheidende – geht das duale System 
sehr deutlich zurück, nämlich über 8 Prozent-
punkte,
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• zum anderen stark demographisch bedingte 
Zusatznachfrage ausschließlich vom Übergangs-
system aufgefangen und nicht von vollquali-
fi zierenden Berufsausbildungsgängen. Das 
Über gangssystem haben wir, im Gegensatz zu 
den beiden anderen Teilsektoren, so defi niert, 
dass es keine Ausbildungs- und Berufsperspek-
tive eröffnet, durch hohe Unsicherheit geprägt 
ist und was vielleicht noch problematischer 
ist, dass es keine Koordinierung mit dem voll-
qualifzierenden Ausbildungssystem hat, und, 
was die Vermittlung in eine vollqualifi zieren-
de Ausbildung angeht, nur sehr begrenzt effi -
zient ist. 

In der Entwicklung ist dieses eine ausgesprochen 
zurückhaltende und konservative Berechnung. 
Wahrscheinlich wird man im Bereich gerade des 
Übergangssystems eine Dunkelziffer insbesonde-
re bei den ausländischen Jugendlichen oder Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund, die nir-
gendwo erfasst sind, noch in Rechnung stellen 
müssen. Man kann das daran sehen, dass sich 
zwischen 2003 und 2004 der Anteil im Über-
gangssystem um fast 80.000 verringert hat; das ist 
ein rein statistischer Effekt, der darauf zurückzu-
führen ist, dass das Jumpprogramm ausgelaufen 
ist, und niemand weiß, wo diese 80.000 geblie-
ben sind, die ja nicht vom Erdboden verschwun-
den sein können. Das Übergangssystem würde 
für 2005 und 2006 schon deutlich erhöht sein, 
wenn man das EQJ mit einbezieht, weil es zur 
gleichen Rubrik gehört und keinen Bestandteil 
einer qualifi zierten Ausbildung darstellt. 

Die Struktur des Übergangssystems zeigt zwei 
große Blöcke, die berufsvorbereitenden Maßnah-
men der Bundesagentur für Arbeit (BA) und die 
Berufsfachschulen, die keinen berufl ichen Ab-
schluss vermitteln, daneben das schulische Be-
rufsbildungsjahr, soweit es nicht im Rahmen ei-
ner dualen Ausbildung anerkannt wird wie im 
Fall Baden Württemberg (vgl. Abb. 2). 

Über die Effi zienz des Übergangsystems wis-
sen wir sehr wenig, weil es keine Evaluation des 
Übergangssystems als Ganzes gibt. Es existieren 
nur sehr bescheidene Informationen und statisti-
sche Daten für die Maßnahmen der Bundesagen-
tur für Arbeit nach drei unterschiedlichen Maß-
nahmetypen: nach JUMP, nach dem neuen För-
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Abbildung 1

Verteilung der Neuzugänge auf die drei Sektoren des berufl ichen 
Bildungssystems 1995 und 2000 bis 2004

 Quelle:  Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 80; zu den Erläuterungen vgl. ebenda. 

1995

2000

2001

2002

2003

2004

0 200 400 800 1.000 1.200600 1.400

Duales System Schulberufssystem Übergangssystem

547.062

51,2%

582.416

47,8%

577.268

45,8%

538.332

43,0%

529.431

41,1%

535.322

43,3%

180.271

16,9%

175.462

14,4%

179.637

14,3%

193.088

15,4%

208.845

16,2%

211.531

17,1%

341.137

31,9%

460.107

37,8%

502.926

39,9%

521.478

41,6%

549.568

42,7%

488.073

39,5%

in Tsd.

  Datenbasis:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Berechnungen und Schätzungen auf Basis der Schulstatistik; 

 Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen. 

derkonzept der BA und nach dem neuen Fach-
konzept. Welchen Maßnahmetyp man auch 
nimmt, es bleibt eine sehr niedrige Vermittlungs-
quote in eine qualifi zierte Ausbildung. In eine 
vollquali fi zierende Ausbildung gelangen zwi-
schen 12% (JUMP) und 28% der Maßnahmeteil-
nehmer. Der größte Teil versickert entweder in 
weiterführenden Maßnahmen, in Arbeitslosigkeit 
oder der Verbleib ist völlig unbekannt (vgl. Abb. 
3); daraus resultiert unsere Annahme, dass die 
Dunkelziffer insgesamt sehr viel größer ist als die 
tatsächlich registrierten Zahlen, mit denen wir 
gearbeitet haben. 

Das zentrale Problem des Übergangssystems 
liegt m.E. darin, dass die negativen Effekte über-
wiegen. An dieser Stelle wird sehr viel Zeit von 
Jugendlichen vergeudet, und beträchtliche fi nan-
zielle Mittel werden wenig effi zient ausgegeben, 
alleine in der Bundesagentur für Arbeit zwischen 
4 und 4,3 Milliarden; für die Berufsfachschulen 
gibt es Schätzungen, die auf etwa die gleiche Grö-
ßenordnung hinauslaufen. Langfristig als proble-
matischer noch als die geringe Ressourcenef fi -
zienz könnte sich erweisen, dass wir Lernmotiva-
tionen zerstören, weil es keine Koordinierung mit 
dem Berufsbildungssystem insgesamt gibt. Des-
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wegen ist die häufi ge Klassifi zierung als Warte-
schleife von jungen Menschen im großen Maß-
stab mit dieser Art Übergangsmaßnahmen nicht 
so ganz verkehrt.

Bei der Zusammensetzung der Teilnehmer 
am Übergangssystem will ich auf kumulativ wir-
kende Problemkonstellationen im Einzelnen 
nicht eingehen. Ich möchte die Aufmerksamkeit 
nur darauf richten, wie sehr innerhalb von vier 
oder fünf Jahren sich die Situation für Haupt-
schüler ohne und mit Abschluss verschlechtert 
hat, so dass selbst Hauptschüler mit Abschluss 
nicht einmal zur Hälfte noch einen Ausbildungs-
platz zu einer vollqualifi zierten Berufsausbildung 
direkt nach Schulabschluss fi nden, selbst über ein 
Viertel der Realschulabsolventen teilt dieses 
Schicksal. Das heißt, dass das deutsche Ausbil-
dungssystem eine seiner traditionellen Stärken 

weiter einzubüßen droht, dass es auch Kindern 
mit schlechten Schulabschlüssen und aus unte-
ren Bevölkerungsgruppen eine Chance bot, eine 
qualifi zierte Berufsausbildung zu machen.

Ein weiteres zentrales Problem des Übergangs 
liegt in der Rückläufi gkeit der Zahl von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund, die in eine 
qualifi zierte Ausbildung gelangen. Als Zeitreihe 
lässt sich dieses Problem im Augenblick nur über 
den Ausländeranteil an der dualen Ausbildung 
abbilden, aber dies ist dramatisch genug. Hier 
verschärfen sich nicht alleine soziale Ausschlie-
ßungstendenzen, es wird auch ein unverzicht-
bares Arbeitskräftepotenzial brachliegen gelassen. 
Diese Einsicht setzt sich inzwischen auch bei vie-
len Unternehmen durch.

Dass es regional große Disparitäten in der Be-
rufsbildung gibt, ist bekannt, und dass 2005 nicht 
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Abbildung 2

Verteilung der Neuzugänge auf die Bereiche des Übergangssystems 1995 und 2000 bis 2004

                1) Ohne Artikel 4 (außerbetriebliche Ausbildung).

 Quelle: Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 81.

 Datengrundlage: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Berechnungen und Schätzungen auf Basis 

  der Schulstatistik; Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen. 
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einmal mehr ein Viertel der Arbeitsamtsbezirke 
eine ausgeglichene Angebots-Nachfrage-Relation 
haben, darauf will ich jetzt nicht eingehen. Ich 
möchte die Aufmerksamkeit auf die Neustruktu-
rierung der geschlechtsspezifi schen Disparitäten 
richten, denn die ist wirklich dramatisch. Sie 
zeigt, dass das, was lange Zeit nur für Frauen galt, 
jetzt verstärkt und in stärkerem Maße als für jun-
ge Frauen für junge Männer gilt, dass sie nämlich 
nicht mehr in Ausbildung hinein kommen. So-
lange das duale System von den gewerblich-tech-
nischen Berufen in Handwerk und Industrie do-
miniert war, hatten die jungen Männer gute Aus-
bildungschancen. Jetzt zeigt sich bei den Neuan-
fängern, dass Männer und Frauen gleich sind. 
Was aber die Anteile im Übergangssystem angeht, 
die verteilen sich mit 42 % zu 58 % zu Unguns-
ten der jungen Männer (vgl. Abb. 6).

Die Ursache dafür liegt in zwei Entwicklungs-
tendenzen: zum einen in der Rückläufi gkeit der 
traditionellen Männerberufe in der Ausbildung 
und zweitens in den deutlich schlechteren Schul-
abschlüssen der jungen Männer. Die jungen Män-
ner haben etwa 8 Prozentpunkte mehr Anteile an 
den Hauptschulabsolventen und ähnlich ist die 
Relation bei den Hauptschülern ohne Abschluss, 
während die Mädchen dann bei Abiturienten und 
Realschulabsolventen deutlich höhere Anteile 
aufweisen. Hier entsteht ein auch gesellschafts-
politisch brisantes neues Problem, das es zu bear-
beiten gilt. Es wird ergänzt und verschärft durch 
die Arbeitslosenquoten. Auch bei ihnen zeigt sich 
mittlerweile im Gegensatz noch zu den 90er Jah-
ren, dass sich seit der Jahrhundertwende die Si-
tuation der jungen Männer auf dem Arbeitsmarkt 
sowohl gegenüber der allgemeinen Arbeitslosig-
keitsquote als auch gegenüber der der jungen 
Frauen deutlich verschlechtert hat. Der Abstand 
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Abbildung 3

Begrenzte berufl iche Integrationsleistung des Übergangssystems 

 1)  Enthalten sind Übergänge in betriebliche und schulische Ausbildungen.

 2)  Enthalten sind Übergänge in schulische Ausbildungsvorbereitung, sonstige 

  Schulbesuche (berufs- und allgemeinbildend) sowie sonstige Maßnahmen. 

 Quellen:  Neues Förderkonzept der BA (Modellversuchsjahr 2004/05): INBAS (2006: 72 ff.). 

  BVB nach neuem Fachkonzept (Modellversuchjahr 2004/05): 

  Berufsbildungsbericht (2006: 223). JUMP (1999/2000): Dietrich (2001) 
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Abbildung 4

Verteilung der Schulabsolventen auf die drei Sektoren des 
Berufsbildungssystems nach schulischer Vorbildung 2000 und 2004*

 *)  Ohne Neuzugänge mit sonstigen Abschlüssen.
 Quelle:  Konsortium Bildungsberichterstattung 2006, S. 83. 
 Datengrundlage:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen und Schätzungen auf Basis der  
  Schulstatistik; Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen. 
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in der Arbeitslosenquote zwischen jungen Män-
nern und Frauen beträgt vier Prozentpunkte (vgl. 
Abb. 7). In den Anteilen am Übergangssystem 
und an der Jugendarbeitslosigkeit drückt sich das 
aus, was wir das Elend der jungen Männer nen-
nen (vgl. Baethge/Solga/Wieck 2007). 

3.  Die mangelnde Bildungsmobilität im 
Übergang zur Hochschule

An der zweiten Schwelle, dem Übergang aus der 
Berufsbildung in die Hochschule, haben sich die 
Probleme ebenfalls verschärft. Traditionell gibt es 
zwei zentrale Schwachstellen des deutschen 
Hochschulsystems. Sie sind in den letzten Jahren 
besonders in der öffentlichen Diskussion, vor 

allem in der internationalen Kritik, hervorgeho-
ben worden. Die eine ist die im internationalen 
Vergleich niedrigere Studierendenquote und die 
noch niedrigere Hochschulabsolventenquote, die 
immer noch bei etwa 20 % liegt, und damit über 
12 Prozentpunkte unter dem OECD-Durchschnitt 
(vgl. OCED 2006). Die zweite Schwäche zeigt sich 
in der Fächerstruktur, d.h. in den geringen An-
teilen an technisch-ingenieurwissenschaftlichen 
und mathematisch-naturwissenschaftlichen Stu-
dierenden, wo sich seit Anfang der 90er Jahre 
 wenig verändert hat. Einen wesentlichen Grund 
für beide Schwächen sehe ich darin, dass sich die 
Durchlässigkeit von der Berufsausbildung, gerade 
von der gewerblich-technischen Berufsausbil-
dung, in die Fachhochschulen und Hochschulen, 
verringert hat. 
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Abbildung 6

Verteilung der Neuzugänge in vollqualifi zierende Ausbildung (Duales und Schulberufssystem) 
und Übergangssystem nach Geschlecht und schulischer Vorbildung 2004*

 * Brandenburg:  1. Schuljahr; Sachsen-Anhalt: 1. Schuljahr für Schulen des Gesundheitswesens; 
 Hessen:  keine Angaben zu Schulen des Gesundheitswesens; vgl. Anmerkungen in Konsortium 2006, Tab. E1-3.
 Quelle:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, eigene Berechnungen und Schätzungen auf Basis 
  der Schulstatistik; Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.

 
Abbildung 5

Rückläufi ge Ausländeranteile in Berufsbildung (Westdeutschland 1993 bis 2004) 

 Quelle:  Konsortium Bildungsbericht 2006, S. 154.
 Datenquelle:  Statistisches Bundesamt; Berufsbildungsstatistik; Berechnungen des Bundesinstituts für Berufsbildung. 
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4. Ursachen für die steigenden 
 Strukturprobleme

Auch wenn in den Jahren 2006 und 2007 eine 
leichte Entspannung auf dem Ausbildungsstel-
lenmarkt zu beobachten ist, die weitgehend auf 
das Zusammentreffen von konjunktureller Bele-
bung und demographischer Entwicklung zurück-
führbar erscheint, sind die skizzierten Struktur-
probleme des Ausbildungssystems damit nicht 
behoben. Angebot und Nachfrage nach Ausbil-
dungsplätzen werden selbst 2007 nicht zur De-
ckung gebracht, vor allem dann nicht, wenn man 
die hohe aufgestaute Altnachfrage mit in Rech-
nung stellt. Die grundlegenden Strukturdefi zite 
an den beiden Übergangsschwellen wie hohe so-
ziale Disparitäten an der ersten und begrenzten 
Durchlässigkeit von der Berufs- zur Hochschulbil-
dung an der zweiten Schwelle sind von der tem-
porären Klimaaufhellung am Ausbildungsstellen-

markt kaum tangiert. Sie haben ihren Ursprung 
in einem strukturellen Missverhältnis zwischen 
Ausbildungsinstitutionen und sozio-ökonomi-
schen Entwicklungstrends, das nur durch institu-
tionelle Anpassungsprozesse zu beheben sein 
dürfte. 

Es ist hier nicht der Platz, um ausführlich auf 
diesen Widerspruch zwischen institutioneller Aus-
bildungsstruktur und sozio-ökonomischen Ent-
wicklungstrends einzugehen. Ich will nur zwei 
kurze Richtungshinweise zu seinen Ursachen ge-
ben, die ein hohes Maß an Evidenz besitzen: zum 
einen der verstärkte sektorale Strukturwandel zur 
Dienstleistungsgesellschaft, zum anderen der 
Wandel der dominanten Wissensformen in der 
Gesellschaft.

Abbildung 8 zeigt, dass wir ab Anfang der 
90er Jahre zwei Entwicklungstendenzen beobach-
ten können: Die deutliche Abnahme der Indus-
triebeschäftigten und parallel dazu die Abnahme 
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Abbildung 7

Arbeitslosenquoten* nach Altersgruppen und nach Geschlecht 1990 und 2001 bis 2004
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Tabelle: 1 

Studienanfänger und Studienanfängerinnen mit abgeschlossener Berufsausbildung
in den Wintersemestern 1990 bis 2003 in %

 Insgesamt mit Männer mit berufl icher Frauen mit berufl icher
 berufl icher Ausbildung Ausbildung Ausbildung

  Winter Insgesamt vor/beim nach dem Insgesamt vor/beim nach dem  Insgesamt vor/beim nach dem 

semester  Erwerb der Erwerb der  Erwerb der Erwerb der  Erwerb der Erwerb der

  Hochschul- Hochschul-  Hochschul- Hochschul-  Hochschul- Hochschul-

  reife reife  reife reife  reife reife

1990 35 18 17 37 23 14 33 12 21

1992 37 20 17 40 25 15 33 14 19

1993 38 21 17 43 27 16 31 13 18

1994 35 19 16 40 24 16 28 12 16

1995 32 16 16 37 20 17 27 12 15

1996 30 14 16 35 18 17 25 10 15

1998 26 11 15 30 15 15 23 9 14

2000 26 11 15 29 15 14 23 7 16

2003 28 14 14 30 17 13 25 9 16

 Quelle:  BMBF, Grund- und Strukturdaten 2005 (HIS-Studienanfängerbefragung); eigene Berechnungen.

  Für die hier ausschlaggebende Gruppe derjenigen, die ohne Abitur eine Berufsausbildung absolviert haben, 
  zeigt sich, dass vom Höhepunkt 1993 die Durchlässigkeit von 21 % auf 14 % d.h. um ein Drittel, 
  zurückgegangen ist, wobei die Rückläufi gkeit bei den Männern noch größer ist, nämlich von 27% auf 
  17% als bei den Frauen.

der Ausbildungsverhältnisse in diesen Bereichen. 
Das Ausbildungsverhalten der Betriebe folgt dem-
nach eher diesem Trend als je individuellem good 
will oder dessen Gegenteil. Es steht nicht zu er-
warten, dass in der Industrie ein der Entwicklung 
von Rationalisierung und Outsourcing entgegen 
gesetztes Ausbildungsverhalten sich wieder breit 
macht. Bei der zweiten Bewegung des Struktur-
wandels, der zur Dienstleistungsökonomie, öffnet 
sich die Schere zwischen Beschäftigung und Aus-
bildung in den Dienstleistungsbereichen extrem. 
Dies verweist darauf, dass in den Dienstleistungs-
bereichen andere Rekrutierungsmechanismen 

grei fen als diejenigen über eine duale qualifi zierte 
Berufsausbildung. Ich sehe im Dienstleistungs-
bereich in der Personalwirtschaft eine Doppelten-
denz: einmal eine Rekrutierung mehr über Hoch-
schulen und zum anderen Dequalifi zierungsten-
denzen, die man nicht unterschätzen darf und 
die man in vielen Dienstleistungsbranchen beob-
achten kann: z.B. im Einzelhandel, Hotel- und 
Gaststättengewerbe, das sind alles Bereiche mit 
großen Beschäftigtenanteilen – dazu gehört das 
Reinigungsgewerbe, dazu gehören begrenzt auch 
kaufmännische Tätigkeiten, z.B. im Versicherungs-
gewerbe.
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Der zweite Grund, der wahrscheinlich der 
tiefer liegende ist, ist derjenige, dass es zu einer 
Veränderung der Wissensbasis in der gesellschaft-
lichen Arbeit kommt. Die Entwicklung von der 
vor- zur nachindustriellen Gesellschaft lässt sich – 
bezogen auf die dominanten Wissenstypen – als 
Wandel von Erfahrungswissen zu systematischen 
(theoretischen) Wissen beschreiben. Es existiert 
kaum ein Theoretiker, der nicht als das wesent-
liche Merkmal nachindustrieller Gesellschaften 
die Zentralität des systematischen (theoretischen, 
wissenschaftlichen) Wissens herausstellte. 

In unserem Zusammenhang ist dieser Unter-
schied der Wissensformen deswegen zentral, weil 
er sich in Deutschland mit der Hauptlinie der in-
stitutionellen Trennung von Berufs- und höherer 

Allgemeinbildung verbindet. Erfahrungs- oder im-
pliziertes Wissen (Polanyi 1985, Nonaka/Takeuchi 
1995) zeichnet sich dadurch aus, dass es in unmit-
telbaren Arbeits- und Lebenszusammenhängen 
angeeignet wird, an die Person gebunden und 
schwer verallgemeinerbar und übertragbar ist. 
Der dualen Berufsausbildung mit ihrem hohen 
Anteil arbeitsintegrierter Lernsequenzen liegt die-
ser Sachverhalt zugrunde. Auf der anderen Seite 
umfasst systematisches Wissen alle Formen kodi-
fi zierten (expliziten) Wissens, das in Schulen und 
Hochschulen als praxisenthobene Einrichtungen 
vermittelt wird. 

Das Problem dieser unabweisbaren Tendenz 
in der Wissensentwicklung besteht darin, dass 
nicht einfach ein Wissenstypus durch den ande-
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Abbildung 8

Entwicklung von Beschäftigung und Ausbildung nach ausgewählten Wirtschaftssektoren
im Vergleich zum Basisjahr 1980 (=100)

19
80

160

140

120

100

80

60

40

19
82

19
84

19
86

19
88

19
90

19
92

19
94

19
96

19
98

20
00

20
02

Tertiärer Bereich: 
Beschäftigung
Ausbildung

Sekundärer Bereich: 
Beschäftigung
Ausbildung

Quelle:  BMBF, Berufsbildungsbericht 2005, S. 4



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

ren ersetzt würde, sondern dass es zu neuen Mi-
schungsverhältnissen kommt. Natürlich braucht 
man nach wie vor Erfahrungswissen, man muss 
es bis zur höchsten Qualifi kationsstufe haben, 
aber eine andere Form von Erfahrungswissen, das 
sehr viel stärker auf Kundenbezüge, auf Kommu-
nikation als auf Materialgefühl und Umgang mit 
Sachen wie bei handwerklichen und industriellen 
Arbeitvollzügen konzentriert ist. 

Wenn beide Stränge der Wissensentwick-
lung, Erfahrungs- und systematisches Wissen sich 
heute – selbst bei entwicklungsstruktureller Do-
minanz des systematischen Wissens – wechselsei-
tig durchdringen, liegt es nahe, das gesellschaft-
liche Bildungssystem als ganzes so zu organisie-
ren, dass sich die beiden Institutionentypen des 
Bildungswesens, die bisher die unterschiedlichen 
Wissensarten repräsentieren, Berufsbildung und 
Allgemeinbildung, auch stärker durchdringen. In 
der Vergangenheit stand die Berufsbildung vor-
nehmlich für Erfahrungs-, die höhere Allgemein-
bildung für systematisches theoretisches Wissen. 

5. Die Reorganisation der beiden 
 Übergangsschwellen von Berufs- und   
 Allgemeinbildung

Eine solche institutionelle Durchdringung der in 
der deutschen Bildungstradition getrennten Be-
reiche der mittleren Berufs- und Allgemeinbil-
dung betrifft zwar alle Bildungsbereiche, lässt sich 
konkret aber an den beiden Übergangsschwellen 
besonders instruktiv veranschaulichen. 

Die begrenzte Effi zienz der unterschiedlichen 
Maßnahmen des Übergangssystems lässt es we-
nig wahrscheinlich erscheinen, durch interne Op-
timierung der Maßnahmen oder Schaffung neuer 
Maßnahmetypen die Übergangsprobleme, insbe-
sondere die alten und neuen sozialen Disparitä-
ten, bewältigen zu wollen. Übergangsmaßnah-
men behalten in jedem Fall ihre Nachrangigkeit 
gegenüber dem direkten Übergang von der Schu-
le in ein reguläres Ausbildungsverhältnis. Gleich-
wohl sind die vielfältigen Erfahrungen und An-

sätze zur Berufsvorbereitung, die hier gesammelt 
bzw. entwickelt worden sind, in einem anderen 
institutionellen Kontext produktiv einzusetzen.

Neugestaltung des Übergangs Sekundarstufe I 
zur Berufsbildung

Den anderen institutionellen Kontext kann man 
sich so vorstellen, dass in einer neu gestalteten 
Sekundarstufe I Aspekte der Berufs- und Berufs-
wahlvorbereitung in unterschiedlichen Vermitt-
lungsformen – z.B. durch Praktika in Betrieben 
oder bei freien Trägern – systematisch einbezogen 
werden. Neugestaltete Sekundarstufe I meint eine 
Perspektive, die als allgemeinbildenden Regelab-
schluss das Realschulniveau anstrebt, die unter-
schiedlichen Schulformen integriert, in der Regel 
als Ganztagsschule organisiert ist und Förderkon-
zepte für bildungsschwache bzw. -benachteiligte 
Gruppen vorsieht. Auf einem solchem Weg könn-
te es gelingen, das Übergangssystem auf einen 
kleinen Kern zu reduzieren und vor allem die Pro-
bleme der Schulbenachteiligung von männlichen 
Jugendlichen und Kindern mit Migrationshinter-
grund zu vermindern. Je nach dem, wie stark be-
rufsvorbereitende Sequenzen in die Schule einbe-
zogen werden bzw. wie viel an Übergangssystem 
noch weitergeführt werden muss, erscheint es 
sinnvoll, Sequenzen von Übergangsmaßnahmen 
auch eine Anerkennung in der Berufsbildung zu 
verschaffen.

Neugestaltung der Schnittstelle Sekundarstufe II 
Berufsbildungs- und Hochschulsystem: 
Einführung eines Berufsabiturs

Nach jahrzehntelang ertragsarmer Rhetorik poli-
tischer Akteure zur Gleichwertigkeit von berufl i-
cher und allgemeiner Bildung und zur Erhöhung 
der Durchlässigkeit von der Berufs- zur Hochschul-
bildung – fl ankiert durch Sonderregelungen – er-
scheint es an der Zeit, auf die Schiene institutio-
neller Umgestaltung zu wechseln. Eine durch-
schlagende Anhebung der Bildungsmobilität im 
Übergang zur Hochschule kann man sich davon 
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versprechen, wenn Deutschland – ähnlich wie es 
in den letzten Jahren in den beiden anderen Län-
dern mit dualem Berufsbildungssystem, Öster-
reich und Schweiz geschehen ist – ein Berufs-
abitur als zweiten (fakultativen) Regelabschluss 
für die Berufsbildung einführen würde. Regelab-
schluss meint, dass jeder Auszubildende die 
Chance haben sollte, eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung – eventuell fach- oder berufsfeldge-
bunden – zu erwerben und dafür entsprechende 
schulische Angebote vorgehalten werden müs-
sen. Fakultativ wäre dieser Regelabschluss des-
wegen, weil er an zusätzlichen Lernleistungen der 
Auszubildenden gebunden wäre, die nicht jeder 
Auszubildende erbringen wollen oder können 
würde. Ein „Berufsabitur“ hätte eine Umgestal-
tung der Ausbildungscurricula der Berufsschule 
durch Verstärkung allgemeinbildender und 
(fach)theoretischer Lerninhalte zur Vorausset-
zung. Diese ließe sich durch Erhöhung der Be-
rufsschulanteile und/oder zusätzlicher Lernzeiten 
während oder im Anschluss an die Ausbildungs-
zeit (wie in der Schweiz) erreichen, ohne dass 
man damit das Berufsprinzip aufgeben müsste. 
Für die Gestaltung entsprechender Ausbildungs-
gänge existieren national und international ge-
nügend Vorbilder – z.B. duale Studiengänge, frü-
here Kollegstufen-Konzepte u. ä. 

Ein Berufsabitur hätte neben der Erhöhung 
der Studierendenquote und insbesondere des An-
teils von Studierenden in ingenieur- und mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen Fächern posi-
tive Effekte bei weiteren Schwachstellen des Be-
rufsbildungssystems: Es würde den Status der Be-
rufsschule anheben, würde die Attraktivität der 
Berufsbildung erhöhen, was für Zeiten geburten-
schwacher Jahrgänge wichtig werden könnte, 
würde die soziale Bildungsbenachteiligung ab-
mildern helfen, die heute in der institutionellen 
Separierung von Berufs- und höherer Allgemein-
bildung systematisch verankert ist, ferner zu ei-
ner besseren Nutzung von Ausbildungszeiten füh-
ren und könnte auch den Nachwuchs der Be-
triebsleitungen im Mittelstand fördern.

Die Realisierung beider Vorschläge müsste 
nicht mit hohen Kosten verbunden sein, könnte 
sogar zu einer beträchtlichen Erhöhung der Bil-
dungskosteneffi zienz führen, ist aber ohne Mit-
spielen institutioneller Akteure wie den Tarifpar-
teien, den Kammern, freien Trägern und Kultus-
verwaltungen nicht zu erreichen. Und für diese 
kollektiven Akteure stehen Macht- und Statusin-
teressen auf dem Spiel. Jahrzehnte institutioneller 
Immobilität in der Berufsbildung legen Zeugnis 
davon ab, wie schwer sie zu überwinden sind. 
Dies aber wäre Aufgabe einer sozialstaatlichen 
Bildungspolitik. 
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1. Das quantitative Problem berufl icher Erst-
ausbildung ist offenkundig (160.000 junge 
Menschen bemühten sich 2006 vergeblich).

 Die Reaktion darauf ist notorisch unzuläng-
lich. Auf die demographiebedingte Entlas-
tung in der Zukunft zu hoffen, ist verantwor-
tungslos zynisch.

2. So wie staatliche Politik darum bemüht ist, 
ein bedarfsgerechtes Schul- und Hochschul-
system anzubieten, muss es auch zur Ver-
pfl ichtung werden, allen Menschen eine be-
rufl iche Erstausbildung zu garantieren, die 
dazu befähigt, den Lebensunterhalt mit eige-
ner Arbeit zu sichern.

3. Da besonders in Ostdeutschland berufl iche 
Ausbildung schon weitgehend öffentlich 
 fi nanziert wird, darf es nicht länger tabu sein, 
über die Ausweitung öffentlich fi nanzierter 
Berufsausbildung gründlicher nachzudenken 
als sich das bislang Gewerkschaften und Ar-
beitgeberverbände erlauben wollten.

 Die Frage nach der Finanzierung von Berufs-
ausbildung ließe sich dann unter einem an-
deren Licht angemessener neu bewerten und 
wohl auch regeln.

4. Wenn sich das im System geteilter Verant-
wortung zwischen Staat und Unternehmen 
nicht bewirken lässt, muss staatliche Politik, 
kostenpfl ichtig für nicht ausbildende, aber 
ausbildungsfähige Unternehmen, eigene An-
gebote für eine berufl iche Erstausbildung zur 
Verfügung stellen.

5. Unternehmen, die im System staatlich orga-
nisierter Berufsausbildung praktische Ausbil-
dungsteile zur Verfügung stellen – es sind der-
zeit nicht einmal 25 Prozent –, müssen bei 
einer Ausbildungsumlage einen materiellen 
Vorteil gegenüber jenen Unternehmen ha-
ben, die sich überhaupt nicht in der Ausbil-
dung engagieren.
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6. Was gemeinhin „Ausbildungsplatzumlage“ 
genannt wird, ist de facto ein Gerechtigkeits-
ausgleich zwischen jenen Unternehmen, die 
selber ausbilden und dabei auch Kosten ha-
ben gegenüber jenen, die sich Konkurrenz-
vorteile durch das Sparen von Ausbildungs-
kosten verschaffen.

7. Die Position, selbst die schlechteste Ausbil-
dung sei besser als überhaupt keine, ist als 
Leitmotiv für eine Reform der Ausbildung 
völlig ungeeignet. 

 Schon heute werden viel zu viele Dachde-
cker, Bäcker und Friseure ausgebildet. 

 So bewundernswert es ist, wenn das Hand-
werk die fehlenden Angebote an qualifi zier-
ten Ausbildungsplätzen in der Industrie und 
bei den humanen Dienstleistungen ausglei-
chen hilft, eine zukunftsfeste Regel ist das 
nicht. 

 Nicht jeder, der sich heute schon an der Aus-
bildung beteiligt, bildet auch zukunftsfest 
aus.

 Es war einer der schweren Fehler der rot-grü-
nen Berufsbildungspolitik, 2003 für fünf Jah-
re die Ausbildereignungs-Verordnung außer 
Kraft gesetzt zu haben, die eine entsprechen-
de Qualifi kation des Ausbildungspersonals 
vorsieht.

8. Unter qualitativen Bezügen ist es ein weiteres 
Manko des herkömmlichen Berufsbildungssys-
tems, dass die Hälfte der erwerbstätigen Frau-
en in nur 5 von 87 Berufsgruppen arbeitet.

 Die Hälfte der weiblichen Azubis wählt die 
Ausbildung in 10 von 360 möglichen Beru-
fen. 

 An der Spitze liegen die Bürokauffrau (7,4 
Prozent), die Kauffrau im Einzelhandel, die 
Arzthelferin, die Friseurin, die Zahnmedizi-
nische Fachangestellte.
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 Unter den zehn von Mädchen am stärksten 
besetzten Ausbildungsberufen ist kein ein-
ziger technischer Beruf.

 Die beliebtesten Ausbildungsberufe für Män-
ner sind immer noch an der Spitze – Kraft-
fahrzeugmechaniker, Maler und Lackierer, 
Kaufmann im Einzelhandel, Elektroinstalla-
teur, Koch.

 In den humanen Dienstleistungsberufen 
sind Männer völlig unterrepräsentiert.

9. Statt das tradierte duale Berufsausbildungs-
system pauschal zu glorifi zieren und nur auf 
die Quantitäten zu schauen, sollte in den ak-
tuellen Reformdebatten mehr und mehr der 
Blick auf die Qualität der Berufsausbildung 
gerichtet werden.

 In den meisten Fällen scheint es eher angera-
ten, Jugendliche ohne Ausbildungsplatz wie-
der zurück in das Schulsystem zu nehmen, 
statt ihnen z.B. auch noch eine Dachdecker-
lehre zu besorgen oder sie in Warteschleifen 
hängen zu lassen.

10. Die Alternative zu einer nicht berufsweltge-
rechten Modularisierung der Berufsausbil-
dung ist nicht der prinzipielle Verzicht auf 

eine Modularisierung, sondern ein in klaren 
Ausbildungsstufen gegliedertes berufl iches 
Ausbildungssystem, das über das Arbeitsle-
ben hinweg auch zusätzliche und zertifi zier-
bare Qualifi zierungselemente anbietet und 
damit auch den Übergang von Erstausbildung 
zur berufl ichen Weiterqualifi zierung sichert. 

 (Übergang von Berufsausbildung zum Hoch-
schulsystem rückläufi g, derzeit 14 Prozent)

Vordringlich ist:
• Aufl ösen der Warteschleifen,
• bessere Aufgabenteilung zwischen staatlich 

und privat organisierter Ausbildung,
• Gerechtigkeitsausgleich zwischen ausbil -

dungs engagierten und nicht ausbildenden 
Unternehmen,

• Aufl ösen der Verdrängungseffekte durch För-
derung der Studierfähigkeit bzw. Studier-
neigung (keine Studiengebühren!). Nur 36 
Prozent ei nes Jahrgangs studieren, 22 Pro-
zent erreichen einen Abschluss.

• Öffnung des Hochschulsystems für Berufsbil-
dungsabsolventen,

• Verzahnung der berufl ichen Erstausbildung 
mit zertifi zierten Weiterbildungsabschnitten.



WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

57

Die profunden Ausführungen von Professor 
 Baethge, die ja auch schon dem ersten Nationalen 
Bildungsbericht im Kapitel über berufl iche Bil-
dung Tiefe und Qualität gegeben haben, möchte 
ich von politischer Seite aus mit drei allgemeinen 
Bemerkungen und in sieben konkreten Aspekten 
des Gesamtproblems aufnehmen.

Zu den allgemeinen Bemerkungen:

I. Der Handlungsdruck ist jetzt da und es ist kei-
ne Schande, den aktuellen Problemen mit 
kurz fristigen Maßnahmen entgegenzutreten.

 
1,3 Millionen Jugendliche und junge Erwachsene 
unter 25 ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
1,9 Millionen ohne Schulabschluss, Anstieg der 
Jugendarbeitslosigkeit von 2000 bis 2005 von 7,7 
Prozent auf 15,2 Prozent, rund 5 Prozent der ju-
gendlichen Erwerbspersonen – d.h. rund 250.000 
Jugendliche – in Maßnahmen der Bundesagentur 
für Arbeit im Jahr, über 300.000 Altbewerber un-
ter den Ausbildungssuchenden, eine signifi kant 
höhere Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit bei Ju-
gendlichen aus eingewanderten Familien: Da 
wird niemand sagen dürfen, dass es keinen Pro-
blemdruck gibt. 

Jenseits der Frage nach Reformen im System 
stellt sich aktuell die Frage nach Maßnahmen im 
Konkreten. Mit dem sogenannten JUMP-Pro-
gramm von 1998, in dem eine Milliarde zusätz-
lich mobilisiert worden ist, um jungen Menschen 
eine Perspektive zu geben, wurden viele junge 
Ausbildungs- und Arbeitslose überhaupt erst in 
das erste und zweite Ausbildungssystem hinein-
geholt. Auch auf die Folgeprogramme konnte im 
Interesse der jungen Menschen nicht verzichtet 
werden. Es ist deshalb auch kein Wunder, dass die 
harsche Kritik von CDU/CSU an den seinerzei-

tigen Initiativen und Programmen von Rot-Grün 
schnell fallen gelassen wurde, als die Konserva-
tiven selbst in die Verantwortung einrückten.

Solche Breitbandprogramme werden auch in 
Zukunft notwendig sein. Alle Beteiligten tun des-
halb gut daran, bei allen Diskussionen um not-
wendige und langfristig wirkende Maßnahmen 
der Systemverbesserung sich den kurzfristigen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lage der jun-
gen Menschen nicht zu verweigern. Vor allen 
Dingen müssen wir uns endlich von der Legende 
verabschieden, dass das deutsche Berufsbildungs-
system in seiner Leistungsfähigkeit einmalig und 
vorbildhaft sei. Die Zahlen machen deutlich: Hy-
bris ist nicht angebracht.

II. Wir kommen weiter, wenn sich alle ehrlich 
machen. 

Das duale System in der klassischen Form, wie es 
sich in Deutschland ausgebildet hat, erbringt be-
deutende Leistungen und hat viele Vorteile. Aber 
es ist in seinen Ergebnissen weder einzigartig, 
noch der Erfolgs- und Exportschlager, der in ihm 
gerne gesehen wird. Martin Baethge hat deshalb 
Recht, wenn er mindestens vier Säulen der beruf-
lichen Ausbildung in Deutschland anspricht, 
nämlich das klassische duale System, die überbe-
triebliche Ausbildung, die schulische Ausbildung 
und das Übergangssystem. 

Tatsächlich bilden aber nur ein Viertel aller 
Betriebe überhaupt aus. Die Hälfte aller ausbil-
dungsfähigen Betriebe verweigert sich der Ausbil-
dung. Das duale System ist in Wirklichkeit schon 
lange auf dem Weg zum Dualismus, hier die klas-
sische duale Ausbildung, dort die überbetriebli-
che oder schulische Ausbildung. Und das Ganze 
unterlegt mit einem breiten Übergangssystem 
zwischen schulischer und berufl icher Ausbildung, 
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das zunehmend den Charakter einer berufspäda-
gogischen „Propädeutik“ bekommt. Wenn dies 
die Wirklichkeit ist, darf sie aber nicht ideolo-
gisch verkürzt werden, als ob es nur die duale 
Ausbildung gäbe und diese für die Zukunft be-
stimmend sein würde. 

III. Politische Handlungsoptionen für die quanti-
tative und qualitative Veränderung im Berufs-
bildungssystem müssen deshalb ganzheitlich 
angelegt sein. 

Fakt ist: Es geht nicht mehr um die Systemfrage, 
sondern um konkrete Verbesserungen in mehre-
ren parallelen Systemen. Es geht auch nicht um 
die Frage des optimalen Systems, sondern um die 
Verknüpfung und die Verbesserung der verschie-
denen Systeme in ihrer Anschlussfähigkeit, ihrer 
Durchlässigkeit, ihrer inneren Qualität. Anstatt 
des Streits um das einzig richtige System sind jetzt 
also der Streit um die Ziele und die Qualitäten der 
Systeme für sich und in ihrem Zusammenwirken 
erforderlich. 
Hierzu drei Leitgedanken:
a) Wir brauchen in der Berufsbildung für alle ei-

nen Abschluss und das auf möglichst hohem 
Niveau. Hierin liegt die eigentliche Aufgabe in 
Gegenwart und Zukunft.

b) Auch Berufsausbildung hat immer noch etwas 
mit Emanzipation und Partizipation zu tun 
und ist nicht rein adaptive Anpassung an den 
Wandel der Arbeitsgesellschaft. Berufsbildung 
macht frei. Wer eine abgeschlossene komplexe 
Berufsausbildung hat, steht auf einem besse-
ren Fundament. In diesem gesellschaftskri-
tischen Sinne hat das Berufsprinzip Zukunft!

c) Das ganzheitliche Verständnis von Berufsbil-
dung ordnet diese in das Gesamtbild vom Le-
benslangen Lernen ein, von der frühkindli-
chen Bildung bis zum Alterslernen, von der 
Schulfähigkeit über die Ausbildungsfähigkeit 
zur Weiterbildungsfähigkeit. Die entscheiden-
den Bildungsreformen richten sich deshalb 
auch nicht auf den Sektor der Berufsbildung, 
sondern auf das Lebenslange Lernen, weg vom 
Denken in Bildungssektoren, hin zum Fördern 
von Bildungsbiografi en.

Soweit die drei Vorbemerkungen. Ich sehe 
hierin im Übrigen viel Übereinstimmung mit den 
Grundwerten und Einschätzungen, wie sie in den 
Ausführungen von Professor Baethge angeklun-
gen sind.

Zu den politischen Handlungsoptionen: Hier-
zu ist jetzt im Einzelnen festzustellen:

1. Das Berufsbildungsgesetz jetzt fruchtbar 
 nutzen
 Das Berufsbildungsgesetz von 1969 bleibt ge-

rade nach den in breitem Konsens getroffenen 
gesetzlichen Veränderungen des Jahres 2005  
eine hervorragende Grundlage, um das Berufs-
bildungssystem in seinen verschiedenen Facet-
ten auch für die Zukunft positiv zu gestalten 
und weiterzuentwickeln. Eine erneute Novel-
lierung des BBiG steht deshalb nicht auf der 
Tagesordnung. Die vorhandenen Spielräume 
müssen vielmehr ernsthaft angenommen und 
ausgefüllt werden, bei der Neustrukturierung 
von Ausbildungsgängen, bei der Konzentra-
tion auf zentrale Ausbildungsberufe, bei der 
Gleichstellung von dualer und schulischer Be-
rufsausbildung, bei der Verknüpfung von be-
rufl icher Erstausbildung und berufl icher Wei-
terbildung, bei der Integration des Übergangs- 
beziehungsweise Vorbereitungssystems und 
des berufl ichen Bildungssystems. 

 Das Gesetz bietet hierzu alle Möglichkeiten. 
Diese müssen jetzt auch von den Akteuren in 
der Wirtschaft und bei den Gewerkschaften, 
bei den Kammern und den Ministerien in 
Bund und Ländern genutzt werden. Wenn es 
um gesetzgeberische Verbesserungen geht, be-
stehen hierfür vielmehr andere Baustellen. 
Zum Beispiel die Baustelle zwischen SGB II 
und SGB III, damit nicht mehr junge Men-
schen, je nach dem sozialen Arbeitsstatus ih-
rer Eltern, in unterschiedlichen Systemen be-
treut werden. Zum Beispiel beim SGB III, da-
mit aus der Arbeitslosenversicherung eine Be-
schäftigungsversicherung wird, die das Prinzip 
des Lebenslangen Lernens aufnimmt und sich 
nicht vorrangig über Arbeitslosigkeit, sondern 
über Beschäftigungsfähigkeit und Bildungs-
qualität defi niert. Zum Beispiel über ein Auf-
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stiegsfortbildungsförderungsgesetz, das mehr 
ist, als ein Meister-Bafög und zum Kern eines 
Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes wird.

 Im 20. Jahrhundert ist der moderne Sozialstaat 
über das Sozialgesetzbuch defi niert und ausge-
staltet worden. Im 21. Jahrhundert muss zu 
diesem Sozialgesetzbuch im Zeichen der Wis-
sens- und Bildungsgesellschaft von morgen 
ein Bildungsgesetzbuch dazu treten. Wichtige 
Kernbereiche hierzu liegen bereits vor, vom 
BAFÖG und AFBG bis zum Berufsbildungsge-
setz und dem Fernunterrichtsschutzgesetz. 
Eine solche Gesamtarchitektur für das Lebens-
lange Lernen würde auch die Berufsbildung 
im Besonderen wieder in den Fokus rücken 
und stärken. Statt kurzatmiger Gesetzesnovel-
lierung des BBiG ist deshalb die politische 
konzertierte Aktion für das Lebenslange Ler-
nen gefragt. 

2. Die frühe Förderung aufbauen
 Wer es gut mit der berufl ichen Bildung meint, 

konzentriert seine bildungspolitischen An-
strengungen schon auf die Phasen weit vor 
der berufl ichen Bildung im engeren Sinne. 
Früh baut vor! Die Erkenntnis wächst, dass be-
rufl iche Bildung nicht gelingen kann, wenn 
frühkindliche Bildung für alle nicht ausrei-
chend aufgebaut worden ist. Dass jugendliche 
Migranten deutlich geringere Chancen haben 
als deutsche Jugendliche, darf nicht erst in der 
Berufsausbildung aufstoßen, weil es zu diesem 
Zeitpunkt auch nicht mehr ausgeglichen wer-
den kann. Acht Milliarden Euro, die jetzt im 
Übergangssystem investiert werden, würden 
sicherlich nachhaltiger Wirkung entfalten, 
wenn sie bereits vorher in der Schule bezie-
hungsweise noch früher in der frühkindlichen 
Bildung von Krippe bis Kindertagesstätte ein-
gesetzt werden könnten. Hierin liegt eine ent-
scheidende politische Aufgabe, die über die 
berufl iche Bildung hinausführt, aber genau zu 
besserer berufl icher Bildung hinführen soll. 

3. Für eine kalkulierte Erneuerung der Dualen 
Ausbildung

 Wir brauchen eine kalkulierte Erneuerung 
auch im klassischen dualen Berufsbildungs-
system. Ich sehe hierfür drei vorrangige Hand-
lungsfelder:
a) Die Berufsbilder müssen wieder breiter wer-

den, nicht die Vermehrung von sich immer 
weiter spezialisierenden Berufsausbildun-
gen ist das Ziel, sondern der dynami sche 
Kernberuf, der durch seine Breitbandigkeit 
genügend Flexibilität und Anpas sungs fä-
higkeit an die Wandlung der Arbeitswelt 
berücksichtigt. Die Neubesinnung darauf, 
dass über 350 Berufsbilder kein Qualitäts-
merkmal, sondern eher Ausdruck unterlas-
sener Reformen sind, breitet sich ja zum 
Glück aus. Eine Rückführung auf 50–80 
zukunftsfähige Berufsbilder ist unbedingt 
anzustreben. 

b) Berufsausbildung braucht Zeit, gerade 
wenn sie qualitativ Bestand haben soll. Die 
Drei-Jahresausbildung muss deshalb die 
Normalausbildung bleiben. Zweijährige Be-
rufsausbildungen müssen mit einem Recht 
auf Aufstockung zur dreijährigen Ausbil-
dung verbunden sein. Die Anschlussfähig-
keit der zweijährigen Ausbildung ist ent-
sprechend sicherzustellen. Eine in die 
 Debatte gebrachte neue Struktur von ein- 
beziehungsweise zweijährigen Basisausbil-
dungen mit aufsetzender Spezialisierung 
und Auswahl aus fakultativen Angeboten 
muss deshalb sehr genau unter dem Ge-
sichtspunkt betrachtet und begleitet wer-
den, dass hieraus keine grundsätzliche De-
qualifi zierung von Berufsausbildung erfolgt. 

 Im Übrigen muss die Regel gelten: Gerade 
wer mit nicht so guten Voraussetzungen in 
die Berufsausbildung eintritt, hat ein be-
sonderes Recht auf eine entsprechend län-
gere Gesamtausbildungszeit, um die Lü-
cken aufzuarbeiten und Bildungsanschluss 
zu fi nden. Dass dieses nicht theorielastig 
geschehen kann und darf, steht außer Re-
de. So wird gerade die bessere Verknüpfung 
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von mehr Praxis und guter beziehungswei-
se aufnehmbarer Theorie mehr und nicht 
weniger Zeit erfordern.

c) Wo Modularisierung zum Allheilmittel er-
klärt wird, muss man skeptisch sein. Für zu 
viele, nicht an den jungen Menschen und 
der Optimierung ihrer Berufsausbildung 
Orientierte ist die Modularisierung das Tro-
janische Pferd zu ganz anderen Zwecken. 
Wo Modularisierung dazu dient, Leistun-
gen des Übergangssystems in die berufl iche 
Bildung hineinzuübertragen und anerken-
nungsfähig zu machen oder zu einem dy-
namischen und anpassungsfähigen Ver-
hältnis von allgemeiner Berufsgrundbil-
dung beziehungsweise Breitbandbildung 
und Spezialisierung zu kommen, kann 
hierin gleichwohl ein sinnvolles metho-
disches Vorgehen liegen. Die Experimen-
tierklausel des Berufsbildungsgesetzes lässt 
hierzu schon alle Möglichkeiten. Sie gilt es 
im Sinne kalkulierter Erneuerung zu nut-
zen.

4. Den Dualismus annehmen und ernst nehmen
 Das Schisma von klassischer dualer Ausbil-

dung und angeblich zweitrangiger schulischer 
beziehungsweise überbetrieblicher Ausbildung 
muss konzeptionell und praktisch angegan-
gen werden. Vor- und Werturteile gegenüber 
dem jeweiligen anderen System haben ange-
sichts des europäischen und internationalen 
Vergleichs über die Qualität der berufl ichen 
Ausbildung, aber auch angesichts von System-
vergleichen im nationalen Rahmen keine Be-
rechtigung. Im Gegenteil: Wenn es um Kapa-
zitäten und Aufnahmefähigkeit, Ausbildungs-
abbrüche und Erfolgsquoten, Kosten und Qua-
lität sowie berufl iche Anschlussfähigkeit geht, 
stellt sich das Bild durchaus differenziert dar. 

 Politische Anstrengungen mit Blick auf quan-
titative und qualitative Veränderungen am Be-
rufsbildungssystem müssen sich deshalb auf 
beide Teilsysteme richten. Sie müssen vorran-
gig dazu beitragen, die Durchlässigkeit zwi-
schen diesen Systemen zu fördern, und das 
schließt die erleichterte Anerkennung und 
Doppelzertifi zierung mit ein, zum Beispiel 

über die Kammerprüfung bei den schulischen 
Berufsabschlüssen. Wir brauchen auch noch 
mehr Verbesserungen im Bereich der Praktika 
und der überbetrieblichen Lernzeit. Speziell 
die Durchlässigkeit vom schulischen zum be-
rufsbildenden System, sei es in Schule, dualer 
Berufsausbildung oder Hochschule muss noch 
weiter verbessert werden. Diskussionen, wie 
sie in mehreren Bundesländern über die Ein-
führung eines Berufsabiturs geführt werden, 
weisen hier in die richtige Richtung.

 Das Schwellenproblem, wie es von Professor 
Baethge sehr detailliert ausgearbeitet worden 
ist, kann nur durch eine konzentrierte Anstren-
gung angegangen werden, Durchlässigkeit zu 
fördern, wo immer es möglich ist, nämlich 
von der Berufsvorbereitung her in Nachfolge-
systeme, von der dualen Ausbildung her in die 
Hochschulen, von der Berufstätigkeit her in 
die Aufstiegsfortbildung im berufl ichen oder 
akademischen System. Mit Recht hat der frü-
here Bildungsstaatssekretär Wolf Michael Ca-
tenhusen hier eine bundesweite Strategie ein-
gefordert, dieses Desiderat deutscher Bildungs-
politik endlich aufzugreifen und in einer bun-
desweiten Strategie mehr Zugänglichkeit für 
Berufsqualifi zierte zur Hochschulbildung zu 
schaffen.

 Eine Bemerkung am Rande: Es gibt eine aktu-
elle Diskussion um die Übertragung der Kate-
gorien von Bachelor und Master in die Berufs-
bildung im Sinne eines Berufsbildungsbache-
lors. Ich möchte hiervon abraten. Es ist nicht 
nur kontraproduktiv, die Aneignung der  neuen 
Bachelor/Master-Struktur im  Hochschulbereich, 
die mühsam genug in der Wirtschaft und bei 
den öffentlichen Händen erfolgt, durch eine 
solche Diskussion zu überlagern und zu ver-
unklaren. Es würde auch gegen das Selbstbe-
wusstsein einer berufl ichen Ausbildungsquali-
fi kation sprechen, wenn diese zwanghaft aka-
demische Benennungen aufgreifen würde. 
Auch halte ich es für wichtig, erst einmal die 
verschiedenen Qualifi kationsniveaus, wie sie 
in der europäischen Diskussion über einen eu-
ropäischen Qualifi kationsrahmen und dessen 
Umsetzung in einen nationalen Qualifi kations-
rahmen anstehen, zu einem theoretischen wie 
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praktischen Ergebnis zu führen, bevor es hier 
zu einer Vereinheitlichung in den Benennun-
gen kommen kann. Mein Votum deshalb: Ge-
rade weil es so viele Baustellen gibt, sollte die-
se Baustelle nicht am Anfang, sondern erst 
ganz am Ende aufgemacht werden.

5. Die Berufsbildung europäisieren und interna-
tionalisieren – mit möglichst konkretem Mehr-
wert

 Natürlich darf der Kopenhagen-Prozess, in 
dem die berufl iche Bildung für Europa in eine 
ähnliche Debatte gebracht werden soll, wie es 
mit dem Bologna-Prozess von 1999 mit sehr 
weitreichenden Wirkungen für den Hochschul-
bereich schon gelungen ist, hier nicht igno-
riert werden. Der gemeinsame europäische 
Arbeitsmarkt der Zukunft muss dazu führen, 
dass es eine ausreichende Klarheit und damit 
auch Anerkennungsfähigkeit für erworbene 
berufl iche Qualifi kationen in den jeweiligen 
beteiligten Ländern gibt. Ob das komplexe 
und hochabstrakte System von Niveaustufen 
mit den inneren Differenzierungen am Ende 
wirklich trägt, wird mit einem sehr behutsa-
men und vor allem praxisgeleitetem Prozess 
zu erproben sein. Ich möchte deshalb hier, 
wenn Europa ein Stimulanz für Reformen in 
der berufl ichen Bildung sein soll, vor allen 
Din gen drei andere Aspekte in die Debatte 
einführen:
a) Der Euro-Pass muss in jeder Hinsicht popu-

lärer gemacht werden, denn er ist ein jetzt 
schon einsatzfähiges Angebot, das entspre-
chend genutzt werden sollte.

b) Die Zahl der jungen Auszubildenden, die 
einen Teil ihrer Ausbildung im europäi-
schen Ausland oder im internationalen Be-
reich vollziehen, sollte deutlich gesteigert 
werden, denn damit wird der einheitliche 
Bildungs- und Qualifi kationsrahmen prak-
tisch gemacht. 

c) Die PISA-Studien der OECD haben für den 
allgemeinbildenden Bereich lebhafteste 
Dis kussionen hervorgerufen und sind sehr 
reformmächtig gewesen. Ein solches Be-
rufsbildungs-PISA scheint mir durchaus 
überfällig.  Letztlich würde eine solche Stu-

die empirisch angehen, was im Rahmen 
von EQR und NQR bildungstheoretisch ak-
tuell bearbeitet wird.

6. Die Qualität gehört ins Zentrum
 Über den quantitativen Fragen, die in den ak-

tuellen Debatten vielfach im Vordergrund 
 stehen angesichts von  Ausbildungsplatzlücken 
und sogenannten Altbewerberbergen, droht 
die Konzentration auf die Qualität der beruf-
lichen Ausbildung in den Hintergrund zu ge-
raten. Auch hier gilt aber: Billig kommt teuer. 
Nicht nur für den ausbildenden Betrieb und 
die öffentliche Hand, die mit einer qua litativ 
minderwertigen Ausbildung vielleicht kurz-
fristig Kosten sparen können, aber keine Nach-
haltigkeit durch Qualifi kation erreichen. Sie 
ist auch schädlich für den jungen Auszubil-
denden und demotiviert letztlich. 

 Ins Zentrum der Diskussion muss deshalb rü-
cken, wie die hohe Abbruch- und Wechsel-
quote in der Berufsausbildung vermindert wer-
den kann. Wechsel muss dabei für sich nicht 
schlecht sein, wenn die jungen Auszubilden-
den relativ schnell ihren Ausbildungsweg so 
korrigieren können, dass sie die Ausbildung 
dann fi nden, die ihren Neigungen und Fähig-
keiten besser entspricht. Aber noch besser 
wäre natürlich eine davorliegende gute Orien-
tierungs- und Beratungsphase. Und noch wich-
tiger ist es, dass es eben nicht zu einem Ab-
bruch in die Ausbildungslosigkeit führt, son-
dern die Auszubildenden einen Abschluss 
auch wirklich erfolgreich erreichen.

 Ich persönlich glaube, dass hier auch erneute 
Diskussion aufgenommen werden muss über 
die Ausbildereignung und Fort- und Weiterbil-
dung in den Betrieben selbst. Natürlich ist der 
Wegfall der einschlägigen Bestimmung über 
die Ausbildungseignung seinerzeit auch damit 
begründet worden, dass man zusätzliche Be-
triebe für die Bereitstellung von Ausbildungs-
plätzen gewinnen wollte. Auch sollte bürokra-
tischer Aufwand vermindert werden. Es wird 
jetzt – fünf Jahre nach dem Aussetzen der Aus-
bildereignungsverordnung –, kritisch zu über-
prüfen sein, ob und in welchem Umfang die 
erhofften Wirkungen tatsächlich ursächlich 
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durch diese Entscheidung beeinfl usst worden 
sind und  welche negativen Rückwirkungen 
dies an anderer Stelle gehabt hat.

 Wenn allerdings die Fort- und Weiterbildung 
der Lehrkräfte an Schulen und Hochschulen 
als immer dringlicher angesehen wird, wird 
man dieses Erfordernis für den berufsbilden-
den Bereich und die betriebliche Ausbildung 
nicht ignorieren dürfen. Tatsächlich gibt es ja 
gerade auch aus dem gewerkschaftlichen Be-
reich durchaus ernstzunehmende Untersu-
chungen und Hinweise, welche Lücken in der 
Qualität der Berufsausbildung in den Betrie-
ben nicht zuletzt durch nicht hinreichend 
ausgebildete und fortgebildete Ausbilderinnen 
und Ausbilder bestehen.

7. Die Solidarität der Wirtschaft für die Berufs-
ausbildung muss auf der Tagesordnung blei-
ben.

 Natürlich kann die Frage nach der Quantität 
der Ausbildungsplätze nicht vollkommen aus-
gespart werden. Auch wer eine Ausbildungs-
platzumlage als ein grundsätzlich geeignetes 
Instrument zur Finanzierung von mehr Aus-
bildungsplätzen und Sicherung dieses Ange-
botes in der Solidarität aller Unternehmen an-
sieht, kann nicht so naiv sein, unter dem Zwei-
Kammer-System von Bundestag und Bundes-
rat in Deutschland und der strikten Ablehnung 
eines solchen Ansatzes durch die meinungs-
führenden Organisationen in der Wirtschaft, 
aber auch durch CDU/CSU und FDP an die 
kurzfristige Durchsetzbarkeit eines solchen 
Konzeptes zu glauben. Mit Blick auf das 
Grundkonzept des Lebenslangen Lernens wird 
es schon schwer genug werden, die Erweite-
rung der Arbeitslosenversicherung im Sinne 
einer solidarischen Beschäftigungsversiche-
rung mit Blick auf Weiterbildungsfähigkeit 
und berufsbegleitender Qualifi kation und Wei-
terbildung durchzusetzen.

 Gleichwohl sollten auch für den berufsbilden-
den Bereich entsprechende Ansätze im Kon-
kreten und Überschaubaren immer wieder 
aufgegriffen und umgesetzt werden, z.B. mit 
einer solidarischen Finanzierung der Prüfungs-

gebühren. Oder mit dem Modell einer Prämie 
für überdurchschnittlich ausbildende Betriebe, 
die aus der Gesamtheit der Arbeitgeberbeiträ-
ge zur Arbeitslosenversicherung fi nanziert 
wird, wenn es denn hierfür keine reine Steuer-
fi nanzierung geben sollte. Auch sollten alle 
Anstrengungen darauf gerichtet werden, noch 
mehr branchenbezogene Fonds zur Finanzie-
rung von berufl icher Bildung zu begründen, 
bei denen die Tarifpartner entsprechende Ver-
einbarungen treffen.

 Dass solche Fond-Bildung ein zentrales Struk-
turelement im Bereich des Lebenslangen Ler-
nens speziell in den Abschnitten von beruf-
licher Ausbildung und berufl icher Tätigkeit 
sein kann, wird sich aus der weiteren Entwick-
lung von Arbeitsplätzen und der Arbeitswelt 
generell ergeben. Nicht umsonst hat die sog. 
Timmermann-Kommission über die Finanzie-
rung des Lebenslangen Lernens speziell im Be-
zug auf die Leiharbeitsbranche einen entspre-
chenden Weiterbildungsfond zur Erhaltung 
und zur Steigerung der berufl ichen Qualifi ka-
tion in die Diskussion gebracht.

Schlussbemerkung: 

Auch wenn die Rezeption des ersten Nationalen 
Bildungsberichtes 2006 in der öffentlichen Dis-
kussion noch nicht so stark gewesen ist, wie es 
nach der aufgeregten Diskussion aufgrund der 
PISA-Ergebnisse eigentlich angemessen und zu 
erwarten gewesen wäre, so zeigt dieser erste Nati-
onale Bildungsbericht doch sehr nachdrücklich 
und mit vielen einzelnen Daten belegt auf, dass 
das sektorale Denken von Bildung weder zeitge-
mäß noch zielführend ist. Kontinuierliche Re-
formen im berufl ichen Bildungssystem im enge-
ren Sinne sind deshalb im angesprochenen Sinne 
notwendig und in der Verantwortung aller Ak-
teure mit der nötigen Umsicht und Kalkulierbar-
keit anzugehen. 

Nachhaltig werden diese Reformen allerdings 
erst dann wirken können, wenn die Vorausset-
zungen aus den davorliegenden Abschnitten des 
Lebenslangen Lernens entsprechend verbessert 
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werden und der Erhalt des berufl ichen Bildungs-
niveaus und sein Ausbau durch entsprechende 
Reformen im Gesamtsystem von Weiterbildung 
erhalten und fortgeführt wird. 

Dieses muss die Botschaft für die Zukunft 
werden: Berufl iche Bildung kann nur so gut sein, 
wie es das Gesamtsystem von Bildung in Deutsch-
land und Europa zulässt. Eine verbesserte beruf-

liche Ausbildung, die beiträgt zu weniger Arbeits-
losigkeit, mehr Beschäftigung und mehr Wert-
schöpfung, kann gleichzeitig entscheidend zur 
Verbesserung dieser Voraussetzungen beitragen. 
Diese bildungspolitische Dynamik muss jetzt 
 angestoßen werden. Oder um es mit Professor 
Baethge zu sagen: Diese Schwelle muss jetzt 
durchbrochen werden.
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